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den Aufgabenstellungen.

Welche Konsequenzen leitet der
Senat aus den in dem Brief erho-
benen Vorwiirfen und den sechs
konkret vorgeschlagenen MaR-
nahmen fiir einen besseren Ma-
thematikunterricht ab? (Fragethe-
ma der AfD-Fraktion)

Dr. Alexander Wolf AfD
Ties Rabe, Senator

Kazim Abaci SPD

Karin Prien CDU

Dr. Stefanie von Berg GRUNE

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE

Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP

Die Bundeslander haben mit dem
Bund vereinbart, dass ab dem

1. April 2017 Anlauf- und Bera-
tungsstellen bereit stehen sollen,
damit Kinder und Jugendliche, die
zwischen 1949 bis 1975 in der
Bundesrepublik oder zwischen
1949 und 1990 in der DDR in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe
oder in Einrichtungen der Psych-
iatrie Leid und Unrecht erfahren
haben, im Rahmen der Stiftung
"Anerkennung und Hilfe" eine
pauschale finanzielle Anerken-
nungsleistung von 9.000 Euro und
gegebenenfalls eine Rentener-
satzleistung erhalten konnen.
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Beginn: 13.33 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die heutige Sitzung ist ertffnet.

Ich mdchte sie gern beginnen mit Geburtstags-
glickwiinschen, die sich an unseren Kollegen Carl-
Edgar Jarchow richten. Lieber Herr Jarchow, im
Namen des ganzen Hauses alles Gute zum Ge-
burtstag. Herzlichen Gliickwunsch.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und ich darf lhnen zwei weitere freudige Mitteilun-
gen machen. Sie betreffen unsere Kollegen Marc
Schemmel und Hansjérg Schmidt. Bei beiden zu
Hause gibt es jetzt weibliche Mehrheiten, sie sind
namlich Vater von Toéchtern geworden. Marc
Schemmel hat eine Tochter mit Namen Anna und
Hansjorg Schmidt eine Greta-Charlotte. Ganz
herzlichen Glickwunsch Ihnen beiden zum Nach-
wuchs.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Damit kommen wir zu unserer heutigen Tagesord-
nung. Die Fraktionen sind abweichend von der
Empfehlung des Altestenrats (ibereingekommen,
diese um die Wahl einer oder eines Deputierten
der BWVI zu erganzen. Die Drucksache liegt lhnen
vor. Das ist unser neuer Tagesordnungspunkt 4a,
den wir nachtraglich aufgenommen haben.

Wir kommen zur

Aktuellen Stunde

Sechs Themen sind angemeldet worden, von der
GRUNEN Fraktion

Europa statt Nationalismus: Im weltoffenen
Hamburg schlagt der "Pulse of Europe" be-
sonders stark

von der Fraktion DIE LINKE

Luftreinhaltung in Hamburg — ein zahnloser
Tiger

von der FDP-Fraktion

Neue Bildungsstudie: Rabe im postfakti-
schen Zeitalter

von der AfD-Fraktion

Jahreswechsel 2015/2016: 410 geschéadigte
Frauen — 245 Ermittlungsverfahren — Scholz
kindigte konsequentes Handeln an — null
Verurteilungen — was ist falsch gelaufen?

die SPD-Fraktion hat angemeldet

IQB-Bildungstrend stellt Hamburg gutes
Zeugnis aus

und von der CDU-Fraktion ist schlieBlich angemel-
det

Tricksen und tauschen — Senator Rabe
unterhohlt die Rechte der Opposition

Wir starten mit dem ersten Thema, angemeldet
von der GRUNEN Fraktion, und Herr Dr. Tjarks be-
kommt das Wort flir maximal funf Minuten.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Sie haben mit so vielen
Gluckwilnschen heute begonnen, da muss ich ein-
mal sagen, wenn ich das hier vorn sehe, freue ich
mich besonders, dass ein Baby mit im Plenarsaal
ist. Ich glaube, es ist ein gutes Zeichen, dass das
mit uns gemeinsam madglich ist.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU, der LINKEN und der FDP)

Die freudigen Nachrichten sind doch momentan
auf der Welt nicht so sehr verbreitet; wir haben
einen langen, blutigen Krieg in Syrien, wir haben
einen Brexit, den wenige Menschen fur mdglich
gehalten haben, wir haben einen US-Prasidenten
— das Amt des US-Prasidenten war friher einmal
gleichbedeutend mit dem Anflhrer der freien
Welt —, der nicht nur politisch eher unfahig ist, son-
dern dessen eigene Polizei ihn der Unwahrheit
Uberfihrt hat.

(André Trepoll CDU: Da waren die GRUNEN
auch noch grin!)

Das alles fiihrt dazu, dass diese Fragen, glaube
ich, niemanden mehr kalt lassen, Herr Trepoll, und
wir missen uns fragen, wenn die Gesellschaft poli-
tischer wird, die Menschen leidenschaftlicher dis-
kutieren, wo und wie kdnnen wir ihnen Orientie-
rung bieten? Ich glaube, angesichts der Themen,
die wir hier behandeln, ist es sehr wichtig, dass wir
ein Bekenntnis zu Europa, zur Europaischen Union
abgeben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Michael Westenberger CDU)

Denn eines ist, glaube ich, aus der Sicht der mei-
sten in diesem Hause klar: Die Lésung des Krieges
in Syrien, der Kampf gegen den Klimawandel oder
der Frieden zwischen europaischen Nationalstaa-
ten, die Sicherung unseres Sozialstaatsmodells
und vieles andere mehr wird man nur erreichen,
wenn wir gemeinsam miteinander arbeiten, wenn
wir gemeinsam in Europa miteinander reden und
wenn wir dies auch in der Verfasstheit dieser Euro-
paischen Union tun. Und das Wichtige ist, dass wir
all denjenigen etwas entgegenstellen, die die na-
tionalistischen Lieder spielen in dieser Frage, die in
der Regel nicht einmal in der Lage sind, wie wir
beim Brexit sehen oder auch bei Herrn Trump, die-
se Probleme auch nur ansatzweise zu I6sen, Uber
die wir hier reden, weil sie den Klimawandel bei-
spielsweise verleugnen, weil sie mit Fake News ar-
beiten, und das ist in Europa die Europaische Uni-
on.
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(Dr. Anjes Tjarks)

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU und bei Daniel Oetzel FDP)

Ja, die Lésung dieser Probleme ist haufig sehr
mihsam. 27 Staaten unter einen Hut zu bekom-
men, Regelungen fir 450 Millionen Menschen zu
erlassen, ist nicht besonders leicht, aber als Uber-
zeugte Parlamentarierinnen und Parlamentarier
sollten wir alle sagen, es wird sich lohnen.

Vielleicht denken nicht alle daran, dass Frieden in
Europa keine Selbstverstandlichkeit ist, Reisefrei-
heit auch nicht, die Mdglichkeit, sich Gberall nieder-
zulassen, zu wohnen und zu arbeiten schon gar
nicht.

Aber die Zeiten haben sich auch ein bisschen ge-
andert, und diese Errungenschaften sind bedroht.
Genau deswegen brauchen wir eine o6ffentliche
Haltung, und zwar nicht nur eine Haltung der Par-
lamente, sondern auch der Blrgerinnen und Blr-
ger zu diesen Themen. Eine Haltung, die versteht,
dass wir in Hamburg nicht nur 109 496 EU-Birge-
rinnen und -Birger haben, die jeden Tag etwas zu
der Stadt beitragen, eine Haltung, die nicht nur
versteht, dass wir 59 Prozent unseres Aulienhan-
dels mit europaischen Landern abwickeln, eine
Haltung, die nicht nur dafir steht, dass wir mit dem
Hafen mafRygeblich von der EU-Osterweiterung pro-
fitiert haben, sondern die vor allen Dingen auch ei-
ne Wertehaltung ausdruckt, eine Haltung, denn
sehr viele Menschen denken, wir wollen uns gut
mit unseren Nachbarn verstehen, wir wollen diese
Freizlgigkeit in Europa, wir wollen die Probleme
der Welt gemeinsam lésen. Wir kdnnen sie auch
nur gemeinsam lésen und wir werden unsere Wer-
te verteidigen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
CDU)

Im Januar 2017 hat sich in Frankfurt am Main eine
Bewegung formiert, The Pulse of Europe, eine Be-
wegung, die denjenigen etwas entgegenstellen
mochte, die fir Zwietracht sind, fiir schlechte Lau-
ne, die Europa spalten wollen, eine Bewegung, die
sich jeden Sonntag trifft, Tausende Menschen in
vielen Stadten Europas, in mittlerweile elf Landern,
eine Bewegung, die Flagge zeigt fur Freizlgigkeit,
fur gemeinsames Handeln, auch flr unsere Werte
und vor allen Dingen gegen einen piefigen und
engstirnigen Nationalismus.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dr. Kurt Duwe FDP und Michael Westenber-
ger CDU)

In Hamburg haben letzte Woche, letzten Sonntag,
800 Menschen daran teilgenommen,

(Wolfgang Rose SPD: Mehr waren das!)

nachste Woche soll allerdings der europaische Re-
kord gebrochen werden, das sind dann, glaube
ich, Uber 4 000 Menschen. Ich fordere Sie auf, las-
sen Sie uns unseren Beitrag dafur leisten als Bar-

gerinnen und Birger dieser Stadt, dass das am
Ende klappen soll, denn wir sind die Stadt, in der
Europa im Herzen am starksten schlagt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Michael Westenberger CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Gut, dass wir Uber Europa
reden und als Birgerschaft ein Zeichen setzen,
genau wie viele Pro-EU-Demonstranten, und ich
finde es auch gut, dass wir es gerade heute tun.
An dem Tag, an dem GrofR3britannien den Brexit-
Antrag gestellt hat, setzen wir hier ein genau ent-
gegengesetztes Signal flr Europa, flur die Europai-
sche Union, und dafiir, dass diese Gemeinschaft
eine Zukunft hat.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Gerade jetzt haufen sich doch die aktuellen Ereig-
nisse. Seit gestern Abend, glaube ich, als Herr
Trump mit seinem Dekret faktisch den Ausstieg
aus seinen eigenen Klimaverpflichtungen unter-
schrieben hat, muss doch jedem klar sein, dass wir
die grollen globalen Herausforderungen dieser
Welt im Bereich Fluchtlingspolitik, im Bereich
Kampf gegen den Terror, gemeinsame Wirt-
schafts- und Klimapolitik nur gemeinsam erreichen.
Nur gemeinsam werden wir die Herausforderungen
dieser Welt bestehen kénnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Daniel Oetzel FDP)

Die EU ist eben auch viel mehr als nur eine Wirt-
schaftsunion, von der wir finanziell profitieren, sie
fut auf Demokratie, Frieden und Freiheit. Es ist
gerade in diesen Zeiten internationaler Konflikte
und Unsicherheiten sehr, sehr wichtig, dass wir
diese gemeinsame Stimme erheben kénnen, und
auch das sollten wir immer wieder den Menschen
in diesem Land deutlich machen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Ebenfalls klar ist, dass es natirlich auch Reformen
geben muss, und wir uns auch ernsthaft damit aus-
einandersetzen muissen, wo in Europa was nicht
gut lauft, wo in der Tat dieses Instrument als ein
birokratisches Monstrum wahrgenommen wird, wo
man Entscheidungen nicht richtig nachvollziehen
kann, und so weiter, aber das missen wir in der
Geisteshaltung machen, dass wir dieses Projekt
nach vorn bringen, weiterentwickeln wollen und es
nicht abwickeln wollen. In dieser Haltung missen
wir in Europa fur Reformen werben.
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(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

60 Jahre sind die ROmischen Vertrage jetzt alt, der
Jahrestag war vor wenigen Tagen, und deshalb ist
es so gut und wichtig und richtig, dass so viele
Burgerinnen und Birger gerade in dieser Phase
auf die Stralte gehen und damit auch ein Zeichen
setzen, dass sie dieses Thema nicht allein den
Miesmachern, von denen einige hier auch im Ple-
narsaal sitzen, Uberlassen wollen, sondern deutlich
machen, dass es ein gemeinsames Projekt ist, das
sie wahren, das sie verteidigen wollen, dass sie
daflr auf die StraBe gehen, das ist ein sehr wichti-
ges Zeichen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Mir ist da gar nicht bange, dass wir eine Chance
haben, auch einen Rekord aufzustellen, weil gera-
de in Hamburg, glaube ich, vielen Birgerinnen und
Birgern aus den unterschiedlichsten Bereichen
und Stadtteilen die Vorteile von Europa immer wie-
der klar vor Augen gefiihrt werden. Es ist einmal
das Thema, wie viele EU-BUrgerinnen und -Burger
wir in Hamburg haben, Europa ist Teil der Hambur-
gerinnen und Hamburger, das merkt man einfach
an sehr vielen Stellen, natirlich das Thema Hafen
und Handel und dass wir eine Drehscheibe in dem
Bereich sind. Wir haben 2 000 Hamburger Unter-
nehmen, die Geschéaftsbeziehungen in das euro-
paische Ausland haben. Es ist auf das Thema der
Ein- und Ausfuhren, 62 Milliarden Euro, schon hin-
gewiesen worden. Das ist etwas, was einfach in
der DNA dieser Stadt, in Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft ist, und es lasst sich wirklich Gberall se-
hen, Europa pragt diese Stadt, und zwar zum Posi-
tiven.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Daniel Oetzel FDP)

Und allen, die dann ganz genau nachrechnen, was
denn fir den Einzelnen dabei rumkommt, muss
man auch immer noch einmal sagen, was wir bei-
spielsweise Uber den Europaischen Fonds fir re-
gionale Entwicklung EFRE bekommen: 55 Millio-
nen Euro Férdermittel bis 2020. Im Bereich ESF
— im Sozialausschuss haben wir immer wieder dar-
Uber gesprochen, welche Projekte im Einzelnen
gefordert werden — sind es 78 Millionen Euro bis
2020.

Ein sehr wichtiger Bereich ist das EU-Bildungspro-
gramm Erasmus. Es kénnen sehr viele Studieren-
de nach Hamburg kommen, sie kbnnen von Ham-
burg aus auch nach Europa gehen, es waren allein
2013/2014 1 121 Personen aus Hamburg. Das
zeigt doch in Hamburg, uUberall, in allen gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, politischen Feldern,
wie viel Hamburg und die Menschen hier davon
profitieren kénnen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclli fraktionslos)

Letzter Punkt, deswegen habe ich Erasmus ange-
sprochen: Es zeigt doch, dass es auch gerade ein
Projekt fir die Jugend ist. Und vielleicht ist auch
das etwas, was wir aus der Brexit-Entscheidung
sehen konnen, wo leider in England die Jugend
Uberwiegend zu Hause geblieben ist beim Refe-
rendum. Deswegen muss es uns so viel Mut ma-
chen fur die Demonstrationen hier in Hamburg, an
denen auch viele junge Menschen beteiligt sind.
Wenn auch die Jugend das zu ihrem Thema
macht, als Zukunftsthema begreift, dann haben wir
alle Chancen, dieses europaische Projekt in die si-
chere Zukunft zu fihren. Dafir sollten wir in die-
sem Haus gemeinsam streiten und argumentie-
ren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Es bekommt Herr We-
stenberger von der CDU-Fraktion das Wort.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich glaube, Europa ist mindestens das, was
meine Vorredner gesagt haben, aber Europa ist
auch viel mehr. Europa ist nicht nur ein gemeinsa-
mer Wertekanon, sondern wenn wir jetzt einmal
auf den gesamten Kontinent Europa schauen, ha-
ben wir in den Zeiten nach dem Zweiten Weltkrieg
eine Menge erreicht, von dem wir heute so un-
glaublich viel als selbstverstéandlich erachten. Ich
erlaube mir einfach einmal, aus einem fantasti-
schen Werk aus dem Jahr 1950 nur drei Einzelnor-
men, die bei uns geltendes Recht sind, kurz zu zi-
tieren — aus der Europaischen Menschenrechts-
konvention vom 4. November 1950. Man moge
sich bitte auch noch einmal vergegenwartigen, wel-
che Zeit wir damals hatten. Artikel 6, Recht auf fai-
res Verfahren:

"Jede Person, die einer Straftat angeklagt
ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer
Schuld als unschuldig."

Artikel 10, Freiheit der Meinungsauflerung:

"Jede Person hat das Recht auf freie Mei-
nungsaullerung. Dieses Recht schlief3t die
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Infor-
mationen und Ideen ohne behdrdliche Ein-
griffe und ohne Rucksicht auf Staatsgrenzen
zu empfangen und weiterzugeben."

Artikel 11, das betrifft alle unsere Sonntagsfreun-
de:

"Jede Person hat das Recht, sich frei und
friedlich mit anderen zu versammeln und
sich mit anderen zusammenzuschlieRen."
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Das nehmen wir heute alles als selbstverstandlich
wahr. Wir brauchen jedoch nur ein paar Tausend
Kilometer aus Deutschland, aus Hamburg hinaus-
zusehen und erkennen Menschen, mit welchem in-
tellektuellen Hintergrund auch immer, die diese
Rechte als nicht frei und gegeben erachten, son-
dern taglich fur diese neu kdmpfen missen. Und
es ist auch unsere Aufgabe, hier in Hamburg und
hier in Europa und hier in Deutschland daflir Sorge
zu tragen, dass dieser Geist Europas nicht nur
dauerhaft erhalten bleibt, sondern auch innerhalb
Europas zu einem Exportschlager wird.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Und ich bin so froh, dass das nicht aus der Mitte
einer der groflen Volksparteien oder einer der bei-
den hier im Haus auch zutiefst europaischen Par-
teien in die Welt hinausgetragen wird, sondern
dass das tatsachlich aus der Mitte der Bevdlkerung
entstanden ist. Beim sogenannten Modell der Va-
terlander haben sich im Januar 2017 in Koblenz
Leute getroffen, bei deren verwirrtem Geisteszu-
stand wahrscheinlich jeder vom anderen gar nicht
genau weil}, was der eigentlich unter der Idee des
Europas der Vaterlander versteht. Interessant ist,
dass diese Leute dann die europaische Menschen-
rechtskonvention fiir sich in Anspruch nehmen,
wenn Frau Le Pen oder dieser eigenartige Herr
Wilders in Deutschland aufgrund der europaischen
Menschenrechtskonvention verwirrte und von je-
dem guten Geist verlassene Ideen eines auseinan-
derfallenden Europas in die Welt hinausposaunen.

Und genau diesen Leuten sollten wir frihzeitig ent-
gegenhalten, was das Alternativmodell ist. Unser
Alternativmodell ist ein freies, gemeinschaftliches
und solidarisches Europa, das gerade auf einem
Menschenbild gegrindet ist, fur das viele Leute,
viele Manner und Frauen in Europa, in Deutsch-
land, auch in Hamburg gekampft haben. Ein Men-
schenbild, das auf Freiheit beruht, das auf Demo-
kratie beruht, auf Diskriminierungsverbot beruht,
aber auch auf einem gemeinsamen Handel, auf ei-
ner Art der Fairness und einem Miteinander. Und
es ist ein Anachronismus ohnegleichen, wenn die-
se Leute, die sich in Koblenz zusammengesetzt
haben — die arme Stadt Koblenz kann Uberhaupt
gar nichts daflir, dass sie jetzt hier in meiner Rede
zum zweiten Mal vorkommt —, sich auf ein Europa
berufen, in dem es vermeintlich den Schwacheren
besser geht, indem man seine eigenen Krafte ver-
mindert.

Nehmen wir einmal einen Nationalstaat wie die
Niederlande. Einigen Landern, die am mittleren
Bereich der Gesellschaft agieren, geht es wirt-
schaftlich besser, wenn ich die politischen und wirt-
schaftlichen Krafte der Niederlande schwéache. Es
gibt derzeit einen Staat, nun leider auch durch eine
konservative Partei mit angezettelt, der dieses Mo-
dell gerade versucht. Das ist ein wirkliches Modell,

ein politisches Modell, in dem GroRbritannien jetzt
der Auffassung ist, wenn es sich von der Welt iso-
liert, geht es ihm nachtraglich besser. Moglicher-
weise erlebt Queen Elizabeth Il. eine Situation, die
sie sich wahrscheinlich bei ihrem Amtsantritt nicht
einmal als das schlimmste Ereignis ihrer Welt vor-
stellen konnte, dass das Vereinigte Kdnigreich zer-
bricht, weil mdglicherweise das gesamte volkswirt-
schaftliche Modell, das sich einige Leute in GroR3-
britannien, insbesondere im Groflraum London,
ausgedacht haben, nicht funktionieren wird. Wo
steht GroRbritannien dann oder England? Als Wirt-
schaftspartner eines Amerikas, das heute schon
sagt, ich schlieRe Uberhaupt gar keine Handelsver-
trage mehr, ich bin ganz allein und mdchte auch
fir immer allein bleiben? Das kann es nicht sein.

Wir schauen weiterhin in die Welt hinein, wir héren
erst dann auf zu kdmpfen, wenn wir unsere Ziele
erreicht haben. Und den Leuten, die meinen, Euro-
pa verachtlich machen zu mussen oder sich dar-
Uber sogar lustig machen, kann ich nur eines sa-
gen: Mit meinem persoénlichen Widerstand kénnen
Sie jederzeit rechnen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt jetzt
Frau Schneider von der Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Die Europaische
Union befindet sich in der schwersten Krise ihrer
60-jahrigen Geschichte. In vielen europaischen
Landern hat sich in den vergangenen Jahren das
Blatt mehr und mehr in Richtung rechts gewendet.
Chauvinismus und Nationalismus feierten ihre Wie-
dergeburt. Wir sehen mit groRten Sorgen die Ent-
wicklungen etwa in Ungarn und Polen. Groliere
Teile der Rechten in Europa, darunter die AfD, es
ist schon angesprochen worden, vernetzten sich,
um das, ich zitiere, "Ende einer Welt" herbeizufih-
ren, wie Le Pen es in Koblenz ausdriickte und da-
mit vor allem die Zertrimmerung der EU meinte.
Auch wenn er seine Ziele nicht erreichte, holte Wil-
ders bei den jingsten Wahlen in den Niederlanden
die zweitmeisten Stimmen. In Frankreich ist ein
Wahlerfolg des Front National nicht auszuschlie-
Ren. Hierzulande sitzt die AfD inzwischen in elf
Landesparlamenten, ihr Einzug in den Bundestag
ist mehr als nur wahrscheinlich. Von den Entwick-
lungen in der Welt, in den USA, in der Turkei, in
Russland will ich gar nicht reden.

Der Nationalismus ist auf dem Vormarsch. USA
First, Britain First, Frankreich First, Niederlande
First, Deutschland First.

Selbstverstandlich begrifRen wir von der LINKEN
jede Stimme gegen Nationalismus in dieser Welt.

(Beifall bei der LINKEN)
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So begrifRen wir auch, bei allen Schwachen, die
Initiative, die dem Chor des nationalistischen We
First einen Pulse of Europe entgegensetzt. Europa
darf nicht scheitern.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Daniel Oetzel FDP)

Mit dem heutigen Tag beginnen die Ausstiegsver-
handlungen mit GrolRbritannien. Kein Mensch
weil}, weder in GroRbritannien noch auf dem Konti-
nent, wie sie enden, wie dieser Ausstieg aus der
EU vollzogen werden kann, ohne fir alle Beteilig-
ten allergrofiten Schaden anzurichten. Es gabe
viel Uber die tieferen Ursachen zu sagen, die zur
Entscheidung des Brexit gefuhrt haben oder sie
beglnstigt haben, vor allem Uber die Zerstérun-
gen, die durch die Globalisierung, durch den Neoli-
beralismus und die entfesselte Konkurrenz ange-
richtet wurden und die die soziale Spaltung vertieft
und zu scharfen gesellschaftlichen Trennlinien ge-
fihrt haben. Aber darlber will ich hier nicht reden.

Auch nicht dariber, dass die EU trotz einiger Er-
rungenschaften, die hier schon angesprochen wor-
den sind, zum Beispiel die verschiedenen Fonds,
weit, weit von einer sozialen Union entfernt ist. Und
auch nicht dariber, dass Entscheidungen auf EU-
Ebene und ihre Auswirkungen auf die EU-Blirge-
rinnen und -Birger véllig undurchsichtig bleiben.
Ich will hier vor allem auf die neuen, gro3en Her-
ausforderungen eingehen, denen sich demokrati-
sche Politik angesichts des We First auf allen Ebe-
nen, auf kommunaler, auf Landesebene, auf Bun-
desebene und Europaebene, stellen muss. Das
nationalistische We First, das nur den eigenen Vor-
teil im Auge hat und ohne Ricksicht auf Verluste
durchzusetzen versucht, ist der sichere Weg in den
Zerfall, vielleicht erst in vielen Jahren, aber, davon
bin ich Uberzeugt, unausweichlich.

Die knallharte Austeritatspolitik der EU und insbe-
sondere der Bundesrepublik Deutschland gegen-
Uber Griechenland verletzt seit Jahren die sozialen
Menschenrechte auf eine in der EU bis dahin kaum
vorstellbare Weise, vor allem das Recht auf Ge-
sundheit, auf ein funktionierendes Sozialsystem,
auf Arbeitnehmerrechte, auf Tariffreiheit der Ge-
werkschaften, auf ein wirdiges Auskommen. Eine
solche deutsche und EU-Politik, die die EU-Sozial-
charta in die Tonne tritt, zerstért die Legitimitat des
europaischen Gedankens, zerstort die EU.

(Beifall bei der LINKEN und bei Michael We-
stenberger CDU)

Demokratie untrennbar mit dem Solidargedanken
zu verbinden und zur Grundlage der weiteren Ent-
wicklung zu machen, das ist die Herausforderung,
vor die uns das Erstarken des Chauvinismus und
Nationalismus stellt. Dabei geht es nicht darum, Al-
truismus zu predigen. Es geht vielmehr darum,
dass Entscheidungen mit Riicksicht auf andere ge-
troffen werden, dass die Folgen von Entscheidun-

gen fur andere mitbedacht und offengelegt werden
und dass das mit der Bevdlkerung kommuniziert
wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Und dass wir begreifen, dass Solidaritat im wohl-
verstandenen Eigeninteresse einer demokratisch
verfassten Gesellschaft liegt, und natirlich auch
und erst recht von Gesellschaften, die so eng mit-
einander verbunden sind, wie wir es in der EU
sind.

In diesem Sinne setzen wir von den LINKEN uns
fur die Starkung von Demokratie und Solidaritat in
einem vereinten Europa ein. Nur dann kann Euro-
pa Chauvinismus und Nationalismus die Stirn bie-
ten.

(Beifall bei der LINKEN)

Von Pulse of Europe und den entsprechenden Be-
wegungen in anderen Landern — da gibt es doch
zahlreiche, es gab in der letzten Woche uberall vie-
le grole Demonstrationen in vielen Landern — kén-
nen dabei nicht nur Zeichen gesetzt werden, wie
es hier genannt worden ist, sondern ich hoffe, da-
von kdnnen auch wichtige DenkanstdlRe fur die Po-
litik ausgehen. — Schénen Dank.

(Befall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kruse von der FDP-
Fraktion hat jetzt das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Schnei-
der, ehrlich gesagt, lhre Rede hat gezeigt, dass die
Feinde Europas nicht nur am rechten Rand zu fin-
den sind, sondern auch am linken Rand.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD —
Zurufe)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir als
Freie Demokraten begrifRen die Initiative Pulse of
Europe, und deswegen begriflen wir auch die
heutige Debattenanmeldung. Denn in Zeiten, in
denen immer mehr Menschen Negative Cam-
paigning machen, ist es ein positives Signal und
ein positives Zeichen, dass Menschen in Hamburg
auf die Stralte gehen, um sich fiir ihre Ziele einzu-
setzen und flr positive Ziele einzusetzen.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten
Sudmann?

Michael Kruse FDP (fortfahrend): — Nein, danke.

(Zurufe)

Sie kann sich melden, sie hat doch gleich noch
einmal drei Minuten.
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Aber wir sollten uns Uber diese Initiative Pulse of
Europe nicht nur freuen, denn die Initiative artiku-
liert eine klare Erwartungshaltung an Politik, ihren
Job zu machen, und diesen Arbeitsauftrag sollten
wir als Abgeordnete sehr ernst nehmen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Aber
wenn Sie fir Demokratie, Frieden und Frei-
heit sind!)

Die FDP steht fiir Europa, sie steht fiir die EU und
sie steht fir das Projekt der europaischen Eini-

gung.

Europa und die EU sind eine historische Errungen-
schaft. Die EU ist die Basis fir die langste Periode
von Frieden, Freiheit und Wohlstand auf diesem
Kontinent. Es ist unsere Aufgabe, gerade auch die
Aufgabe der jingeren Menschen, da gebe ich mei-
nen Vorrednern vollig recht, dieses Projekt zu star-
ken und diesem Projekt auch zu neuer Strahlkraft
zu verhelfen.

Und wer schon einmal ein groRes Projekt ange-
gangen ist, der weil}, es gibt zwischendrin Proble-
me. Man hinterfragt sich manchmal, mehr als ein-
mal. Man hinterfragt seine Ziele, man hinterfragt
den Weg. Man muss Zweifler ertragen. Ich flge
hinzu, man muss auch diejenigen ertragen, die das
Projekt von rechts auRen und von links auf3en
scheitern sehen wollen. Wir als Demokraten

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Woher
nehmen Sie das denn, Herr Kruse?)

mussen uns dagegen wehren, dass uns auf dem
richtigen Weg Steine in den Weg gelegt werden.
Deshalb begrifRen wir die Initiative Pulse of Euro-
pe.

(Beifall bei der FDP)

Am Ende eines groRen Projekts weild man dann
aber auch haufig, wofir man sich engagiert hat,
warum es wichtig war, sich zu engagieren, warum
es auch in schwierigen Phasen wichtig war durch-
zuhalten und wofiir man sich am Ende eingesetzt
hat.

Leidenschaft ist doch bekanntlich nicht nur das Be-
wahren der Asche, sondern die Weitergabe des
Feuers. Und es braucht in Zeiten wie diesen Men-
schen, die fir Europa brennen, die das Positive
aufzeigen am gemeinsamen Binnenmarkt, an den
europaischen Werten, an Demokratie, Menschen-
rechten und allgemein an den europaischen
Grundfreiheiten.

Aber wir missen den Menschen auch sagen, was
wir in Europa besser machen wollen. Wir brauchen
Menschen, die Europa verandern wollen. Europa
ist auf dem Weg in die Schuldenunion. Europa
schafft immer mehr Blrokratie. Die Menschen flih-
len sich von Europa bis in die kleinsten Lebensbe-
reiche hinein gegéngelt und von immer mehr de-

tailversessener Regelungswut immer weiter einge-
schrankt in ihrer Handlungsfreiheit.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Von der EU, nicht
von Europa! — Wolfgang Rose SPD: So ein
Quatsch!)

Und das ist nicht unsere Vorstellung von einem gu-
ten Europa.

Deswegen wollen wir Freie Demokraten das an-
dern. Und ich flige hinzu, nicht mehr oder weniger
Europa ist hier die entscheidende Debatte, son-
dern ein besseres Europa ist das Entscheidende.
Das interessiert auch die Menschen vor der Tar.

(Beifall bei der FDP)

Im Moment hat man in Deutschland doch das Ge-
fuhl, dass fur genau diese Probleme und genau fur
diese Situation, in die die EU gelangt ist, niemand
Verantwortung Ubernimmt. Ein Mann, der wie kein
anderer fiir die Probleme Europas steht, ist Martin
Schulz: fir die intransparenten Steuerregeln des
EU-Kommissionsprasidenten Jean-Claude Jun-
cker, den er lange in dieser Sache gedeckt hat, fur
das Ubertriebene Beférdern von Getreuen und das
Absahnen von Zulagen, fir das Errichten einer
Schuldenunion. Schulden-Schulz kann diese Pro-
bleme nicht glaubwurdig kritisieren und erst recht
nicht Idsen. Er hat sie mit verursacht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
AfD)

Martin Schulz sollte deswegen endlich Verantwor-
tung fur seine Fehler als EU-Parlamentsprasident
Ubernehmen.

Der Erfolg der EU wird davon abhangen, dass wir
die EU reformieren. Er wird davon abhangen, ob
wir die Schwachen der Union abstellen und uns fir
mutige Anderungen einsetzen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Denn dann werden auch wieder mehr Menschen
erkennen, wie unverzichtbar und einzigartig dieses
Projekt ist. Da stimme ich den Vorrednern
durchaus zu.

Und am Brexit Day mochte ich auRerdem noch
hinzufiigen, die Tur Europas bleibt fir das Verei-
nigte Konigreich und seine Volker jederzeit offen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Peinliche Rede!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Wolf von der
AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Dass die grofl3e
Mehrheit dieses Hauses die Burgerinitiative Pulse
of Europe hoch lobt, Uberrascht niemanden, argu-
mentiert die Initiative doch nach den gleichen
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Denkmustern wie die etablierten Parteien, die seit
Jahr und Tag nichts unversucht lassen, EU-kriti-
sche Positionen als europafeindlich und am besten
auch noch gleich als populistisch zu diskreditieren.
Bei Ihnen, den GRUNEN, und ich fiirchte, auch bei
wesentlichen Teilen der Initiative Pulse of Europe
herrscht ein klares Freund-Feind-Schema.

(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

Wir, die weltoffenen, toleranten Europder auf der
einen Seite, dort die rickwartsgewandten, Hass
und Hetze verbreitenden Nationalisten und Popu-
listen auf der anderen Seite.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wir reichen allen
die Hand!)

Wer mdchte da nicht zu den Guten gehéren, und
wenn man dabei Kritik auch noch tabuisiert, ist das
ein schoner Nebeneffekt.

(Beifall bei der AfD)

Doch so einfach ist die Sache nicht. Die GRUNEN
haben das von ihnen angemeldete Thema unter
das Schlagwort gestellt, Europa statt Nationalis-
mus. Hier wird ein kiinstlicher Gegensatz aufge-
baut zwischen Europa und Nationalismus, und das
ist unredlich. Denn keineswegs sind Kritiker der EU
Antieuropaer, und Patrioten, die sich fir ihren Na-
tionalstaat einsetzen, das kann ein Europa der Va-
terlander sein, eine Formulierung, die auf General
de Gaulle zurtickgeht, sind keine Nationalisten.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Den die NPD
auch einmal gut fand!)

Dies ist ein ebenso politischer Kampfbegriff wie
Populisten und dergleichen.

Was viele Menschen in unserem Land bewegt,
sind Missstande und Auswichse der EU.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Welche denn?)

Deswegen ist man aber kein Antieuropder, und
deswegen ist man auch nicht unbedingt fiir einen
EU-Austritt. Was viele Menschen in unserem Land
bewegt, ist ein eklatanter Bruch des Rechts auf
Ebene der EU. Deshalb sind sie aber keine Anti-
europaer. Und es ist unredlich, mit dem Titel Euro-
pa statt Nationalismus diese Kritik zu diskreditie-
ren.

Was meine ich mit dem Rechtsbruch? Der Euro
wurde eingeflihrt trotz grofer Skepsis bei der
Mehrheit der Deutschen, und zwar ohne Volksab-
stimmung. Und er wurde den Deutschen schmack-
haft gemacht durch die No-Bail-out-Klausel, die die
deutsche Regierung gegen franzdsischen Wider-
stand durchsetzte, Fundament der Einfiihrung des
Euros, so wurde uns jedenfalls gesagt, und im Ver-
trag verankert. Mit der No-Bail-out-Klausel sollte si-
chergestellt werden, dass nicht die Blrger eines
Staates fur die Schulden eines anderen Staates
haften. So die Theorie und das Papier.

Diese Brandmauer, wie sie von einigen auch be-
zeichnet wurde, wurde am 8. Mai 2010 eingeris-
sen, an dem Tag, als Angela Merkel auf Drangen
von Sarkozy zustimmte, die Klausel beiseitezu-
schieben und auszuhebeln, und damit diese
Brandmauer sehenden Auges einriss. An dem Tag
wurde bei mir, wie bei vielen anderen im Land, das
Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit des europai-
schen Einigungsprozesses zutiefst erschiittert, was
zuvor vertragliches Fundament war, mit einem Fe-
derstrich beiseite gewischt.

Dieser Rechtsbruch hat maRgeblich zum Entste-
hen der AfD und zum Entstehen und zum Wach-
sen von eurokritischen Positionen beitragen. Diese
Patrioten und Européer sind nicht europafeindlich,
sondern EU-kritisch. Sie argumentieren eben nicht
mit zwolf goldenen Sternen im Auge, sondern
nichtern und sachlich, stellen auf den Prifstand
und dulern Kritik da, wo sie angebracht ist. Und
die Euro-Rettungspolitik spaltet Europa und fihrt
Europa auseinander, statt es weiter zusammenzu-
fihren.

Der heutige Tag ist ein historischer Tag. Heute Mit-
tag ging oder geht die Brexit-Austrittserklarung, der
Scheidungsantrag der Briten, in Brissel ein.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Finden Sie das
eigentlich gut?)

Damit zeigen die Briten, dass die derzeitige EU-
Entwicklung keineswegs alternativlos ist. Ich warne
davor, dieses Votum zu missbrauchen zu einem
"Alles gut", "Alles weiter so", und es sind nur ein
paar bdse, rickwartsgewandte Nationalisten, die
das nicht verstehen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wie finden Sie
das?)

— Dazu komme ich gerade.

Lassen Sie uns diesen historischen Tag, den
Scheidungsantrag der Briten, zum Anlass nehmen,
kritisch auf den Prifstand zu stellen, zu bewahren
und auszubauen, was sich bewahrt hat. Dazu ge-
hdéren der freie Markt und eine enge europaische
Zusammenarbeit, und man sollte notfalls andern
und stoppen, was den Test nicht besteht und zu
Recht Unmut bei den Birgern hervorruft. Kein un-
kritisches "Weiter so" a la Martin Schulz, sondern
eine differenzierte Auseinandersetzung.

Wir wollen die EU nicht zertrimmern, sondern re-
formieren. — Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt der Ab-
geordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Volksvertreter!
Europa ist der besondere Kontinent, das zeigt
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schon ein Blick auf den Globus. Europa ist keine
kompakte Masse, Europa ist nicht die EU. Europa
ist nicht die EU, wie das heute von fast allen Red-
nern hier gesagt worden ist. Von weniger als ei-
nem Zwolftel der bewohnbaren Landmasse der Er-
de ausgehend, hat die europaische Kultur die
moderne Welt mehr gepragt als alle anderen Erd-
teile zusammen. In Wissenschaft und Technik, bil-
denden Kiinsten und Musik, in der Medizin und
Philosophie.

Aber was hat die EU der Menschheit schon gege-
ben? In Europa stand die Wiege der Demokratie.
Frieden hatten wir vor der EU auch und mit der
EWG. In Europa stand die Wiege der Demokratie,
Gleichberechtigung und Gewaltenteilung sind
europaische Werte des 18. und Werke des
20. Jahrhunderts; ebenso der Sozialstaat. Die EU
hat nichts zu alledem beigetragen.

Europa ist der Ort der Meinungsfreiheit, die EU der
politischen Korrektheit. Europa ist der Ort der Re-
defreiheit, die EU der Zensur. Europa ist der Ort
der Toleranz, nicht der Gleichschaltung nach Mal}
von oben. Europa ist der Ort des kreativen, nicht
des betreuten Denkens nach Anleitung der regie-
rungstreuen Medien. Europa ist der Ort der Vielfalt,
nicht eines Grofdreichs. Europa ist der Ort der
Sprachen und Dialekte, nicht der Vereinheitli-
chung. Europa ist der Ort der Verstandigung utber
Sprachgrenzen hinweg, Europa ist der Ort der kuli-
narischen Spezialitdten, nicht des Einheitsbreis.
Spaghetti und Sauerkraut durchmischt man nicht.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie haben doch
keine Ahnung, Mensch!)

Europa ist der Ort der Traditionen im Brauen von
Bier, im Garen von Wein, nicht die Beute des Trin-
kers von oben, auch nicht der Drogenbosse. Euro-
pa ist der Ort der einzigartigen Bauten, nicht der
megalomanen Bauherren. Europa ist der Ort, wo
Gedankengebaude nicht verfestigt, sondern hinter-
fragt, verandert, teilweise oder ganz eingerissen
und neu errichtet werden, die Grundlage jeder ech-
ten Wissenschaft. Europa ist der Ort der Genies,
nicht der Propheten und Religionsstifter. Der Ort
von Leonardo Da Vinci und Kopernikus, von Gali-
leo und Keppler, von Newton und Leibnitz, der Ge-
brider Humboldt und Carl Friedrich Gaul}, von
Beethoven und Mozart, von Shakespeare und Do-
stojewski, von Darwin und Einstein, von Adenauer
und General de Gaulle. Die EU ist die Spielwiese
von Barroso und van Rompuy, von Juncker und
Schulz.

Europa ist der Ort von Johanna von Orleans, von
Kaiserin Maria Theresia, der Zarin Katharina der
GrolRen, Marie Curie und, ja, auch so gegenséatzli-
cher Frauen wie Sophia Loren und Maggie That-
cher. Die EU ist der Ort des Genderismus und der
Quoten. Europa ist der Ort von eigenwilligen Vol-
kern mit zuweilen kriegerischer Geschichte und
dem festen Willen zum Frieden. Alle Voélker in

Europa haben heute den Willen zum Frieden. Die
EU aber sat Zwietracht und im Besonderen Abnei-
gung gegen Deutschland in ganz Europa.

Europa ist das Reich der Freiheit, die EU ist das
Gegenteil von Europa. Europa hat gewusst, seine
Freiheit gegen Invasoren zu verteidigen, mit Leoni-
das Il. gegen die Perser, mit Karl Martell gegen die
Mauren, mit Prinz Eugen gegen die Osmanen.

(Wolfgang Rose SPD: Sagen Sie mal was
zu Hitler-Deutschland!)

Die EU betreibt den groRen Austausch gegen den
Willen der Vélker Europas.

Seit 1 600 Jahren haben auch aus dem Inneren
heraus kein Karl, kein Napoleon, kein Hitler und
kein Stalin es geschafft, Europa in einem Grol3-
reich dauerhaft zu unterwerfen. Zu stark und frei-
heitsliebend waren seine Vdlker. Auch die Bundes-
regierung und Jean-Claude Juncker werden das
nicht schaffen.

In ganz Europa stehen die Menschen auf gegen
die innere und auliere Bedrohung. Im Januar, das
ist heute schon angeklungen, hat Marine Le Pen in
Koblenz gesprochen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Waren Sie auch
da?)

und sie hat gesagt:

"Jaime la France, parce qu'elle est
francaise. J'aime I'Allemagne parce qu'elle
est allemande."

(Zurufe: Allemande!)
— Allemande, ja.

Noch einmal: J'aime la France parce qu'elle est
frangaise. J'aime I'Allemagne parce qu'elle est alle-
mande. — Vielen Dank.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Was heil3t das
denn, ich hab kein Abitur!)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort bekommt der Erste Blirgermeister
Olaf Scholz.

Erster Biirgermeister Olaf Scholz: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vor wenigen Tagen war der 60. Jahrestag
der Rémischen Vertrdge und damit eines langjahri-
gen Projekts der europaischen Integration, von
dem wir alle miteinander profitiert haben und das
heute weiterentwickelt wird als Europaische Union.
Ich glaube, dass wir als Deutsche besondere Ver-
anlassung haben, das Friedens- und das Integrati-
onsprojekt zu wirdigen, das seitdem so erfolgreich
Stuck far Stlck vorangekommen ist. Europa ist seit
langer Zeit ein Kontinent des Friedens, das ware
ohne die europdische Einigung nicht moglich ge-
wesen. Europa ist ein Ort der Demokratie, und das
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war keineswegs so selbstverstandlich. Noch in den
Siebzigerjahren hatten wir Diktaturen; faschistische
Diktaturen in Griechenland, in Spanien und Portu-
gal,

(Dr. Bernd Baumann AfD: Eine LINKE in
Deutschland!)

und ohne die Europaische Union ware es nicht ge-
lungen, daran etwas zu andern. Es war ein sehr
wichtiger Beitrag fir die demokratische Bewegung
dieser Lander, dass Europa eine Moglichkeit war.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Noch mehr gilt das selbstverstandlich fir die Uber-
windung der Spaltung Europas, fir die Uberwin-
dung des Eisernen Vorhangs, fiir die Uberwindung
der kommunistischen Diktaturen in Mittel- und Ost-
europa, die heute alle Teil der Europaischen Union
sind und Teil des Diskussionsprozesses Uber die
Weiterentwicklung des Kontinents. Ich glaube, die
Europaische Union hat schon sattsam bewiesen,
welch eine erfolgreiche Veranstaltung sie ist im
Sinne ihrer Vélker und im Sinne ihres Zusammen-
stehens.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Vergessen wir auch nicht, dass ohne die Europai-
sche Union die deutsche Einigung nicht gelungen
und nicht mdglich gewesen ware. Nach zwei Welt-
kriegen, nach der furchtbaren Zerstérung, die die
Kraft des 1871 neu entstandenen Zentralstaates,
Nationalstaates, in Deutschland, in Europa ausge-
I6st hat, haben die anderen Vélker und Staaten si-
cherlich nur Uber das europaische Projekt Vertrau-
en in unser Deutschland gefunden und haben die
erneute Einigung Deutschlands nach der demokra-
tischen Revolution in Ostdeutschland mdglich ge-
macht. Die Europaische Union ist die Bedingung
der deutschen Einigung.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Ein groRBer Teil des wirtschaftlichen Wohlstands,
den wir seither verzeichnen konnen, ein grof3er
Teil des wirtschaftlichen Wohlstands, den die Stadt
Hamburg seither genielt, ist auch Ergebnis dieses
Prozesses. Wir sind seit 1990 um fast 200 000 Ein-
wohner gewachsen. Wir haben fast 200 000 zu-
satzliche sozialversicherungspflichtige Beschaftigte
seit dieser Zeit. Und ohne, dass Europa wieder zu-
sammengekommen ware und die Grenzen uber-
wunden worden waren, ware dieser wirtschaftliche
Aufschwung unserer europaischen Stadt nicht
moglich gewesen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Und gerade weil doch das Projekt auch immer wie-
der infrage gestellt wird, gerade an diesem Tag, an
dem Grol3britannien die Europaische Union zu ver-

lassen beantragt, ist es sehr wichtig, dass wir uns
einmal deutlich machen, dass die Zeiten ohne das
gemeinsame Europa furchtbarer waren: das Kon-
zert der Machte mit Russland, mit Osterreich, mit
Deutschland, mit Frankreich und England und vie-
len anderen, die Einfluss genommen haben. Bis-
marcks Politik der Balance ist nicht gut ausgegan-
gen. Und wir kdnnen uns nicht winschen und wir
kénnen nicht wollen, dass wir zurlckkehren
ins 19., 18. und 17. Jahrhundert, und dass dann
Russland und Deutschland und Frankreich und
England und vielleicht ein, zwei weitere Staaten
die Politik unter sich ausmachen. Das ist schon
einmal nicht gutgegangen und das wurde auch
wieder nicht gutgehen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Natlrlich missen wir jetzt darlber nachdenken,
wie es weitergehen kann. Und da, glaube ich, ist
die Entscheidung der Briten, ist das, was wir an
neuen Ausrichtungen der amerikanischen Politik
verstehen, ist das, was wir an Gefahren aus der
Politik des russischen Prasidenten und Russlands
verstehen, was wir sehen vonseiten der Turkei,
was wir an kriegerischen Auseinandersetzungen
im Nahen Osten wahrnehmen, alles ein Zeichen
dafiir, dass wir miteinander besser zusammenkom-
men mussen. Und meine Hoffnung ist, dass alle
diese Ereignisse zusammen nicht dazu flhren,
dass es schwieriger wird, sondern dazu, dass wir
uns unterhaken und das gemeinsame Projekt wei-
terentwickeln.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Eines ist aus meiner Sicht aber klar. Das, worum
es in Zukunft geht, wird ohne Demokratie und noch
weiter entwickelte Demokratie nicht moglich sein.
Wenn GroRbritannien tatsachlich die EU verlasst,
wird Deutschland in der Mitte Europas mit seinen
Uber 80 Millionen Einwohnern, mit seinem riesigen
Sozialprodukt und seinen grof3en, auch militari-
schen Mdglichkeiten nur in einer Strategie, die auf
das gesamte Europa setzt, erfolgreich sein kon-
nen. Wir werden europaisch denken muissen im
Deutschen Bundestag, in all den Landesparlamen-
ten, in den Regierungen und auch in Bezug auf un-
sere Birgerinnen und Birger. Wir haben eine Ver-
antwortung fiir Europa, denn alles, was Deutsch-
land tut und nicht tut, hat Folgen fir alle anderen.
Aus dieser Verantwortung sollten wir uns nicht her-
ausstehlen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Deshalb wird es aus meiner Sicht auch darauf an-
kommen, dass wir in Zukunft intensiver tUber ande-
re Fragen diskutieren als in der Vergangenheit.
Zum Beispiel nicht die nachste Kurve noch neh-
men, was die weitere Verwirklichung des Binnen-
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marktes betrifft und der Fragen, die damit zusam-
menhangen. Das bleibt wichtig, ist aber nicht mehr
das Hauptthema. Wichtig ist, wie schitzen wir un-
sere gemeinsamen Auflengrenzen? Wichtig ist,
gelingt uns eine bessere militérische Integration
und eine bessere Kooperation? Wichtig ist, kdnnen
wir eine gemeinsame AulRenpolitik entwickeln?
Wichtig ist, kdbnnen wir sicherstellen, dass das mit
der Bankenunion funktioniert, dass unsere gemein-
same Wahrung, der Euro, funktioniert, und kdnnen
wir vielleicht auch dafiir sorgen, dass es keinen
Dumpingwettbewerb der Unternehmensbesteue-
rung in Europa gibt? Alles Fragen, an die wir uns
jetzt machen missen, die aber nur demokratisch
geldst werden kénnen und nicht nachts um 3 Uhr
in Brussel.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn das der Puls ist, den wir jetzt spiren wollen
und den uns diejenigen gewissermafen vermitteln,
die jetzt Uberall in Deutschland und Europa zusam-
menkommen, dann ist das ein grof3er Fortschritt.
Ich wiinsche mir, dass das europaische Herz in un-
serer Stadt weiter schlagt. Wir sind eine europai-
sche Stadt. — Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Gozay von der
GRUNEN Fraktion bekommt das Wort.

Murat Gézay GRUNE: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Erste Bur-
germeister und auch mein Fraktionsvorsitzender
sowie einige von |lhnen haben doch schon vieles
vorweggenommen. Aber eines haben Sie alle nicht
so deutlich erwahnt, namlich, dass es uns sehr
nachdenklich machen sollte, dass das Thema der
heutigen Aktuellen Stunde, Europa statt Nationalis-
mus, Uberhaupt Thema ist. Dies in der heutigen
Zeit aber immer wieder deutlich zur Sprache zu
bringen erscheint mir wichtiger denn je, weil man-
che Stimmen die EU als Ganzes immer noch infra-
ge stellen. Jedem klar denkenden Demokraten und
jedem Menschen, der sich mindestens einmal mit
der Geschichte Europas, im Speziellen mit dem
Dritten Reich, auseinandergesetzt hat, sollte be-
wusst sein, dass wir als Europder zu einem ein-
heitlichen Europa und damit zur Europaischen Uni-
on stehen mussen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Denn es gibt zum einheitlichen Europa keine Alter-
native. Und wurden wir nicht jeden Tag daran ar-
beiten, dieses Europa zu erhalten, zu erweitern
und zu verbessern, wirde sich eines Tages der
Nationalismus wieder ausbreiten wie ein Krebsge-
schwir. Und dieses Daran-Arbeiten bedeutet nicht
nur fur uns Politiker, sondern bedeutet fir jeden
Menschen, der verstanden hat, dass Europa nur

als Einheit funktioniert, jeden Tag allen Mitbirgern
immer wieder aufzuzeigen, was es bedeuten wir-
de, sich zu separieren. Denn Separatismus bedeu-
tet nichts anderes als Nationalismus, und der Na-
tionalist, dariber missen wir uns im Klaren sein,
ist durch ein Gefiihl der Uberlegenheit geleitet.
Und bei einem Gefiihl der Uberlegenheit ist die
Versuchung grof3, den unterlegenen Nachbarn zu
kontrollieren. Was das bedeutet, muss ich Ihnen
wohl nicht erklaren.

Die Europaische Union garantiert im Gegensatz
zum Nationalismus die Achtung der Menschenwdr-
de, garantiert die Rechtsstaatlichkeit eines jeden
Landes, garantiert das freiheitliche Denken und
Handeln, toleriert und respektiert selbstverstandli-
che Grundlagen des Gemeinwesens. Sie ist ein
Garant der Freiheit, ein Garant fir Grundrechte
und damit ein Garant des Friedens.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dieses Jahr ist ein fiur die Zukunft Europas ent-
scheidendes Jahr. Europa wahlt oder hat schon
gewahlt. In den Niederlanden haben die Burgerin-
nen und Birger den EU-Gegnern aufgezeigt, dass
Rechtspopulismus keine Chance hat. In Frankreich
wird es sich im April 2017 zeigen, ob sie den Nie-
derlandern folgen werden. Der Trendpfeil zeigt dort
eindeutig Richtung pro Europa. Le Pen hat keine
Chance, und das ist gut so.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die ltaliener stehen vor Neuwahlen, womdglich
auch Spanien. Uberall buhlen die Rechten um Auf-
merksamkeit, die sich um Konventionen und Ge-
pflogenheiten wenig scheren, die das Nationale
wieder en vogue machen wollen. Das aber wird ih-
nen nicht gelingen, auch nicht in Deutschland und
erst recht nicht hier in Hamburg. Denn wir werden
uns fir ein einheitliches Europa einsetzen. Wir
werden die Initiative Pulse of Europe unterstlitzen,
wir werden den Zurtickgebliebenen die Augen 6ff-
nen.

Ich bin auf jeden Fall dabei, denn ich méchte nicht,
um Mahatma Gandhi zu zitieren, dass die Ge-
schichte uns Menschen lehrt, dass die Geschichte
die Menschen nichts lehrt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Michael Westenberger CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Lohmann von der
SPD-Fraktion hat das Wort.

Uwe Lohmann SPD:* Sehr geehrte Prasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Wenn ich hier
eben zwei meiner Vorredner gehért habe, dann ist
es gut, dass sich Pulse of Europe gegriindet hat.
Und einer der Beweggriinde fir die Griindung von
Pulse of Europe ist, dass in der Offentlichkeit vor
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allem die destruktiven und zerstorerischen Stim-
men zu horen sind.

Ich zitiere aus der Internetseite Pulse of Europe:

"Deshalb lasst uns lauter und sichtbarer
werden. Wir alle missen jetzt positive Ener-
gie aussenden, die den aktuellen Tenden-
zen entgegenwirkt. Der europaische Puls-
schlag soll allenthalben wieder splrbar wer-
den."

— Zitatende.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich bin in dieser Stadt geboren und habe hier auch
immer gelebt. Hamburg war und ist, und das nicht
nur in meiner Wahrnehmung, weltoffen und euro-
paisch. Und viele Gaste, die zu uns kommen, mit
denen ich auch personlich zu tun habe, bescheini-
gen uns immer wieder unsere Weltoffenheit und
sind Uberrascht von ihr. Hamburg gehért zu den
europaischen Grofistadten, vielleicht ist es sogar
die europaische Grofistadt. Deshalb ist es richtig,
dass Hamburg ein Zeichen fir Europa jeden Sonn-
tag um 14 Uhr auf dem Rathausmarkt setzen will.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Westenberger CDU)

Ich kann mich noch sehr gut an die Zeit des Kalten
Krieges erinnern, eine Zeit, in der meine Eltern,
meine GroReltern, die den Zweiten Weltkrieg miter-
lebt haben, wieder Angst vor Krieg hatten, und ich
auch. Unsere europaische Gemeinschaft hat uns
eine lange Zeit des Friedens untereinander gesi-
chert, und allein deshalb lohnt es sich immer wie-
der, Zeichen aus Hamburg und Zeichen aus vielen
europaischen Stadten fur den Erhalt der EU und
gegen Populismus und Nationalismus zu setzen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Westenberger CDU)

Ja, es ist nicht immer alles glatt gelaufen mit der
EU, das haben Vorredner auch schon gesagt. Da
ist bestimmt noch viel zu tun. Aber ich sage das
einmal so persodnlich, ich finde es nach wie vor ab-
solut faszinierend, dass es heute mdglich ist, von
Nordfinnland Uber das Baltikum durch Polen,
selbstverstandlich Gber Hamburg, bis nach Sud-
portugal mit dem Auto und mit dem Fahrrad zu fah-
ren, ohne an irgendeiner Grenze den Ausweis vor-
zuzeigen, ohne an einer Grenze das Geld wech-
seln zu mussen. In den meisten Landern kann ich
mit demselben Geld bezahlen. Das war und ist
nicht selbstverstandlich. Und dieses hohe Gut
muss immer wieder verteidigt werden. Dafur ste-
hen wir Sozialdemokraten, daflir stehen die meis-
ten hier im Parlament, hier im Hause, und daflr
stehen die meisten Hamburger.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der FDP und bei Michael Westen-
berger CDU)

Wie schnell Landesgrenzen und Grenzen in den
Kopfen wieder bei den Menschen entstehen kon-
nen, haben wir leider in den letzten zwei Jahren er-
leben kénnen. Und mein lieber Max, ich solidarisie-
re mich mit dir. Lass uns gemeinsam dagegen
kdmpfen, gegen die, die gegen Europa sind. Das
mache ich gern mit dir zusammen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Westenberger von
der CDU-Fraktion bekommt das Wort.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben
vor den prasidialen Worten nicht nur meines Vor-
redners, sondern auch des Ersten Blirgermeisters
einen Beitrag gehort, den mdchte ich hier nicht un-
erwahnt lassen. Wir dirfen hier von der AfD, ich
will nicht sagen, ein perfides, aber zutiefst unge-
schicktes Spiel mit den Begriffen von Europa-Na-
tionalismus héren. Da noch Charles de Gaulle mit
hineinzunehmen ist sowieso schon eine Besonder-
heit. Ich erlaube mir, sagen zu dirfen, dass
Charles de Gaulle nicht nur ein besserer Nationa-
list, sondern mit Sicherheit auch ein besserer Euro-
paer war.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP)

Und ich wiirde sogar sagen, er war bei allen Belan-
gen mit Sicherheit auch ein besserer Kommunal-
politiker.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Als Sie!)

Womit spielen Sie hier? Sie spielen hier mit der
vermeintlichen Furcht von Menschen vor einer zu-
sammenwachsenden Welt, wofiir Sie Europa ver-
antwortlich machen. Als ob wir eine Entscheidung
dariber treffen kdnnen in den deutschen Parla-
menten oder auch im Bundesparlament, wo die
Menschen klnftig einkaufen. Wer glaubt, mit ei-
nem Redebeitrag wie dem lhren den Menschen,
die jetzt Sorge haben Uber das, was in den nachs-
ten Jahren auf dieser Welt passiert, ein wenig die
Furcht zu nehmen und sich als Retter aufzuspielen
nach dem Motto, ich halte einmal Europa niedrig
und dann wird schon alles gut, weil wir wieder zu
Hause alles am Kiichentisch regeln oder, wie das
am besten noch im Mittelalter war, das regelt der
Landlord und alles ist wunderbar, der irrt.

Da muss ich wirklich sagen, diese Welt, von der
Sie trdumen, die gibt es nicht, die hat es glickli-
cherweise auch nie gegeben. Und da haben Sie
die vermeintlichen etablierten Volksparteien wieder
herangezogen. Solange diese Menschen, die
sonntags auf die Strale gehen, in diesem Staat
noch etwas zu sagen haben, werden Sie auch nie-
mals die Mdglichkeit bekommen, |Ihre vollkommen
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verqueren und von guten Geistern verlassenen
Ansatze umzusetzen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiclii frakti-
onslos)

Denn womit spielen Sie denn? Sie dréngen sich
als vermeintlicher Anwalt diesen Menschen auf
— diese Menschen wollen Sie hoffentlich auch gar
nicht als Anwalt haben, ich meine, als politischen
Anwalt — und versuchen, sie zu retten. Nehmen wir
doch einmal das Thema Brexit. Keiner weif3 — nicht
einmal die Regierung dort oder vermeintliche
Volkswirte in den Banken, ich glaube, die wissen
schon genau, was auf sie zukommt —, wie dieser
Versuch ausgeht. Und wenn dieser Versuch schei-
tert, dann sind doch eher die Leute, die Sie auch
mit Europa identifizieren mégen, so gemeine Funk-
tionare oder Banker, innerhalb von wenigen Minu-
ten von einem Arbeitsplatz auf dem anderen. Aber
fragen Sie einmal den, der in der Automobilindu-
strie oder im Kleinhandel oder aber mit einem in-
habergefiihrten Geschéaft tatig ist, fragen Sie die
Leute doch einmal, wie mobil sie sind, wenn sie
Haus und Hof verlassen missen. Sie spielen mit
den Angsten derer, von denen Sie meinen, dass
Sie deren Interessen vertreten. Und das lassen wir
Ihnen nicht durchgehen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Baumann von
der AfD-Fraktion hat das Wort.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Westenberger, es ist
doch immer wieder erstaunlich, mit welchen Schi-
maren Sie versuchen, die AfD gedanklich aufzula-
den und mit Behauptungen und Fantasiegebilden
zu belegen, was wir angeblich sagen wirden, was
wir wollen wirden. Das ist so fern der Realitat,
dass mir dann doch wieder der Gedanke, dass wir
manchmal von den Altparteien sprechen, die uni-
sono dieses Gedankengut verbreiten, gerechtfer-
tigt erscheint. Wir sind nattrlich nicht gegen das
Zusammenwachsen der Welt. Wie kommen Sie
Uberhaupt auf so einen Gedanken?

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das fragen wir
uns auch!)

Wie ist denn so eine Unsinnigkeit Gberhaupt zu be-
greifen? Sie wissen doch, dass wir aus Volkswirten
heraus entstanden sind. Da ist Globalisierung na-
tirlich eine Selbstverstandlichkeit. Allein so eine
Formulierung, so eine Behauptung ...

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN —
Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

— Kann ich weiterreden, verehrtes Plenum? Gern.

Allein so eine Formulierung zu benutzen ...
(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Das Wort wird jeweils vom Prasidium er-
teilt.

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* Wir woll-
ten Europa niedrig halten, Herr Westenberger?
Was ist das denn fir ein Gedanke? Naturlich sind
wir fur Europa, fur den Friedensgedanken, fur die
wirtschaftliche Zusammenarbeit, fur die Personen-
freizlgigkeit zwischen den Staaten, die sich da zu-
sammengeschlossen haben. Das ist doch keine
Frage. An keiner Stelle verurteilen wir das, kritisie-
ren wir das. Es gibt keine Alternative zu Europa fir
die europaischen Voélker. Da muss man nur nach
China oder Indien schauen, das ist doch selbstver-
standlich. AuRerdem gibt es die inneren Griinde
des Zusammenwachsens wirtschaftlicher Art. Das
steht doch Uberhaupt nicht zur Debatte. Warum
behaupten Sie so etwas?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Weil wir
zugehdrt haben, was Sie gesagt haben!)

Worum es geht, ist etwas ganz anderes, es geht
um die organisatorische Form, die Europa im Mo-
ment gefunden hat und die man sehr wohl kritisie-
ren kann unter verschiedenen Gesichtspunkten.

(Beifall bei der AfD)

Und zwar eine Form, die Europa im Moment ge-
funden hat, unter der Europa leidet, insofern, als
dass im Moment die EU, wie sie handelt und die
europaische Politik betrieben wird, die europai-
schen Staaten und Nationen naturlich in einer Art
und Weise polarisiert und gegeneinander aufbringt
wie nichts anderes seit dem Zweiten Weltkrieg.
Das ist doch keine Frage. Schauen Sie sich doch
die Ergebnisse der Europolitik an, was da passiert,
Nord gegen Siud, wie da gegeneinander in Stellung
gegangen wird. Das hat es doch in der gesamten
europdischen Entwicklung seit 1945 nicht gege-
ben.

(André Trepoll CDU: Das ist doch Unfug!)

Das ist ein Ergebnis der jetzigen Europapolitik, wie
sie betrieben wird.

(Beifall bei der AfD)

Die Schuldenibernahme: Was hat denn die Staa-
ten Europas so gegeneinander aufgebracht und
die Zusammenarbeit beschwert und verhindert wie
die Schuldenubernahme, die doch ausgeschlossen
sein sollte. Das ist die europaische Politik, die wir
kritisieren, wie den Euro.

(Beifall bei der AfD)

Und die Fluchtlingspolitik, wie sie betrieben wird,
war doch in jeder Form nicht angemessen, schwie-
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rig, einfach den Problemen nicht angemessen.
Europa hat bis heute nicht die Form gefunden und
die Staaten sind gegeneinander aufgebracht, Grie-
chenland, Deutschland, mit der Frage, wohin die
Fluchtlinge sollen. Was ist das fur eine verheeren-
de Politik, fur eine verheerende Form von Nichtko-
operation? Und da wollen Sie mit einem "Weiter
so" einfach hier reden? Das kann ja wohl nicht
wahr sein. Genau das will Pulse of Europe, eine
Art "Weiter so". Weiter so kann es nicht geben. Na-
tarlich ist Europa ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): lhre Redezeit ist abgelaufen, Herr Bau-
mann.

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* — Danke.
(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Ich sehe
dann zum ersten Thema keine Wortmeldungen
mehr, dann rufe ich das zweite Thema auf.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Hier ist eine
Wortmeldung!)

Ich habe jetzt gerade das zweite Thema aufgeru-
fen.

(Zurufe)
Die Fraktion DIE LINKE hat angemeldet

Luftreinhaltung in Hamburg - ein zahnlo-
ser Tiger

Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE erbittet
das Wort und er bekommt es.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Der Koalitionsvertrag der
Regierungskoalition in Hamburg ist Uberschrieben
mit:
"Zusammen schaffen wir das moderne Ham-
burg".

Modernes Hamburg, das heif3t auch ein nachhalti-
ges Hamburg. Und dazu gehdren natirlich auch
die Luftschadstoffwerte in dieser Stadt und der Ro-
chelcharakter, den diese Stadt in weiten Teilen
momentan hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mochte aus dem Koalitionsvertrag dieser Re-
gierungskoalition zitieren, in dem steht:

"Die Luftreinhaltung ist nicht nur in Ham-
burg, sondern auch in anderen GroRstadten
und Metropolen eine Herausforderung, weil
auf europaischer Ebene die Emissions- und
Immissionsgrenzwerte  nicht miteinander

kompatibel sind. Deshalb strebt der Senat
eine Konferenz der betroffenen Stadte mit
der Bundesregierung unter Beteiligung der
deutschen Automobilindustrie in Hamburg
an."

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier wird der Bock
zum Gartner gemacht, und genauso sieht im Mo-
ment das Ergebnis hanseatischer Luftreinhaltungs-
politik auch aus. Sie reil3t alle Grenzwerte nach wie
VOor.

Woriiber reden wir? Uber Grenzwerte, die seit
2010 gelten und die dieser Senat seit 2010 spa-
testens kennt. Nicht dieser, seine Vorganger. Von
den Malinahmen, die bisher ergriffen worden sind
— Ausbau des OPNV wird angekiindigt, emissi-
ons freie und -arme Antriebe, Verminderung der
Schiffsemissionen, Umsetzung der Energiewen-
de —, ist bisher keine Wirkung in dieser Stadt zu
sehen flr die Bevolkerung Hamburgs.

Und wenn Senator Kerstan, damals Fraktionsvor-
sitzender, noch angemerkt hat, dass es eine trauri-
ge Tatsache in dieser Stadt sei, dass Birgerinnen
und Burger vor Gericht gehen missen, damit die-
ser Senat seine Arbeit macht, dann kann ich nur
sagen, es ist eine traurige Tatsache, dass dieser
Senat dann diesen Urteilen auch noch wider-
spricht. Das kann nicht angehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bin auf die Relativierungen gespannt, die die
Regierungskoalition heute wieder angesichts ihres
schlechten Ergebnisses bei der Luftreinhaltung, ih-
rer katastrophalen Auswirkungen zum Besten ge-
ben wird. 200 000 Menschen leben in dieser Stadt
in Bereichen, wo es Grenzwertliberschreitungen
bei den Stickoxiden gibt. Daran andert dieser Se-
nat im Moment mit seinem Nichthandeln nicht wirk-
lich etwas. Es fehlen wirkungsvolle Mal3hahmen,
und die einzige, die anscheinend tatsachlich wir-
kungsvoll ist, ist der Abbau von Messstationen. Wir
hatten einmal 18, jetzt haben wir 15. Ich habe in
der Zeitung interessiert gelesen, dass ein griner
Bezirksabgeordneter in Bergedorf sich mittlerweile
seine eigene private Messstation in den Garten ge-
stellt hat. So weit sind wir hier schon. Der Senat
hat keinerlei Firsorge fir Hamburgerinnen und
Hamburger. Sie machen hier die drei Affen, was
Sie nicht messen kdonnen, das nehmen Sie dann
auch nicht wahr. Die Situation ist wesentlich
schlimmer, als sie von lhnen Uberhaupt dargestellt
wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Senator Kerstan als Oppositionsfiihrer noch
festgestellt hat, dass die Schadstoffe, die die Luft
in unserer Stadt am meisten belastet haben, vor al-
lem zwei Quellen, den Autoverkehr und die Schiff-
fahrt haben, und die Handlungsmdglichkeiten deut-
lich auf der Hand liegen, dann kann ich dazu nur
fragen: Warum ist vonseiten dieses Senats nicht
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wirklich etwas dazu zu sehen? Warum wird die an-
geregte Tempo-30-Reduzierung nicht endlich an-
gegangen, die doch mittlerweile durchaus auch
von der Bundesregierung gesehen wird?

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben in den letzten Jahren nicht mehr ge-
macht als Analysen ohne nachhaltige Wirkung fur
die Gesundheit unserer Birgerinnen und Burger.
Sie haben Baume geopfert fir die Drucksachen,
die Sie hier verbreitet haben, ohne dass es Wir-
kungen gegeben hat.

Ich zitiere noch einmal zu den Handlungsmaoglich-
keiten bei der zweiten Schadstoffquelle, dem
Schiffsverkehr:

"Wir brauchen in dieser Stadt nicht nur um-
weltvertragliche Stromversorgung fir Kreuz-
fahrtschiffe, sondern auch fir die Container-
schiffe, denn sie stof3en den Grofdteil der
Schadstoffe aus."

Auch hier ist nichts zu sehen, dieser Senat hat
auch auf dieser Ebene komplett versagt. Wir kdnn-
ten viele Malnahmen aufzahlen, die kennt der Se-
nat, die kennt der Umweltsenator, die sind augen-
scheinlich in dieser Regierungskoalition nicht
durchzusetzen.

Ich schlie3e mit einem Zitat des heutigen Senators
Kerstan:

"Man muss es nur wollen und auch handeln
wollen."

Aber diese Bereitschaft hat dieser Senat nicht. Es
gibt ein Muster, wie dieser Senat mit Umweltpro-
blemen umgeht. So lange ignorieren wie irgend
moglich und auf keinen Fall selbst aktiv werden.
Wollen Sie endlich, handeln Sie, und zwar
messbar. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste bekommt jetzt Frau Dr. Schaal von der
SPD-Fraktion das Wort.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Die Stadt muss
bis zum 30. Juni einen Luftreinhalteplan vorlegen,
und es gibt keinen Zweifel daran, dass der Senat
dies auch tun wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Debatte, die wir jetzt auf Anmeldung der LIN-
KEN fihren, ist verfriht und wird notwendigerwei-
se sehr allgemein bleiben.

(Stephan Jersch DIE LINKE: Das machen
die ofter!)

Der neue Luftreinhalteplan soll die erforderlichen
MaRnahmen zur schnellstmdglichen Einhaltung

der zulassigen Jahresmittelwerte fir Stickoxid in
Hohe von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter benen-
nen, so hat es das Verwaltungsgericht 2014 formu-
liert. Es hat aber auch zugestanden, dass die Um-
setzung Zeit braucht und neben der Auflistung und
Beschreibung der MalRnahmen einen Zeitplan fur
die Durchfiihrung und die Zielerreichung verlangt.
All das erarbeitet die Umweltbehdrde jetzt.

Es ist doch leider so, dass nach Bekanntwerden
des Dieselskandals neu gerechnet werden musste.
Denn wie wir inzwischen wissen, sind die Emissio-
nen der Kraftfahrzeuge real viel hoher, als bis da-
hin angenommen. Eine nachhaltige Losung der
Probleme mit der Luftqualitat geht also nicht ohne
die Automobilindustrie. Sie muss kiinftig Fahrzeu-
ge auf die Stral’e bringen, die die Grenzwerte nicht
nur im Labor, sondern auch im Alltagsbetrieb ein-
halten.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Es kann nicht sein, dass die Stadte und die Auto-
mobilkunden die Versaumnisse der Industrie aus-
baden muissen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Tatsachlich ziehen die Autokdufer jetzt schon die
Konsequenzen. Der Absatz von Dieselfahrzeugen
geht zurlick, wie in den Medien seit gestern zu le-
sen und zu hoéren ist. Durch seinen schlechten
Stickoxidwert ist der Diesel zum

"[...] Umweltimageproblem von Unterneh-
men geworden."

Das ist ein Zitat aus dem "Hamburger Abendblatt",
es sagte der Autoexperte Dudenhdéffer. Und Privat-
kunden kaufen jetzt auch schon vermehrt lieber
Benziner als Diesel. Der Diesel ist offenbar in Ver-
ruf geraten. Denn das Dieselauto macht die Pro-
bleme, mit denen wir hier jetzt auch politisch zu
kampfen haben. Darum empfiehlt der Autoexperte
Dudenhoffer, starker auf Elektromobilitdt zu set-
zen, was die Unternehmen bereits aufgreifen.

Hamburg war seit Vorlage des letzten Luftreinhal-
teplans 2012 keineswegs untatig. Der Ausbau des
offentlichen Personennahverkehrs und der Elektro-
mobilitdt wurde bereits in der letzten Legislaturperi-
ode begonnen, ebenso die Sanierung der Radwe-
ge. Und jetzt kommt noch eine Schippe drauf. Mit
dem Ausbau des S- und U-Bahn-Netzes und der
Radverkehrsoffensive sorgen wir in der rot-griinen
Koalition dafiir, dass immer mehr Menschen um-
steigen in den o6ffentlichen Nahverkehr, aber auch
aufs Fahrrad. Die Benutzerzahlen des 6ffentlichen
Nahverkehrs beim HVV wachsen kontinuierlich.

Zusammen mit weiteren Grof3stadten zwingt Ham-
burg die Industrie, praxistaugliche und vor allen
Dingen auch erschwingliche emissionsfreie Busse
fur den Nahverkehr zu entwickeln. In drei Jahren
werden wir nur noch solche Fahrzeuge anschaffen.
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Das verbessert langfristig die Luftqualitat in Ham-
burg erheblich.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Stadt fordert den Ausbau der Elektromobilitat
und hat mit 300 Ladeséaulen die Halfte der geplan-
ten Ladeinfrastruktur geschaffen. Laut Masterplan
Elektromobilitat sollten bis Ende 2016 circa weitere
300 Ladesaulen privat finanziert werden. Private
Investoren haben sich aber nicht gefunden. Die
Stadt springt also erneut ein und wird noch weitere
300 Ladesaulen finanzieren. Entsprechende For-
dermittel, die der Bund jetzt aktuell zur Verfiigung
gestellt hat, sind schon beantragt. Nachhilfe von
der Opposition brauchen wir bei Weitem nicht, vie-
len Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf von Sabine Boeddinghaus DIE LINKE)

Lassen Sie uns den Luftreinhalteplan dann disku-
tieren, wenn er vorliegt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Stephan Gamm von der CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Diesem rot-griinen Senat und allen voran Senator
Kerstan ist etwas sehr Bemerkenswertes gelun-
gen: Die offenkundige ldeenlosigkeit und der er-
kennbare Unwille, politische Verantwortung in kon-
kretes Handeln zu Uberfuhren, haben fir uns alle
zur Folge, dass wir uns jetzt in einer parlamentari-
schen Zeitschleife befinden. Das heildt, dass wir
dieselbe Debatte fiihren missen, die wir schon vor
zwoOIf Monaten zum Luftreinhalteplan des Senats
gefihrt haben, obwohl sich der Sachstand in die-
ser Frage keinen Millimeter nach vorn bewegt hat.

(Beifall bei der CDU)

Die letzte Debatte, daran méchte ich nur kurz erin-
nern, hatten wir Gbrigens genau vor einem Jahr im
Rahmen eines FDP-Antrags zum Thema Vermei-
dung von Fahrverboten. Daher ist der von der LIN-
KEN angemeldete Titel, die Luftreinhaltung in
Hamburg sei ein zahnloser Tiger, nicht wirklich zu-
treffend, denn dafiir miisste es doch zunachst
einen Tiger geben, wenn man sich die Qualitat der
Zahne anschauen will und diese bewerten mdchte.
Doch auf diesen Tiger warten wir bis heute vergeb-
lich.

Es ist unbestritten, dass die Erarbeitung eines
Konzepts zur Verbesserung der Luftqualitat in
Hamburg eine hochkomplexe Herausforderung
darstellt und natirlich auch ihre Zeit erfordert.
Doch weder zur Zeit des alleinigen SPD-Senats
noch unter Rot-Griin ist in Hamburg in dieser Fra-
ge auch nur ein nennenswerter Fortschritt erzielt
worden. Das heift, SPD und GRUNE haben unse-

rer Stadt seit nunmehr sechs Jahren einen absolu-
ten Stillstand beschert. Und so entpuppt sich in ei-
nem weiteren und fir Hamburg so wichtigen politi-
schen Handlungsfeld das Credo des ordentlichen
Regierens von Birgermeister Scholz abermals als
Luftpumpe. So bleibt die Hoffnung, die ich zumin-
dest personlich habe, dass sich Birgermeister
Scholz weiterhin offen gegen seine SPD-Bun-
desumweltministerin stellen wird. Diese hat nam-
lich heute in einer Sitzung des Umweltausschus-
ses des Deutschen Bundestages erklart, sie halte
an ihren Planen fiir die Einfihrung eines pauscha-
len Fahrverbots fir Dieselfahrzeuge fest. Das ist
sozial ungerecht und eine massive Belastung fur
Millionen von Autofahrern, die es mit der CDU so
nicht geben wird.

(Beifall bei der CDU)

Doch wie kdonnte nun eine Lésung aussehen? Es
ist vollig klar, dass wir ein grofes, langfristig ange-
legtes Gesamtkonzept brauchen. Doch das ist kein
Thema, das man jetzt mit dem alleinigen Blick auf
Hamburg I6sen kann. Wir brauchen natirlich einen
Ansatz, der direkt auf Hamburg zielt, wir brauchen
aber auch Fragestellungen, die bertcksichtigt wer-
den, die natirlich Uber die Befugnisse oder den
Einfluss unserer Stadt hinausgehen. Wir brauchen
eine Perspektive, die sich auf kurzfristige, auf mit-
telfristige, auf langfristige MalRnahmen ausrichtet
und ebenso direkte wie indirekte Wirkungen zum
Gegenstand macht. Dabei missen natirlich Dinge
berlcksichtigt werden wie die Digitalisierung. Bei
der langfristigen Entwicklung der Elektromobilitat
reicht es eben nicht, sich eine Perspektive von ge-
rade einmal zwei Jahren vorzunehmen, sondern
wir brauchen einen wirklich langfristigen Aufschlag.
Das ist die eine Perspektive.

Das andere, und das ist etwas, was man massiv
kritisieren muss, ist die Tatsache, dass uns seit
Jahren dieses Konzept versprochen wird und in
dieser Zeit keine einzige nennenswerte operative
MafRnahme umgesetzt wurde.

(Farid Miiller GRUNE: Die wiirden Sie doch
sofort verdammen!)

Die gibt es namlich sehr wohl. Ich mdchte ein Bei-
spiel nennen: So werden in den Stadten Paris und
Oslo Mooswande eingesetzt,

(Dr. Monika Schaal SPD: Dann sagen Sie
doch gleich mal, wohin Sie die Mooswande
bauen wirden!)

und 12 Quadratmeter einer Mooswand haben
einen Reinigungseffekt wie 275 Baume, was fir
die Feinstaubbelastung einen echten Effekt verur-
sachen wirde. Ich wirde mich wirklich freuen,
wenn Senator Kerstan an der Stelle Mut beweisen
wirde und einfach einmal Dinge ausprobiert. Denn
es ist vollig klar, niemand hat den Masterplan, den
er aus der Tasche ziehen kann. Es gibt nicht die
ultimative einzig wahre, richtige Losung. Aber nicht
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einmal den Mut zu haben, etwas auszuprobieren,
das ist einfach schwach und wird dieser Verant-
wortung des Mandats nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Das Gericht will aber nicht nur Ideen, son-
dern Konkretes!)

Alles, was Sie bisher angekiindigt haben, ist — das
ist einer Pressemitteilung aus dem Januar 2016 zu
entnehmen —, dass Sie grof’e Hoffnung in den
Ausbau des Radverkehrs setzen. Dann wollen Sie
noch ein Bonus-Malus-System flir Schiffe einfiih-
ren, was naturlich auch wieder massiv die Wirt-
schaftlichkeit des Hafens beeintrachtigen wirde.

Also zusammenfassend muss man sagen, wir
missen einen Ausgleich zwischen Okologie und
Wirtschaftlichkeit schaffen.

(Farid Miiller GRUNE: Mit dem Moos!)

Dort helfen keine dogmatischen L&ésungen. Ich
freue mich darauf, wenn im Juni dieser Plan vor-
liegt und wir tatsachlich tber die konkreten Inhalte
diskutieren kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Gamm. — Als Nachste hat das Wort UI-
rike Sparr von der GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Anmeldung der LINKEN
suggeriert einen zahnlosen Tiger, obwohl sie das
Tier noch gar nicht kennt.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir haben vom Gericht den Zeitpunkt 30. Juni ge-
setzt bekommen, und den halten wir ein. Wir wer-
den lhnen sogar schon zuvor den Entwurf in die
Debatte geben, damit sich alle anhand der tatsach-
lich vorgeschlagenen Mallnahmen eine Meinung
bilden kdnnen, und dann kénnen wir eigentlich erst
diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die Vorschlage von Herrn Gamm, die schon so ein
bisschen Moos angesetzt hatten

(Beifall bei Anna Gallina GRUNE)

— wir haben doch kein Feinstaubproblem, sondern
wir haben ein NO,-Problem —, helfen uns nicht
wirklich weiter.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich moéchte kurz erlautern, was im Moment in der
Behoérde im Hintergrund lauft,

(Michael Kruse FDP: Sagen Sie doch mal,
was im Vordergrund lauft!)

um deutlich zu machen, warum all das ein
bisschen Zeit braucht, denn diese Koalition arbei-
tet an dem Thema Luftreinhaltung schon seit Be-
ginn der Legislaturperiode. Wir haben angefangen
mit den VerkehrsmalRnahmen, weil dies auch in
anderer Hinsicht positive Effekte hatte, aber wir
scheuen natrlich nicht davor zuriick, diese Mal3-
nahmen an den wirklich stark betroffenen und von
NO, belasteten Bereichen anzufassen.

Zurzeit arbeitet eine behdrdenlbergreifende Pro-
jektgruppe aus verschiedenen Behoérden, BUE,
BWVI, Hamburg Port Authority und so weiter, an
diesen Themen. Es gab 13 Sitzungen und auch
die Staatsrate haben bisher schon sechsmal zu-
sammengesessen. Das Vorgehen wird dabei letz-
ten Endes durch das Urteil des Verwaltungsge-
richts vorgegeben. Denn zu finden ist, welche
MaRnahmen grundsatzlich geeignet sind, um die
NOy-Belastung zu reduzieren, wie die fir Hamburg
aussehen koénnen, welche Wirkung haben diese
MaRnahmen auf Emissionen und auf die Belas-
tungen durch die Immissionen.

Es wird ein Verkehrsgutachten erstellt, dazu wird
ein rechnerisches Modell erstellt, in das auch die
Daten aus Navigationsgeraten einflieRen, die Ham-
burg extra flr diesen Zweck von den Firmen ange-
kauft hat. Da wird der Verkehrszustand auf einzel-
nen Stralenabschnitten berechnet, und weil wir
das rechnerisch fir alle Hauptverkehrsstrallen ma-
chen, ist es gar nicht so relevant, ob dort gerade
eine Messstation nebenan steht oder nicht, son-
dern das Rechenmodell ist durchaus in der Lage,
dies zu ermitteln.

Dann gibt es ein Immissionsgutachten. Auch da
wird ein Modell aufgebaut, wird die Hintergrundbe-
lastung berechnet, die doch stark durch den Hafen
vorgegeben ist. Dann kommt die Zusatzbelastung
durch den StralRenverkehr darauf, und wir kommen
letzten Endes zu einer Gesamtbelastung. Auf un-
gefahr 3 000 Abschnitten wird das berechnet, auf
einer Gesamtlange von 400 Kilometern — da lauft
schon einmal eine Maschine heil3.

Letzten Endes wird es eine Prognose geben, mit
MaRnahmen und ohne Malnahmen fir die Jahre
2020 bis 2025, und daraus wird ein Mafinahmen-
paket letzten Endes zusammengestellt werden,
das hoffentlich auch wirklich helfen soll.

All das ist, wie Sie sehen, ein schrittweiser und
sehr langwieriger Prozess, man nahert sich Stlick
fur Stiick den Ergebnissen, muss sich dabei auch
immer wieder einmal korrigieren. Darum dauert
das alles so lange.

Dazu haben wir die unklare Situation, was das
Thema Fahrverbote betrifft. Einerseits verlangt das
Gericht von uns, das nicht zu tabuisieren, anderer-
seits warten wir alle auf einen Beschluss des
Obersten Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig,
ob Kommunen und Stadte Uberhaupt Fahrverbote
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erlassen dirfen, denn die Bundesregierung in Ge-
stalt von Verkehrsminister Dobrindt lasst uns hier
doch leider im Regen stehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Hinzu kommen solche Unwagbarkeiten, wie sich
herausgestellt hat, dass unter realen Bedingungen
manche Fahrzeuge mit der Euronorm Diesel-5 real
viel bessere Werte produzieren als manche Diesel-
6-Fahrzeuge. Das heil3t, selbst eine blaue Plaket-
te, wie sie im Moment konzipiert ist, ist nicht immer
sinnvoll. All dies sind Dinge, die mit bedacht wer-
den missen, wenn wir jetzt an diese MalRnahmen
herangehen, wenn der Luftreinhalteplan vorliegt.

Nichtsdestotrotz wird der Tiger springen und sich
in wenigen Wochen in voller Pracht auch auf dem
Schreibtisch von Herrn Jersch entfalten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Heike Sudmann DIE LINKE: Also doch ein
Tiger!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
hat jetzt Herr Dr. Duwe von der FDP-Fraktion fir
drei Minuten. Wenn sich der Senat dann zu Wort
meldet, waren hinterher alle Fraktionen noch ein-
mal mit drei Minuten dran.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich habe so den Ver-
dacht, dass wir Ende Juni einmal einen Bettvorle-
ger sehen, der ahnlich aussieht wie ein Tiger. Wir
haben das Thema hier doch zumindest seit 2011,
seitdem wir wieder in der Blrgerschaft sind.

(Zuruf)

— Die Uhr lauft nicht, das finde ich hervorragend.
Ich kann also langer als drei Minuten reden. Sehr
gut.

Dann geht es weiter. Ich kenne dieses Thema
doch schon lange und wir wissen, dass andauernd
Plane vorbereitet werden und zu den festen Termi-
nen erstellt werden. Ich gehe einmal davon aus,
dass wir das auch rechtzeitig bekommen. Die Krux
in dieser Sache ist eigentlich eine hausgemachte,
namlich dass sehr viele Behdrden sich miteinander
abstimmen muissen, um zu einem Ergebnis zu
kommen. Das ist nicht besser geworden, nachdem
eine Behorde jetzt in drei Behérden aufgeteilt wor-
den ist. Das ist aber ein hausgemachtes Problem,
das wir nicht unterstitzen.

Was dadurch aber bedingt ist, ist, dass viele Ideen
eigentlich immer nur aus einigen Teilbereichen
kommen wie zum Beispiel Tempo 30 beim Larm-
schutz oder Fahrrader auf die Stralle beim Ver-
kehr, man sich aber irgendwie nicht im Klaren dar-
Uber ist, dass alle diese MalRnahmen auch Neben-
wirkungen haben, Nebenwirkungen und Risiken.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, weniger
Schadstoffe! Mehr Gesundheit!)

—Ja, zum Beispiel.

Diese Sichtweise ist leider immer noch nicht durch-
gedrungen, man braucht namlich ein wirklich inte-
gratives Konzept. Selbst das Verkehrsmodell, das
wir irgendwann einmal haben sollen, wurde schon
vor mehreren Jahren versprochen. Und das ware
eben ein Werkzeug, um nicht nur Verkehrslenkung
zu machen, sondern auch zu sehen, wie man mit
Larmschutz und Luftreinhaltung ein gemeinsames
Konzept erstellt.

(Beifall bei der FDP)

Als Optimist wiirde ich natlrlich sagen, da gibt es
keine Hintergedanken, aber die Geschwindigkeit,
mit der hier der Fortschritt geleitet wird, Iasst mich
zu dem Schluss kommen, dass man vielleicht gar
nicht so richtig erfolgreich sein will, weil man dann
irgendwann sagen kann, man habe alles versucht,
nun mache man es mit Zwangsmafnahmen. Das
wird aber wahrscheinlich den Leuten dann Kklar
werden, wenn die Gerichtsurteile kommen. Man
kann vielleicht als Ultima Ratio natirlich irgend-
wann einmal zu Zwangsmalnahmen kommen,
aber dazu muss man beweisen, dass man vorher
alle Wege beschritten hat, die es gibt. Und da be-
zweifle ich, dass es immer noch den groRen Willen
gibt in dieser griin gefiihrten Arbeitsgruppe, das zu
tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich Senator Jens Kerstan gemeldet.

Senator Jens Kerstan:* Herr Prasident, meine
Damen, meine Herren! Unstreitig ist es, dass die
Luftreinhaltung ein ernstes Problem in Hamburg
ist, nicht nur, weil Hamburg von der EU-Kommissi-
on gesetzte Grenzwerte an mehreren Messstatio-
nen in unserer Stadt nicht einhalt, sondern weil
das bedeutet, dass die Menschen, die dort leben,
gesundheitsgefdhrdenden Schadstoffen ausge-
setzt sind. In der Tat ist das eine Situation, die
nicht nur an diesen vier Messpunkten, sondern an
vielen Stellen in unserer Stadt ein Problem ist. In-
sofern ist es eine grofl3e, eine wichtige Aufgabe,
bei der es um die Gesundheit unserer Blrgerinnen
und Birger geht, und deshalb ist dieses Thema,
namlich das Thema der Luftreinhaltung, eines, das
meine Behdrde und ich sehr ernst genommen ha-
ben, seitdem ich im Amt bin. Der gesamte Senat
arbeitet schon seit Monaten mit Hochdruck daran.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das wird auch sehr deutlich, wenn man sich ein-
mal ansieht, was jetzt eigentlich passiert ist. Weni-
ge Wochen, nachdem ich ins Amt gekommen bin,
hat dieser Senat eine Projektgruppe eingesetzt
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aus allen beteiligten Behorden, namlich meiner Be-
hérde, der Behorde fir Umwelt und Energie, der
Behodrde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
der Behdrde fir Inneres und Sport, der Behoérde
fur Gesundheit und Verbraucherschutz, weil das
alles die Behorden sind, die mit diesem Thema zu
tun haben. Und geleitet wird diese Projektgruppe
von einer Lenkungsgruppe der zustandigen
Staatsrate, die von meinem Staatsrat Michael Poll-
mann geleitet wird. Dieses omindése Datum, von
dem hier immer die Rede ist, der 30. Juni, ist das
Datum, das auf der ersten Sitzung der Lenkungs-
gruppe dieses Senats selbst gewahlt festgelegt
wurde, mit dem wir uns verpflichtet haben, bis zu
diesem Zeitpunkt einen neuen Luftreinhalteplan
vorzulegen, um die Vorgaben der EU, aber auch
der Gerichte in puncto Gesundheitsschutz unserer
Bevodlkerung sicherzustellen. An diesem Datum ha-
ben wir zu jedem Zeitpunkt festgehalten und zu
keinem Zeitpunkt geplant abzuweichen. Insofern
haben wir bis zu diesem Zeitpunkt auch noch et-
was Zeit. Deswegen verstehe ich ein Stlck weit
die Aufregung nicht, wo eine Sadumigkeit herbeibe-
schworen wird, wenn man doch Monate vor einem
selbstgewahlten Termin ist und sich zu jedem Zeit-
punkt dazu verpflichtet hat, diesen Termin auch
einzuhalten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und um es noch einmal sehr deutlich zu sagen: Ich
habe keinen Zweifel, dass dieser Senat vor dem
30. Juni einen neuen Luftreinhalteplan beschlielen
wird. Ich gehe davon aus, dass wir einen neuen
Luftreinhalteplan beschlielen werden viele Wo-
chen vor dem 30. Juni, namlich noch im Mai. Da-
nach haben wir vor, diesen Plan vier Wochen aus-
zulegen, den Betroffenen zwei Wochen Stellung-
nahmefrist zu geben, und all das vor dem 30. Juni.
Ich verstehe lhre Ungeduld, aber wir sind dort we-
der saumig noch vor dem Plan, wir haben dort
einen sehr ehrgeizigen Zeitplan, fir den wir alles
tun, um ihn einzuhalten. Im Mai werden Sie kon-
krete Dinge haben, Uber die Sie reden kdénnen.
Und ich glaube, das wird dann die Aufregung, die
hier gern ein wenig kinstlich beschworen wird, et-
was dampfen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und in der Tat ist es doch ein viel gréReres Pro-
blem, das nicht mit einem Aktionismus wie bei-
spielsweise auf einer Stralle hier Tempo 30 oder
ein Fahrverbot dort gelést werden kann. Es geht
darum, dass dieser Senat und meine Behorde ver-
pflichtet sind, fir jede Stral’e dieser Stadt, an der
Menschen wohnen, sicherzustellen, dass die
Grenzwerte eingehalten werden. Das ist gar nicht
so einfach, wenn Sie sich einmal ansehen, was
verkehrsbeschrankende MalRnahmen zum Beispiel
bedeuten. Sie bedeuten in der Regel, dass Auto-
fahrer ausweichen. Und es ist doch Uberhaupt kei-
ne Lésung des Problems, etwa an der Habichtstra-

Re, wenn wir dort eine Malinahme verhangen, die
dazu fuhrt, dass die Autofahrer auf die Nebenstra-
Ren oder Tempo-30-Strallen der Wohngebiete
ausweichen und wir dann dort die Grenzwerte
Uberschreiten.

(Michael Kruse FDP: Dann sind Sie sicher
auch gegen die City-Maut! Die macht nam-
lich genau das!)

Deshalb ist unsere Aufgabe nicht nur, jede einzel-
ne MalRnahme zu berechnen auf den Hauptver-
kehrsstralRen, wo wir die Grenzwerte Uberschrei-
ten, sondern alle potenziellen Ausweichverkehre
auf allen anderen StralRen ebenfalls zu berechnen.
Das sind 3 000 Stralenabschnitte. Ein Hochlei-
stungsrechner braucht fur einen einzigen Strafien-
abschnitt mehrere Tage, um diese Berechnungen
durchzufihren. Und wir haben bis zum heutigen
Tag 3 000 Strallenabschnitte mit 400 Kilometern
Lange berechnet und sind nicht am Ende. Ich kann
Ihre Ungeduld verstehen, das geht mir ahnlich,
aber schneller geht es nicht. Ich kann lhnen versi-
chern, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meiner
Behorde tun alles, was in ihrer Macht steht, um
diesen Prozess so schnell wie méglich durchzuflih-
ren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Kerstan, ich warte immer auf einen
Punkt, weil ich Sie nicht gern unterbrechen méch-
te, aber gestatten Sie eine Zwischenfrage oder
Zwischenbemerkung der Abgeordneten Sudmann?

Senator Jens Kerstan:* Das Parlament hat immer
das Recht, den Senat zu fragen.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Sollen
wir das jetzt zugrunde legen auch fur die anderen
Kollegen?

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Herr Senator, Sie sprachen gerade von mdglichen
Verdrangungseffekten, wenn auf einzelnen Haupt-
verkehrsstrallen Tempo 30 eingefihrt wird. Ich
weild nicht, ob lhnen die Untersuchungen aus Ber-
lin bekannt sind, da sind auf Hauptverkehrsstralien
Tempo-30-Beschrankungen eingefiihrt worden, es
hat nicht zu Verdrangungen geflhrt. Vielleicht gibt
es die Moglichkeit zu einem engeren Austausch
mit Berlin, dann kénnten wir das auch in Hamburg
umsetzen, und zwar moglichst flachendeckend.

(Beifall bei der LINKEN)

Senator Jens Kerstan (fortfahrend):* Ich glaube,
da haben Sie mich falsch verstanden, Frau Abge-
ordnete. Ich habe nicht gesagt, dass es automa-
tisch zu Verdrangungseffekten kommt. Wir missen
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bei jeder Malinahme sicherstellen, dass es nicht
durch Verdrangungseffekte oder andere Reaktio-
nen auf diese Mallnahme an anderer Stelle dazu
fuhrt, dass die Grenzwerte Uberschritten werden.
Und das durfen wir nicht einfach nur behaupten
oder glauben oder so meinen oder sagen, alles an-
dere ist nicht politisch opportun, sondern das Ge-
richt hat uns auferlegt, dieses mit Daten und Fak-
ten zu belegen und die Abwagungen dann auch
mit Fakten zu begriinden. Genau das tun wir. Und
so sehr ich Ihren Wunsch verstehe, sich einfach an
Berlin zu orientieren, und dann brauchen wir nichts
mehr zu machen, so einfach ist es nicht. Alles an-
dere ware auch nicht gerichtsfest, und ich méchte
allen Beteiligten ersparen, dass wir weitere Run-
den vor dem Gericht drehen missen. Wir missen
stattdessen endlich einen Plan bekommen, der da-
fur sorgt, dass die Menschen wirksam vor Luft-
schadstoffen bewahrt werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Insofern brauchen Sie sich keine Sorgen zu ma-
chen. Es ist auch anders, als manche Kollegen
von der CDU, FDP oder andere hier durchblicken
lassen. Es gibt bei der Berechnung der Mal3nah-
men keine Denkverbote. Wiirden wir als Senat per
se bestimmte MaRnahmen nicht als unverhaltnis-
maRig betrachten, wiirde es automatisch dazu fiih-
ren, dass der neue Luftreinhalteplan unwirksam
und rechtswidrig ist und vor Gericht keinen Be-
stand haben wirde. Insofern berechnen und be-
trachten wir ohne jedes Denkverbot alle denkbaren
und alle rechtlich mdglichen Mafnahmen. Und
wenn wir alle Daten und Fakten vorliegen haben,
alle Berechnungen vorgenommen haben, kdnnen
wir auf dieser Grundlage eine Abwagung vorneh-
men, welche MalRhahmen dann nicht nur wirksam,
sondern auch noch verhaltnismafRig sind. Denn
MaRnahmen, die an vielen Stellen in dieser Stadt
Staus und Stop and go auslésen, werden dafir
sorgen, dass an anderer Stelle die Grenzwerte
wieder Uberschritten werden. Das ist nicht im Sin-
ne der Erfinder. Insofern méchte ich diese Aktuelle
Stunde nutzen, um zu betonen, dass nicht nur mei-
ne Behdrde mit Hochdruck daran arbeitet, sondern
auch die Kollegen in der BWVI, in der BIS und in
der BGV, die wirklich im Moment versuchen, so
schnell wie mdglich diese irrwitzigen, umfangrei-
chen Berechnungen durchzufiihren. Da mdchte ich
allen Beteiligten noch einmal herzlich fir ihren Ein-
satz danken. Und Sie kdnnen sich sicher sein, die-
ser Senat nimmt seine Aufgabe sehr ernst und
wird die vorgestellten Zeitrahmen einhalten, um
einen neuen Luftreinhalteplan vorzulegen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Wie ge-
sagt erhalt jetzt jede Fraktion noch einmal die Mog-
lichkeit, fir drei Minuten zu dem Thema zu spre-

chen. — Gemeldet hat sich Herr Jersch von der
Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Wenn hier in voller Zuver-
sicht die Einhaltung des 30. Juni beschworen wird,
dann kann ich nur sagen, die Grenzwerte gelten
seit 2010. Diese Regierungskoalition ist seit 2015
im Amt, es gibt eine Uberarbeitung des Luftreinhal-
teplans. Die Frist ist schon langst verstrichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie hier anfiihren, ist die allerletzte, schon un-
ter Strafe stehende oder unter einem Zwangsgeld
stehende MalRnahme des Gerichts, ein letzter Ter-
min. Und ich winsche mir an mancher Stelle, das
Finanzamt ware mit seinen Kunden so nachsichtig
wie das Gericht mit diesem Senat.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus DIE LIN-
KE)

Ich habe mitgenommen, es gehe schrittweise und
sei sehr langwierig und es herrsche hier eine
kiinstlich beschworene Aufgeregtheit. Wer die Re-
de des damaligen Fraktionsvorsitzenden der GRU-
NEN, Jens Kerstan, in der Blirgerschaft 2014 gele-
sen hat oder anhéren konnte, der mag selbst dar-
Uber urteilen, wann es eine kunstlich beschworene
Aufgeregtheit gegeben haben soll. Dabei hatte der
Kollege Kerstan damals recht mit jedem seiner
Satze an dieser Stelle. Es ist ein Elend, dass diese
Regierungskoalition augenscheinlich nicht in der
Lage ist, daraus zu lernen.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Das stimmt doch gar nicht!)

Solange diese Regierungskoalition nicht mit kon-
kreten messbaren Ergebnissen fir diese Stadt und
fur die Burgerinnen und Birger riberkommt, wird
es in dieser Stadt weiterhin eine Spaltung zwi-
schen gesunden und krank machenden Stadtteilen
geben, zwischen Stadtteilen, in denen die Lebens-
erwartung kirzer, und Stadtteilen, in denen die Le-
benserwartung langer ist. Und das ist ein Skandal
in dieser Stadt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe mitgenommen an konkreten Sachen, die
bisher getan worden sind: Es wurde eine Projekt-
gruppe eingesetzt, deren zweijdhriges Einset-
zungsjubildum jetzt demnéchst gefeiert werden
kann. Die Staatsrate, wie die Sprecherin der Um-
weltbehodrde, Frau Sparr, eben kundgetan hat, ha-
ben sich sechsmal getroffen, und der 30. Juni wird
eingehalten. Letzteres ist das erste wirklich Kon-
krete, weil ich Aussagen kenne, die im Vorfeld ge-
tatigt worden sind, dass man doch erst einmal war-
ten musse, wann die Gutachten fertig seien, bevor
man sich wirklich auf den 30. Juni committen kén-
ne. Es ist zu wenig und es erinnert mich in dieser
Stadt in dieser Regierungskoalition immer wieder
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an das Warten auf Godot, auf Wunder, aber die
werden ohne eigenes Handeln nicht kommen. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Dr. Schaal von der
SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Herr Jersch, ich habe den Ein-
druck, dass Sie noch einmal kraftig auf die Tonne
hauen, weil es lhnen nach dem 30. Juni nicht mehr
moglich ist, da missen Sie sich dann doch in der
Sache auseinandersetzen. Sie produzieren einen
Skandal, der im Prinzip keiner ist, blo® wegen Ih-
res parteipolitischen Vorteils, und das ist irgendwie
auch skandalos.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es wurde vorhin gesagt, hier werde auf Zeit ge-
spielt, um sich dann letztlich verklagen zu lassen.
Ich glaube, Herr Duwe sagte das. Ich denke, es
sind sich alle hier im Haus darUber klar, wir mis-
sen erfolgreich sein, dass wir einen anstandigen
Luftreinhalteplan erreichen, denn es geht hier auch
um ein Grundbediirfnis, es geht um die Mobilitat.
Da ist nicht nur die Wirtschaft betroffen, sondern
auch jeder von uns selbst hat einen Anspruch, mo-
bil sein zu kdénnen, und das nach seiner Wahl.
Wenn das nicht politisch gewahrleistet ist, ist das,
glaube ich, ein schwieriges Problem, und dem wol-
len wir uns nicht aussetzen. Deswegen werden wir
erfolgreich sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und dann kommt noch etwas hinzu, das ist hier
noch nicht gesagt worden, gerade mit Blick auf die
Debatte, die wir vorher geflihrt haben. Es ist letzt-
lich auch die Europaische Union, die mit ihren
Richtlinien verlangt, dass wir hier in unseren Stad-
ten Uberall in Europa flr gesunde Lebensverhalt-
nisse sorgen und damit also auch gesunde Luft
herstellen. Wir missen das tun, blaue Briefe sind
unterwegs. Die Union hat sich vor Kurzem diesbe-
zuglich noch einmal an die Bundesregierung ge-
wandt. Die Bundesregierung kann im Moment viel-
leicht wenig helfen. Wir haben erst einmal unsere
Arbeit vor Ort zu machen und jede MaRnahme, die
ergriffen wird, muss genau Uberpriuft werden, ob
sie die Probleme jeweils vor Ort 16st, und man
muss dann die MalRhahmen abwagen, die Interes-
sen abwagen, die dadurch berihrt sind. Das muss
man sorgfaltig machen und nicht mit Schaum vor
dem Mund. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Der
nachste Redner ist Dr. Anjes Tjarks von der GRU-
NEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, die Debatte sollte
zu grofRen Teilen nach dem 30. Juni 2017 fortge-
fihrt werden. Wir haben, glaube ich, sehr deutlich
gemacht, dass wir in der Lage sind, bis dahin den
Plan vorzulegen. Wir werden bis dahin auch Mal}-
nahmen abgewogen und berechnet haben. Der
Senator hat sehr deutlich gemacht, dass es sehr
kompliziert und aufwendig ist, dieses Modell zu be-
rechnen, dass hinzukommt, dass man sich sehr
genau Uberlegen muss, wer eigentlich welchen
AusstoR verursacht, weil das gerade bei den Autos
doch lange Zeit nicht so klar ist, mit welcher Be-
rechnungsgrundlage man das tut.

Das alles vorweggeschickt, Herr Jersch, mochte
ich lhnen nur noch einmal kurz antworten, denn
Sie waren die letzten sechs Jahre nicht dabei.
Aber ich habe mir die Antrédge der Links-Fraktion in
den letzten sechs Jahren angeschaut, und ich
komme nicht umhin zu bemerken, dass kein einzi-
ger Antrag der Links-Fraktion in den letzten sechs
Jahren vorgestellt worden ist, der irgendeine Art
von Mallnahme beinhaltet, wie man das Problem
der Luftreinhaltung I6sen soll. Und wenn das so ist,
dann mdochte ich Ihnen einfach nur sagen, sollten
Sie ein bisschen weniger reden und ein bisschen
mehr eigene Vorschlage machen oder auf unseren
Plan warten. Wenn wir diesen vorlegen, kénnen
Sie ihn kritisieren und diskutieren.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das ist
ja ein bisschen albern!)

— Nein, das ist nicht albern.

Herr Jersch hat zur Luftreinhaltung als Einziges
vorgelegt, dass wir Messfahrzeuge anschaffen und
bei Wedel messen sollten. Das sind keine Maf-
nahmen, mit denen Sie in irgendeiner Form die
Luftreinhalteproblematik in dieser Stadt reduzieren.
Und auch Sie haben in den letzten vier Jahren der
vergangenen Legislaturperiode keinen einzigen
Antrag vorgelegt, in dem in irgendeiner Form eine
MaRnahme gefordert wird, durchgesetzt wird, um
genau das zu machen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das
stimmt doch gar nicht!)

Und das ist einfach ein bisschen wenig, wenn Sie
die Debatte anmelden und in dieser Form argu-
mentieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.
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Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich hatte
vorher keine Zeit mehr, entsprechend meine Rede
zu halten. Ich wollte nur sagen, jetzt wo der Herr
Senator angekindigt hat, eine Drucksache dazu
zu machen, spare ich die Zeit ein und freue mich
auf die Drucksache.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist doch mal
ein konstruktiver Beitrag der AfD! Das ist
nicht immer sol)

— Danke schon.
(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Damit lie-
gen mir zur Aktuellen Stunde keine weiteren Wort-
meldungen vor. Dann schliefe ich die Aktuelle
Stunde.

Ich rufe die Punkte 4 und 4a auf, die Deputations-
wahlen.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Schule und Berufsbildung

— Drs 21/2316 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/8453 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass beide
Wahlen in einem Wahlgang durchgefiihrt werden
koénnen. Die zwei Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie
enthalten bei den Namen jeweils Felder fir Zustim-
mung, Ablehnung und Enthaltung. Sie durfen auf
jedem Stimmzettel bei jedem Namen ein Kreuz
machen, aber bitte nur eines. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch
unausgefillte Stimmzettel gelten als ungultig. Bitte
nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftflihrung bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen. Bei Herrn Wag-
ner sind noch welche.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Ich
sehe, das ist der Fall, dann schlieRe ich den Wahl-
gang, und die Wahlergebnisse werden gleich er-
mittelt. Ich werde sie lhnen im Laufe der Sitzung
bekannt geben.**

**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 3935 zu finden.

Ich rufe die Punkte 69 und 58 unserer Tagesord-
nung auf, Drucksache 21/8353, Antrag der AfD-
Fraktion: Gesetz gegen die Vollverschleierung im
offentlichen Raum, und die Drucksache 21/8318,
Antrag der CDU-Fraktion: Gesicht zeigen — Voll-
stéandige Gesichtsverhillung in sensiblen o6ffentli-
chen Bereichen verbieten.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Gesetz gegen die Vollverschleierung im o6ffent-
lichen Raum

— Drs 21/8353 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Gesicht zeigen — Vollstdndige Gesichtsverhiil-
lung in sensiblen o6ffentlichen Bereichen ver-
bieten

— Drs 21/8318 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Gesichtsverhiillung bei Ausiibung offentlicher
Funktionen und in relevanten o6ffentlichen Insti-
tutionen

— Drs 21/8496 -]

Zur Drucksache 21/8318 liegt Ihnen als Drucksa-
che 21/8496 ein gemeinsamer Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der GRUNEN vor. Die AfD-Frak-
tion mochte die Drucksachen 21/8353 und 21/8318
federfilhrend an den Ausschuss fir Justiz und Da-
tenschutz sowie mitberatend an den Ausschuss fiir
Soziales, Arbeit und Integration Uberweisen. Wer
wiinscht nun das Wort? — Herr Professor Kruse
von der AfD-Fraktion ist als Erster dran.

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Vollverschleie-
rung verhindert eine Kommunikation zwischen
Menschen, wie sie in zivilisierten Gesellschaften
fast auf der ganzen Welt seit Jahrhunderten blich
ist, mit Ausnahme einiger radikal-islamischer Lan-
der, namlich Face-to-face-Kommunikation. Vollver-
schleierungen sind mobile Frauengefangnisse,
zwangsweise verordnet von den Mannern ihrer
muslimischen Communitys. Vollverschleierungen
rauben den betroffenen Frauen ihre Individualitat
und machen sie zu uniformen Wesen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn ich das vor Jahren schon einmal als schwar-
ze Monster bezeichnet habe, waren damit nicht die
Frauen gemeint, sondern die Tatsache, dass sie
ihrer weiblichen Erscheinung und ihrer Individuali-
tat durch eine mannliche, fundamental-islamische
Community beraubt werden. Eindrucksvoller und


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2316
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http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8496
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verheerender kann man seine Frauenverachtung
gar nicht zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der AfD)

Die betroffenen Frauen sind dem in aller Regel
wehrlos ausgeliefert. Es gibt einige Ausnahmen
von muslimischen Frauen, die den frauenverach-
tenden Repressionen des Islam aufgrund beson-
derer personlicher Umstande entkommen konnten
und/oder gegen sie opponieren kdnnen. Ich nenne
als Beispiele Necla Kelek, Seyran Ates, Sabatina
James und ein paar weitere, und insbesondere die
iranische Frauenemanzipationsbewegung "My Ste-
althy Freedom". Das sind Beispiele fur Kampferin-
nen fiir die Menschenrechte von Frauen im Islam.
Und ich bewundere ihren Mut, denn allzu leicht
kdnnten sie den gewalttatigen Islamisten zum Op-
fer fallen.

Unterstitzen wir in Deutschland die hiesigen Musli-
ma in ihrem Kampf um Freiheit von islamischer
Repression! Unterstitzen wir sie dabei, mdglichst
vielen muslimischen Frauen den Weg zur Integrati-
on in unsere Gesellschaft zu weisen? Nein, wir las-
sen sie links liegen und paktieren lieber mit ortho-
doxen und autokratischen Islamverbanden, obwohl
wir es inzwischen besser wissen sollten.

(Beifall bei der AfD)

Und die deutschen Frauenverbande? Sind sie em-
port Uber die Repressionen und Verachtung, die
ihre muslimischen Schwestern erdulden missen?
Ja, es gibt ein paar. Alice Schwarzer und die Zeit-
schrift "Emma" sind Beispiele. Aber die meisten
Frauenverbande und Frauenaktivistinnen fordern
lieber noch ein paar mehr weibliche Aufsichtsrats-
mandate, als sich um die elementaren Menschen-
rechte von muslimischen Frauen in Deutschland zu
kiimmern.

(Beifall bei der AfD)

Diese Art von Doppelmoral finde ich verachtens-
wert.

(Farid Miiller GRUNE: Doppelmoral!)

Eigentlich mlssten mindestens alle Frauen hier im
Raum dem AfD-Antrag gegen Vollverschleierung
zustimmen kdnnen.

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD — Christia-
ne Schneider DIE LINKE: Die kénnen selbst
denken!)

Vollverschleierung ist aber nicht nur frauenverach-
tend, sondern auch integrationsverachtend. Wenn
wir eine Rangliste der Integrationsverhinderungs-
faktoren aufstellen sollten, ware die Vollverschleie-
rung ganz vorn. Und dies geschieht unter dem
Deckmantel der Religionsfreiheit, die es zwar bei
uns gibt, aber sehr oft gerade nicht in islamischen
Landern. Der Islam ist nicht nur eine Religion, son-
dern auch eine totalitdre politische Ideologie, die
aggressiv und expansionistisch auftritt.

(Beifall bei der AfD)

Minister aus Erdogans Autokratenregierung haben
den westlichen Landern gerade mit Religionskrie-
gen gedroht. Vollverschleierte Frauen werden als
Zeichen missbraucht, wie weit der Islam in den
verhassten Landern der Unglaubigen schon vorge-
drungen ist und wie dreist man sich Uber deren Re-
geln und Usancen hinwegsetzt. Das ist Missbrauch
der Toleranz durch Intolerante. Die Frage nach der
Vollverschleierung ist auch die Frage danach, ob
wir die zivilisationsfeindlichen Strukturen und Ver-
haltensweisen der aggressiven Muslime in unserer
Gesellschaft dulden wollen oder nicht. Die Frage
ist auch, ob unsere Werte wie Meinungsfreiheit,
Gewaltfreiheit, Toleranz, Gleichstellung von Frau-
en und Mannern nur noch fir Sonntagsreden tau-
gen, oder ob wir bereit sind, uns aktiv dafiir einzu-
setzen, wenn sie bei uns aggressiv infrage gestellt
werden, zum Beispiel durch Vollverschleierung.

(Beifall bei der AfD)

Also wollen wir unsere demokratischen Werte ver-
teidigen oder Appeasement-Politik betreiben? Fun-
damentalisten und Autokraten verstehen Verstan-
digungswillen und Kompromissbereitschaft immer
als Schwache, wenn man ihnen nicht klare Gren-
zen setzt.

Osterreich hat das getan. Dort hat man gestern die
Vollverschleierung im gesamten 6ffentlichen Raum
verboten. Dem sollten wir folgen.

(Beifall bei der AfD — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr Pro-
fessor Kruse, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: |hre Zeit
auch!)

Als Nachster erhalt das Wort Urs Tabbert von der
SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Sehr geehrter Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir leben in einer
offenen und freien Gesellschaft. Das ist ein Ange-
bot auf der einen Seite, aber auch ein Verspre-
chen, das bei uns jeden Tag angenommen und
eingeldst wird. Zur Freiheit gehort allerdings auch,
dass es keine Verpflichtung gibt, an diesem offe-
nen Austausch teilzunehmen. Es gibt auch das
Recht, anderen aus dem Weg zu gehen. Zu unse-
rem Freiheitsverstandnis gehort somit ebenso, sich
zu kleiden, wie man méchte. Allerdings kennt jede
Freiheit ihre Grenzen. Das sind vor allem die
Rechte anderer und die verfassungsmafige Ord-
nung, so steht es seit Anbeginn in Artikel 2 unse-
res Grundgesetzes. Dass einem die Kleidung des
anderen nicht passt, weil einem diese, und dieses
Gefuhl kennen wir alle, manchmal fremd oder selt-
sam anmutet, reicht allerdings bei Weitem nicht
aus, um ihm per Gesetz die Kleidung vom Leib zu
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reilen. So etwas geht in autoritdren Staaten, bei
uns geht das nicht.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Um Bekleidungsregeln fir bestimmte Lebenslagen
oder Situationen durchzusetzen, braucht es bei
uns zu Recht gewichtige und sehr greifbare Grin-
de, die Uber eine intolerante Haltung gegeniber
dem Anderssein des anderen hinausreichen. Den
Antrag der AfD lehnen wir daher ab.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN - Dr. Bernd Baumann AfD: Ist
Osterreich autoritar?)

Der Antrag der AfD richtet sich pauschal — und das
ist unsere Kritik — und explizit gegen alle Muslima,
die in der Offentlichkeit Burka tragen. Diese Debat-
te haben wir — das haben Sie doch sicher mitbe-
kommen — in den letzten zwei Jahren auf Bundes-
ebene gefihrt und sind dabei zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass in Deutschland ein generelles Bur-

ka-Verbot bereits aus verfassungsrechtlichen
Griunden nicht geht.
(Beifall bei Hendrikje Blandow-Schlegel
SPD)

Auch den CDU-Antrag lehnen wir allerdings ab.
Die CDU fordert, anders als die AfD, fur Hamburg
ein Gesetz, mit dem die Verhullung des Gesichts
innerhalb von sensiblen &ffentlichen Bereichen ge-
regelt werden soll, allerdings ohne dem eine sorg-
faltige Prifung voranzustellen. Wenn Sie, liebe
CDU, den bayerischen Entwurf, auf den Sie sich
beziehen, flr so gut halten, hatten Sie ihn doch
ehrlicherweise direkt einbringen kénnen. Haben
Sie aber nicht. Uns geht es jedoch darum, jeweils
die Notwendigkeit des jeweiligen Regelungsanlie-
gens vorab genau zu prifen. Um es mit Montes-
quieu zu sagen:

"Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu
machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz
zu machen."

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Uns geht es um die Frage der Notwendigkeit, und
das wollen wir genau ausloten. Eben deswegen
bringen wir einen eigenen Antrag ein, und in die-
sem Antrag betonen auch wir, dass wir genauso
eine Gesichtsverhillung in Bereichen wie Schulen,
Hochschulen und der 6ffentlichen Verwaltung klar
ablehnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In Kitas, in Schulen, in Hochschulen, vor Gericht
oder in Bezirksdmtern gibt es zahlreiche Situatio-
nen, in denen ein offener, unverhulliter Austausch,
das Sich-Bewegen mit offenem Visier absolut not-
wendig sind, damit diese Einrichtungen ihren 6f-
fentlichen Zweck ordnungsgemal erfillen kénnen.
Und nur darum geht es.

Bei Kitas steht im Mittelpunkt der Erziehungs-
zweck, vor Gericht geht es um die Neutralitat und
um die Wahrheitsfindung, da ware natirlich Ge-
sichtsverhillung absolut kontraproduktiv, und das
ist klar abzulehnen. Genauso wie in Bezirksam-
tern, da geht es zum Beispiel um die Identitatsfest-
stellung, auch da kann keine Gesichtsverhillung
stattfinden.

Nach Beratungen im Bundesrat, in denen Ham-
burg auch eine eigene EntschlieRung eingebracht
hatte, ist auf Bundesebene jetzt ein sorgfaltig in
der GrofRRen Koalition abgestimmtes Gesetz in der
Beschlussfassung, das bereichsspezifische Rege-
lungen der Gesichtsverhillung enthalten wird. Dar-
an sollten wir uns in Hamburg mit unserer jetzt
schon recht klaren Praxis auch orientieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nur zwei Beispiele. Es geht um das Beamtensta-
tusgesetz. Damit wird Beamten versagt, bei Aus-
Ubung ihres Dienstes oder bei Tatigkeiten mit un-
mittelbarem Dienstbezug das Gesicht durch Klei-
dung oder Ahnliches zu verhiillen. Geéndert wird
auch das Personalausweisgesetz, um die Identifi-
zierungspflicht durchzusetzen. Diese Anderungen
werden zum Teil auch in Hamburg unmittelbar gel-
ten, oder sie gelten Uber Verweise beispielsweise
fur Landesbeamte und Richter.

Wenn wir in Hamburg neue Regeln erlassen, ist es
uns wichtig, im staatlichen Einflussbereich auf tat-
sachlich existierende Probleme zu reagieren und
nicht bloRe Symbolpolitik zu betreiben. Wir ersu-
chen daher den Senat zu Uberprifen, inwiefern ein
zusatzlicher landesrechtlicher Regelungsbedarf
auch nach der Bundesregelung besteht, und dann
erst einen fur Hamburg passenden Gesetzentwurf
vorzulegen, der sich am Entwurf auf Bundesebene
orientiert. Das ist ein vernlnftiger Weg, das Not-
wendige zu tun, aber auf populistische Symbolpoli-
tik zu verzichten. Denn bei aller Notwendigkeit,
Grenzen abzustecken und wo nétig auch auszuta-
rieren, sollten wir uns unser freiheitlich-demokrati-
sches Grundverstandnis nicht kaputtreden lassen,
denn sonst hatten die Feinde unserer Freiheit am
Ende genau das erreicht, was wir ihnen nicht zuge-
stehen sollten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhélt das Wort Karin Prien von der CDU-
Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren!

"Der freie Mensch zeigt dem anderen sein
Antlitz."

Das war, was Udo Di Fabio in einem Minderheiten-
votum zu einem Urteil des Bundesverfassungsge-
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richts 2003 gesagt hat zu dem, was wir heute de-
battieren, was die Sache im Prinzip abschlielend
auf den Punkt bringt. Es geht um offene Kommuni-
kation, und die ist pragend fir unser Zusammenle-
ben im liberalen Rechtsstaat. Menschen sprechen
nicht nur miteinander, sondern sie kommunizieren
auch durch Mimik und Gestik. Und die Vollver-
schleierung, die Ubrigens heute von der rechten
Seite ausschlieBlich Beratungsgegenstand st
— nicht etwa das Kopftuch oder ahnlich, wie es in
Ihrem Antrag steht — verhindert genau diese erfolg-
reiche Kommunikation.

In diesem Sinne gehe ich davon aus, dass wir zu-
mindest in der Mitte des Hauses Konsens haben
und dass wir uns dariber hinaus einig sind, dass
die Vollverschleierung auch ein frauenverachten-
des Symbol darstellt, das im eklatanten Wider-
spruch zur Gleichberechtigung der Geschlechter
und zur Wirde der Frau steht.

Schlief3lich ist Vollverschleierung ein politisches
Symbol. Sie wird nur zu oft von Ménnern den Frau-
en zwangsweise abverlangt. Und nicht zuletzt se-
hen selbst viele Anhanger des Islam die Vollver-
schleierung nicht als religidses Symbol, sondern
als eine ultraorthodoxe Auslegung des Islam von
Mannern als Instrument fir die Unterdriickung von
Frauen.

Meine Damen und Herren aus den Regierungs-
fraktionen! Ich freue mich, dass Sie sich unserer
Auffassung auch offentlich angeschlossen haben.
Damit haben Sie in der Vergangenheit doch immer
Probleme gehabt. Dass Sie sich allerdings jetzt
hier an die Spitze der Bewegung stellen wollen
und so tun, als hatten Sie das Burka-Verbot in
Hamburg erfunden, das ist schon ein bisschen
peinlich.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasidentin Bar-
bara Duden ibernimmt den Vorsitz.)

Wir als Union wollen, dass Integration in unserer
Stadt gelingt. Und das geht nur von Angesicht zu
Angesicht. Wer Integration erfolgreich durchfiihren
will, der muss nicht nur férdern, ja, das ist ebenfalls
wichtig, sondern er muss auch einfordern. Und er
muss klar und deutlich artikulieren, was er meint.
Aus diesem Grund ist Gibrigens auch diese Debatte
nicht Uberflissig. Die Debatte ist notwendig, wir
missen sie fihren und wir missen sie klar und
deutlich so fiihren, dass die Menschen in unserer
Gesellschaft auch das Empfinden haben, dass wir
uns damit ernsthaft auseinandersetzen. Tun wir
das nicht,

(Farid Miiller GRUNE: Wir tun das!)

dann ist das Verweigern dieser Debatte bereits ein
Integrationshindernis.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage aber mit der gleichen Bestimmtheit, wir
diskutieren hier eine Frage, die sich im Bereich der

Abwagung von kollidierenden Verfassungsnormen
bewegt. Solche Debatten, Herr Kruse, fiihrt man
nicht mit Schaum vorm Mund, sondern da wagt
man Verfassungsguter ab. Da selbstverstandlich
auch die Vollverschleierung in den Schutzbereich
des Artikel 4 Grundgesetz fallen kann — ich sage
nicht, dass sie es immer tut, aber sie kann eben
dort hineinfallen —, miissen wir abwagen, und wir
tun das. Und nach unserer Auffassung ist deshalb
ein wie von lhnen gerade favorisiertes Vollverbot
der Verschleierung in der Offentlichkeit mit unserer
Verfassung nicht vereinbar. Das mag in Osterreich
anders aussehen, aber wir reden hier Uber unser
deutsches Grundgesetz, Uber unsere Verfassung
und nicht Uber die in Frankreich oder in Belgien
oder in Osterreich. Und deshalb bleiben Sie doch
bitte, wenn Sie Uber dieses Thema reden, auch
hier bei unserer Verfassung.

(Beifall bei der CDU und der SPD -
Dr. Bernd Baumann AfD: Die sind doch
auch freiheitlich-demokratisch!)

Es muss einem nicht alles gefallen, was Menschen
tun. lhr Unbehagen teile ich, und trotzdem ist das
Unbehagen kein Grund, um ein Vollverbot in der
Offentlichkeit auszusprechen. Was wir aber tun
sollten, ist das, was wir tun kdnnen. Und da, Herr
Tabbert, verstehe ich Sie dann nicht mehr, denn
dass diese bundesgesetzliche Regelung, die dan-
kenswerterweise jetzt von Bayern zunachst auf
den Weg gebracht wurde,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war nicht
die CSU, das war lhr Innenminister und un-
ser Justizminister!)

die wesentlichen landesrechtlichen Vorschriften,
die wir in Hamburg angehen miissen, nicht betrifft,
Herr Dressel, das wissen Sie. Sie versuchen jetzt,
den Menschen hier Sand in die Augen zu streuen.
Sie drucken sich davor, landesrechtlich tatig zu
werden.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

— Entschuldigung, ich bin ein bisschen schnell heu-
te, aber ich habe so wenig Zeit.

Der Bundesgesetzgeber kann das Hamburger
Schulgesetz nicht andern. Das kann er nicht. Und
das Hamburger Schulgesetz misste geandert wer-
den.

(Zurufe von Dr. Andreas Dressel und Urs
Tabbert, beide SPD)

Es gibt dort keine klaren Regelungen. Fragen Sie
doch einmal den Justiziar der Schulbehdrde, ich
habe es getan. Wenn er erklaren soll, woraus sich
denn das Burka-Verbot im Hamburger Schulgesetz
ergibt, meine Giite, da hat er sich aber verdruckst.
Das konnte er in Wahrheit gar nicht erklaren, son-
dern er sagte, das sei irgendwie und das stehe
schon drin und so weiter. Also, auch die Hambur-
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ger Lehrerinnen und Lehrer dirfen wir mit dieser
Frage nicht allein lassen.

(Kazim Abaci SPD: Tun wir auch nicht!)

Auch die Schulleiter diirfen wir nicht allein lassen.
Wir brauchen eine klare Regelung, die im Gesetz
steht. Das schulden wir unseren Menschen, die
hier schon lange in Hamburg leben, und wir schul-
den es auch den Menschen, die neu zu uns kom-
men. Klarheit brauchen wir, und das ist Vorausset-
zung fur Integration. Nicht rumschnacken, sondern
anpacken, sagen doch unsere Freunde in Schles-
wig-Holstein. Das wiirde auch Ihnen guttun. Wir er-
warten und wiinschen uns, dass Sie unseren An-
trag unterstitzen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Miller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich habe den Eindruck, dass
bisher nur SPD und GRUNE ohne Schaum vor
dem Mund reden zu dem Thema, Frau Prien. Des-
wegen kommen wir da auch einmal gleich zur Sa-
che.

(André Trepoll CDU: Sie haben immer einen
falschen Eindruck!)

— Ja, ja, Herr Trepoll, Sie sind doch gerade der
Richtige dazu. Sie sind gerade der Richtige aus
Harburg.

Wir, SPD und GRUNE, haben heute diesen Antrag
eingereicht, um in der Mitte die Vernunft, die auf
der Seite aus meiner Sicht etwas entgleitet — gar
nicht so sehr in Ihrem Antrag, Frau Prien, von Ih-
rem Antrag mit der Vollverschleierung will ich gar
nicht nur reden —, abzuwagen, was die Ubliche
Praxis ist, die es in Hamburg schon gibt, und dass
namlich Vollverschleierung in den Bereichen, die
hier angesprochen wurden, wie in der Schule, vor
Gericht et cetera, hier auch gar nicht stattfindet.
Das ist jetzt schon Praxis. Da brauchen wir Ihre
Nachbhilfe nicht, liebe Frau Prien, und schon gar
nicht die von der AfD.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gleichwohl gibt es einige Bereiche, die sich jetzt
aus der bundesgesetzlichen Regelung ergeben,
wo wir sagen kdnnten, da gibt es noch Regelungs-
bedarf auf Hamburger Seite,

(J6rg Hamann CDU: Wahre Worte!)

aber das ist eben jetzt in Ausarbeitung. Wir beauf-
tragen namlich den Senat, genau zu schauen, wo
es diesen Regelungsbedarf gibt, und wenn es ihn
gibt, wollen wir den passgenau auf den Tisch be-
kommen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich will noch einmal mit der Legende von Bayern
aufraumen, Frau Prien, die Sie heute verbreitet ha-
ben. Also, ehrlich gesagt, aufler Schmunzeln blieb
mir nicht viel. Es gab einen bayerischen Gesetz-
entwurf, einen Vorstol im Bundesrat, der hatte kei-
ne Mehrheit. Und nur dank Hamburg und Schles-
wig-Holstein gab es auf einmal einen Vorschlag,
dem dann auch Bayern zugestimmt hat, der so ei-
ne Mehrheit im Deutschen Bundesrat einschliel3-
lich Bayern und anderer Lander gefunden hat. Und
das war die Basis dafir, dass der Bundestag dann
mit lhnen und auch der SPD (berhaupt tatig ge-
worden ist in dieser Frage.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Da muss man nichts umdrehen, da muss man
auch keine Handlungsvollmacht in einer Oppositi-
onshand auf einmal entwickeln, die gar nicht da
war, und uns missen Sie nicht vorwerfen, wir wa-
ren hier die Getriebenen. Ich habe das Gefihl, Sie
springen ein bisschen rechts von der Seite auf ei-
ne Debatte drauf, erfinden irgendwelche Dinge, die
hier in dieser Stadt angeblich nicht passieren. Wir
kénnen froh sein und dankbar, dass die wenigen
Falle, die wir in dieser Stadt hatten, auch einfach
und ohne Schaum vor dem Mund von den Men-
schen in unserer Verwaltung, in den Gerichten gut
gelést wurden. Ja, darauf kdnnen wir stolz sein.
Das muss man so handhaben, das wollen wir auch
in Zukunft so handhaben.

(André Trepoll CDU: Genau, Sie wollen sich
die Hande nicht schmutzig machen!)

Sie wollen aus dieser Debatte nicht nur eine Hal-
tungsdebatte machen, das ist in Ordnung, der stel-
len wir uns heute und dazu werden wir auch ab-
stimmen. Und wir hoffen, dass Sie unserem Antrag
zustimmen. Aber Sie wollen noch mehr. Sie wollen
aus dieser Haltungsdebatte eine zielgerichtete De-
batte machen, wo man bestimmte Teile in dieser
Bevdlkerung gegen andere aufhetzt. Das machen
wir nicht mit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Karin Prien CDU: Absurd!)

Und ich wirde mir winschen, dass bei diesem
sensiblen Thema wir alle in dieser Frage uns nicht
auseinanderdividieren lassen, dass wir da handeln,
wo es notwendig ist, aber nicht den Rechten hin-
terherlaufen mit dem Schielen darauf, da kénnte
man noch einmal ein paar Stimmen abbekommen,
wenn man rhetorisch ein bisschen mithalt. Das
geht so nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schneider von der Fraktion DIE LIN-
KE.
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Christiane Schneider DIE LINKE:* Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Meine Damen und Herren! Zur
von der AfD angemeldeten Debatte liegen zwei
Antrdge und ein Zusatzantrag vor, um welches
Problem eigentlich zu regeln? Die AfD will Frauen
mit Burkas oder Nigabs aus dem o6ffentlichen
Raum verbannen.

(Dirk Nockemann AfD: Wir wollen die Burkas
verbannen, nicht die Frauen!)

Liest man die Begrindung des Antrags, dann wird
es auch deutlich, was die AfD in Wirklichkeit um-
treibt. Sie regt sich da namlich vor allem Uber das
Kopftuch auf und dartber, dass mit dem Kopftuch
der Islam, islamisch gepragte Kultur und Muslime
in der Offentlichkeit sichtbar sind. Sie erregt sich
allgemein daruber, dass ein grof3er Teil muslimi-
scher Migrantinnen — und sicher nicht nur muslimi-
scher Migrantinnen — weiter die Kultur ihrer Her-
kunftslander pflegen will, und halt das fir integrati-
onsfeindlich. Erneut zeigt sie sich als Gegner kultu-
reller Vielfalt. Burkas sind ihr nur ein Vorwand. Sie
redet Uber Burka und meint den Islam und Men-
schen muslimischen Glaubens, als wéare das ein
und dasselbe. So produziert man die Vorurteile,
von denen der Rechtspopulismus lebt.

Leider hat die AfD nicht ganz unrecht, wenn sie
darauf besteht, dass die CDU mit ihrem Antrag ein
von der AfD gesetztes Thema als eigenen Inhalt
zu verkaufen versucht.

(Dennis Gladiator CDU: Ist nur leider falsch!)

Statt sich kritisch mit rechtspopulistischen Kam-
pagnen auseinanderzusetzen, statt mit Argumen-
ten dagegenzuhalten, geben Sie gegeniber der
AfD ein Stlck weit nach. Auch in der Rede, die
wir eben horten, haben Sie nicht deutlich machen
kdnnen, welches real existierende Problem, Frau
Prien, Sie eigentlich gesetzlich regeln wollen.

(Karin Prien CDU: Kimmern Sie sich um Ih-
re eigenen Radikalen!)

In Hamburg gibt es eine so winzige Anzahl von
Frauen, die ihr Gesicht verhillen, dass man sie
wirklich nur sehr selten antrifft. Und wo sind die
Konfliktfalle in sensiblen offentlichen Bereichen
hier in Hamburg, die ohne das von lhnen geforder-
te Gesetz nicht geklart werden konnten? Internet-
recherche ergibt einen einzigen offentlich geworde-
nen Konflikt im Jahr 2011 im 6ffentlichen Dienst in
Frankfurt, der dann schlie8lich nach langem Hin
und Her mit der einvernehmlichen Aufhebung des
Arbeitsverhaltnisses beigelegt wurde. Und auf eine
Frage des grinen Abgeordneten Mutlu, in wie vie-
len Fallen in den letzten finf Jahren in Bundesbe-
hérden und ihnen nachgeordneten Behdrden das
Tragen von Burka oder Nigab Probleme bereitet
haben, antwortete die Bundesregierung, dass sie
das nicht wisse.

Sie wollen ein Gesetz auf Vorrat, ein sinnloses
Sondergesetz, das, gerade weil es praktisch keine
nennenswerten Konfliktfalle gibt, von den allermei-
sten Musliminnen als Ausdruck wachsender Islam-
feindlichkeit verstanden werden muss, und zwar
auch und gerade dann, wenn sie die Vollver-
schleierung fir sich ablehnen, wie es die Uberiber-
UbergroRe Mehrheit doch tut. Wir lehnen deshalb
den CDU-Antrag ebenso wie den AfD-Antrag ab.

Der Sinn des Zusatzantrags von SPD und GRU-
NEN hat sich uns nicht erschlossen. Sie sagen in
der Begrindung selbst, dass der rechtliche Rah-
men bislang durchaus ausgereicht habe, um voll-
stéandige Gesichtsverhillung in sensiblen o6ffentli-
chen Bereichen zu verhindern. Warum das jetzt
anders sein soll, sagen Sie nicht.

(Kazim Abaci SPD: Sie sehen keinen Hand-
lungsbedarf? Das ist unmaglich!)

— lch komme darauf.

Sie beziehen sich auf den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung. Ich habe die zu Protokoll gegebenen
Reden nachgelesen und festgestellt, dass weder
der Redner der SPD, Herr Castellucci, noch der
Redner der GRUNEN, Herr Beck, einen Bedarf fiir
diesen Gesetzentwurf feststellen konnten. Viel-
leicht hatten Sie die Reden nachlesen sollen, dann
hatten Sie sich lhren Zusatzantrag geschenkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Da Sie aber auRer einer Priifung nichts weiter wol-
len, werden wir uns unterhalten und wir werden
dann mit Ihnen Uber die Priifungsergebnisse spre-
chen.

Um es deutlich zu sagen: Wir haben keinerlei Sym-
pathie fir Vollverschleierung. Mir personlich ist es
absolut unverstandlich, warum sich Frauen voll
verschleiern und sich damit als Person,

(Kazim Abaci SPD: Sie mussen es teilwei-
sel!)

als einzigartiges Individuum verstecken und un-
kenntlich machen. Ich erinnere mich an einen
Kommentar von Heribert Prantl zur Forderung des
Burka-Verbots, den ich dank des Internets wieder-
fand. Er schrieb schon 2014 — ich zitiere —:

"Die Verschleierung der muslimischen Frau
ist eine verstérende Angelegenheit. Noch
verstdérender aber ist ihre gewaltsame Ent-
schleierung."

Und er warnte:

"Die Bestrafung der Frauen, die den Ganz-
kérperschleier tragen, fihrt dazu, dass es zu
einem Akt weiblicher Selbstbestimmung
werden kann, dem Verbot die Stirn zu bie-
ten."

— Zitatende.
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(Christiane Schneider)

Das kénnen wir nicht wollen.

Wenn wir etwas fiir die Selbstbestimmung tun wol-
len, dann sollten wir sicherstellen, dass es ausrei-
chend ausfinanzierte Beratungsstellen gibt, dass
Frauen Uber ihre Rechte aufgeklart werden und
dass ihnen Schutz gewahrt wird, wenn sie in ihrer
Freiheit und Selbstbestimmung bedrangt werden,
egal, von wem.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE und Nebahat Giiclii fraktions-
los)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-
Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Wir Freien Demokraten lehnen die voll-
standige Gesichtsverschleierung ab. Sie wider-
spricht unserem Selbstverstéandnis einer offenen
Gesellschaft und der Gleichberechtigung der Frau
zutiefst. Sie ist selbst bei Achtung der Traditionen
anderer Religionen und Kulturen ein Sinnbild rtick-
wartsgewandten Denkens.

(Beifall bei der FDP)

Allerdings, durch rigiden Erlass von Kleidervor-
schriften, wie die AfD es will, wirde man es unse-
rer Ansicht nach nicht sehr viel besser machen als
die Steinzeit-Taliban in Afghanistan, nur unter um-
gekehrten Vorzeichen.

Uberhaupt, wie haben Sie sich das jetzt eigentlich
vorgestellt? Soll jetzt die Polizei mit Hundertschaf-
ten durch die Bezirke und durch die Stralen pa-
trouillieren, um Kleidervorschriften durchzusetzen?

(Dirk Nockemann AfD: Das werde ich lhnen
gleich sagen! Ich bin gleich dran! Gucken
Sie einmal nach Frankreich! Sie werden
noch viel lernen!)

Voéllig abwegig.

Sie wollen ein Gesichtsverhillungsverbot fiir alle
an allen Orten einflihren. Aber das kann genau an
speziellen Orten das Gegenteil bewirken. Das
kann an den Orten, die der Integration dienen sol-
len, namlich zum Problem werden, im Bildungsbe-
reich, in Kindergarten oder bei Sprachkursen. Die
Konsequenz eines solchen Verbotes ware doch
nicht, dass die Frauen unverhillt beispielsweise
zum Sprachkurs kommen. Nein, sie wirden gleich
zu Hause bleiben. Wer also den Zugang zur Inte-
gration durch ein Verschleierungsverbot verhindert,
der betreibt das Gegenteil von Integration.

(Beifall bei der FDP, der SPD, den GRUNEN
und der LINKEN)

Der schafft allenfalls eine Parallelgesellschaft, und
das kann auch von Ihnen nicht gewollt sein.

Wir wollen gelungene Integration, und dafir
braucht es nun einmal einen langen Atem. Wir
mussen erreichen, und das ist wirklich unser Ziel,
dass jede Frau, die nach Deutschland einwandert,
sich integriert und dann spéter aus Uberzeugung
von ihrer Verschleierung absieht. So weit zum AfD-
Antrag.

Die CDU wiederum, das haben wir heute doch
schon erfahren — das finde ich, ehrlich gesagt,
auch —, hat einfach eine schnelle Kopie des AfD-
Antrags versucht und sich eigentlich gar nicht so
richtig festgelegt. Ich finde, wir missen bei diesem
Thema unbedingt sehr differenziert darliber disku-
tieren, in welchen Situationen die Gesichtsver-
schleierung zeitweise unterbunden werden darf
und kann.

Erstens: Klar ist, dass eine Frau ihr Gesicht nicht
bei der Auslibung hoheitlicher Aufgaben verhiillen
darf, sei es als Ehrenamtler im Wahllokal oder als
Polizistin oder Lehrerin.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Manner
auch nicht!)

Wer unmittelbar den Staat reprasentiert, darf sich
nicht verhillen. Der Staat ist weltanschaulich zu re-
ligibser Neutralitat verpflichtet, da gibt es Uber-
haupt nichts zu diskutieren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

Zweitens: Wichtig und sinnvoll ist auch, dass eine
Gesichtsverhillung nicht an Grenziibergangen, bei
Polizeikontrollen oder in Gerichtsverfahren getra-
gen werden kann. Wir wollen, dass zur Identifizie-
rung selbstverstandlich ein Gesichtsschleier abge-
legt werden muss. Diese beiden Punkte aber sind
in den Antrdgen heute Uberhaupt nicht sauber
durchdekliniert. Schauen wir uns einmal an, was
so ein unkonkreter Antrag wie von der CDU am
Ende bedeuten kann. Sie bringen ein, wir sollten
uns am bayerischen Gesetz orientieren, ohne ir-
gendwie darauf Bezug zu nehmen oder uns viel-
leicht einmal selbst eine Gesetzesvorlage zu brin-
gen. Ich habe jetzt einfach einmal hineingeschaut.
Bayern will Mitgliedern einer Hochschule die Ge-
sichtsverhlllung verbieten, somit auch Studenten.
Bildung, auch Hochschulbildung, ist zentral fiir In-
tegration. Der Zugang zur Bildung darf unserer
Auffassung nach nicht durch Kleidungsvorschriften
eingeschrankt werden. Das ist einfach falsch.

(Beifall bei der FDP)

Den Vorschlag aber nun, sich an dem Gesetzent-
wurf aus dem Bundestag zu orientieren, halten wir
fr absolut vernunftig. Er enthalt genau die Punkte,
auf die es ankommt und die wir auch fordern, ein
Verhillungsverbot bei der Ausibung hoheitlicher
Tatigkeiten und bei der Identifizierung. So einfach
kann das sein. Wenn das Bundesgesetz beschlos-
sen ist, dann fordern wir, dass wir hier eine schnel-
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein)

le Umsetzung haben. Ich habe auch den Eindruck,
das ist hier allseits Konsens.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
— Kdnnen wir mitklatschen?

(Urs Tabbert SPD: Wir sind auch liberal!)
— Danke schon, ich merke das schon!

Weder AfD noch CDU schaffen es heute mit ihren
Antragen, eine sachgerechte und differenzierte Po-
sition vorzulegen, deswegen lehnen wir beide An-
trage ab.

Fazit: Wir lehnen die Vollverschleierung grundséatz-
lich ab, da sie Ausdruck eines mittelalterlichen Ver-
stéandnisses von Gesellschaft und Religion ist.
Aber ein pauschales staatliches Verbot halten wir
fur integrationspolitisch véllig kontraproduktiv, ge-
nauso wie weitere Show-Debatten hier in diesem
Hause dazu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Volksvertreter! Die
Ausfuhrungen von Propheten und Religionsstiftern
gelten nicht als besonders geeignete Basis, um
darauf eine sinnvolle Debatte aufzubauen, und
deshalb freue ich mich sehr, dass keiner der Red-
ner dieser Versuchung erlegen ist. Wir muissen
aber versuchen, aus der Geschichte zu lernen.
Das sagen Sie doch selbst auch immer. Da gibt es
eine sehr, sehr zuverlassige Quelle, gerade fir uns
als gesetzgebendes Organ, und zwar die mittelas-
syrische Rechtssammlung. Mittelassyrisch bezieht
sich hier auf die Zeit, also den mittleren Abschnitt
des assyrischen Reiches, im spaten zweiten Jahr-
tausend vor Christus,

(Dr. Monika Schaal SPD: Also am Ur-
schleim!)

also im Ubergang von der Bronze- zur Eisenzeit.

Der Ort ist also eher der Norden des Irak, das heu-
tige Siedlungsgebiet der Kurden. Und dort heil3t es
in einem Text, der ungefahr 1100 vor Christus ge-
schrieben ist und den ich jetzt zitiere nach Profes-
sor Eckart Otto, ehemals Hochschullehrer fur bibli-
sche Archaologie in Hamburg, spater dann in Min-
chen. Dort heif3t es in Paragraf 40:

"Ehefrauen eines Aylo, Witwen oder assyri-
sche Frauen, die auf die Strale hinausge-
hen, lassen ihren Kopf nicht unverschleiert.
Wenn sie bei Tage allein auf den Platz ge-
hen, verhillen sie sich auf jeden Fall. Eine
Priesterin, die einen Ehemann geheiratet
hat, ist auf dem Platz verhdillt. Eine, die kei-

nen Ehemann geheiratet hat, lasst auf dem
Platz ihren Kopf unverhillt. Eine Harimtu"

— das ist also eine Prostituierte —

"verhiillt sich nicht. lhren Kopf lasst sie un-
verhlllt. Eine Sklavin verhlillt sich nicht."

(Nebahat Giglii fraktionslos: Was hat das
mit dem Thema zu tun?)

— Zitatende.
Es ist naturlich ein bisschen sperrig,

(Urs Tabbert SPD: Auch lhr Text ist sehr
sperrig!)

ein 3 000 Jahre alter Text.
(Zuruf von Jérg Hamann CDU)
— Ja, es ist wichtig.

(J6rg Hamann CDU: Aktuell wie immer, Herr
Kollege!)

Richard Haase schreibt in seiner kommentierten
Ausgabe der keilschriftlichen Rechtssammlung von
1979:

"Das mittelassyrische Verhillungsgebot fir
Prostituierte und Sklaven diente der sozialen
Deklassierung und Stigmatisierung der nicht
frei geborenen Ehefrauen. Ehefrauen und
verheiratete Konkubinen galten als respek-
tabel, was durch die Verschleierung in der
Offentlichkeit &uRerlich sichtbar gemacht
wurde. Prostituierte und Sklavinnen hinge-
gen standen nicht unter dem Schutz eines
Ehemannes und galten daher als nicht re-
spektabel."

— Zitatende.

Hier wird deutlich, dass es nicht um Unterdriickung
der Frauen ging. Natlrlich ging es um Unter-
driickung der Frauen, aber die ist natirlich in einer
durch und durch patriarchalen Umgebung auch oh-
ne ein Textil mdglich.

(Dennis Gladiator CDU: Ganz ohne?)

Es geht also zuerst um etwas anderes, und zwar
darum zu signalisieren, die verschleierten Frauen
stehen unter dem Schutz der herrenmenschlichen
Ehemanner. Unverschleierte Frauen dagegen sind
Arbeitssklavinnen, Huren oder Ehefrauen von Ar-
beitssklaven. Diese Botschaft haben die Menschen
immer verstanden, auch zu Zeiten der Bibel und
spaterer Religionsgriinder. Und diese Botschaft
verstehen auch Sie und akzeptieren Ihre Unterwer-
fung und lassen sich von Merkels Gasten durch die
Manege ziehen. — Vielen Dank.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.
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Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehr-
te Frau Schneider, Sie flhrten vorhin aus, die AfD
wolle mit ihrem Antrag Frauen in Burkas von den
Straflen verbannen. Richtiger hatten Sie vielleicht
formuliert, die AfD will die Burkas von den Stral3en
verbannen und mdchte den Frauen ihre Rechte
wiedergeben und méchte den Frauen ihre Erniedri-
gung ersparen.

(Zurufe von den GRUNEN - Farid Miiller
GRUNE: Das nimmt |hnen doch niemand
ab, Sie als Frauenpolitiker!)

Sehr geehrte Frau von Treuenfels-Frowein, Sie er-
wahnten eingangs |hrer Rede, das sei doch wieder
eine typische Show-Debatte der AfD, aber spater
sagten Sie dann, na ja, eigentlich seien Sie doch
recht dankbar dafir, dass diese Debatte iberhaupt
gefihrt werde.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Stimmt doch gar nicht!)

Also erst einmal ist das ein Widerspruch in sich,
und zweitens: Seien Sie uns doch einmal dankbar,
dass wir Uberhaupt so eine Debatte noch ansto-
Ren. AuRer uns spricht niemand mehr diese Dinge
an.

Angesichts des vorliegenden AfD-Antrags gegen
die Vollverschleierung beschwdéren Sie wieder ein-
mal den Untergang des freiheitlichen Rechtsstaa-
tes. Sie durfen versichert sein, diese Antrage stel-
len wir nur, weil wir uns um die freiheitliche Kultur
unseres Zusammenlebens sorgen.

(Beifall bei der AfD)

Und Sie erwidern hier immer nur mit lhren ein-
schlagigen und nichtssagenden Stereotypen. Wir
hatten vorhin eine teilweise sehr hochwertige De-
batte Giber das Thema Europa. Da wundert es mich
sehr, dass Sie immer nur in bestimmten Angele-
genheiten auf Europa schauen und europaische
Regelungen wollen. Dass die Deutschen Europa
bezahlen sollen, ist doch positiv fur Sie. Aber wenn
es einmal darum geht, den Blick zu heben, Uber
die Grenzen zu schauen und zu sehen, wie es die
anderen Staaten machen, beispielsweise Frank-
reich, beispielsweise Osterreich, beispielsweise
Belgien, dann sagen Sie, na ja, so kdnne man
es nicht machen, das interessiere Sie nicht. Frau
Prien, Sie sagten das auch, was die Franzosen
machen, sei lhnen eigentlich egal. Aber eine der-
artige Regelung in Deutschland sei eigentlich nicht
rechtmaRig.

(Urs Tabbert SPD: Verfassungswidrig!)

Sind denn da in Léandern wie Frankreich und Oster-
reich mit einer langen, freiheitlichen Rechtstradition
wirklich nur finstere Populisten am Werk, die sol-
che Regelungen durchsetzen? Sind Sie alle denn
Uberhaupt nur die einzigen Wahrer von Religions-
freiheit? Wissen Sie, der Europaische Gerichtshof

fir Menschenrechte hat beziglich der franzosi-
schen Regelung entschieden, dass diese rechtma-
Rig ist, und daran orientiere ich mich.

(Urs Tabbert SPD: Nicht am Verfassungsge-
richt!)

— Doch, Entschuldigung, Herr Tabbert, nattrlich
am Verfassungsgericht, aber Sie wissen doch, wie
das meist ist. Das Verfassungsgericht sagt doch
immer, wenn die europaischen Richter so ent-
scheiden, dann sind wir doch am Ende. Das ist lhr
Europa. Und dieses Europa wollen wir nicht, wir
wollen in der Tat unser eigenes Verfassungsge-
richt.

Den Franzosen ist vorgeworfen worden, sie hatten
eine unpraktikable Regelung. Und, Herr Tabbert,
ich glaube, Sie sagten, und jetzt gebe ich Sie rich-
tig wieder, man kdnne doch den Burka tragenden
Frauen nicht die Burka vom Leibe reien. Das
kénnten nur totalitdre Staaten. Ist Frankreich ein
totalitarer Staat? Frankreich hat das im Ubrigen
auch nicht gemacht, sondern die Franzosen agie-
ren etwas anders. Wenn dort beispielsweise eine
Burka tragende Frau mit Vollverschleierung zum
Amt kommt, dann weist man sie darauf hin, dass
sie bitte ihren Gesichtsschleier abnehmen mag.
Und wenn sie das nicht tut, dann wird ihr Anliegen
eben nicht behandelt. Klare Regelung. Und in
Frankreich hat es in den letzten finf Jahren circa
1 500 BuRgeldbescheide gegeben, dass sind un-
gefahr 300 BufRgeldbescheide im Jahr. Die richten
sich eigentlich immer wieder an dieselben Adres-
saten, an dieselben Frauen. Ich finde, da ist nichts
unverhaltnismaRig, da ist nichts aufgebauscht. Ins-
besondere in Frankreich ist es so, dass nach den
Anschlagen von 2015 immer mehr Kinos und Kauf-
hauser Frauen in Vollverschleierung den Zugang
verweigern aus Angst vor Terroranschlagen,
durchaus verstandlich.

Wie gesagt, Frankreich ist ein Land mit langer libe-
raler Rechtstradition, Verfassungstradition. Ich se-
he Uberhaupt keinen Grund, warum wir es anders
machen kdnnten.

Selbst wenn man einmal den Artikel 4 Grundge-
setz heranzieht, so haben Experten festgestellt,
dass das Burka-Tragen nicht zur ungestérten Reli-
gionsausibung gehdrt und nicht zur Freiheit des
Glaubens. Das heif3t, der Schutzbereich des Arti-
kel 4 Grundgesetz ist jedoch Uberhaupt nicht er-
fullt. Also reden Sie doch nicht davon, wir wollten
die Verfassung beerdigen, wenn wir uns flr ein
Burka-Verbot aussprechen.

Und noch etwas zum Antrag der SPD und der
GRUNEN. Sie haben gesagt, in relevanten Berei-
chen der Verwaltung solle es ein Verschleierungs-
verbot geben. Ich sage lhnen, es gibt keine irrele-
vanten Bereiche der Verwaltung.

(Glocke)
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(Dirk Nockemann)

Sie halten sich hier nur ein Hintertlirchen auf.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Nocke-
mann, lhre Redezeit ist zu Ende.

(Beifall bei der AfD)

Das Wort bekommt Herr Dr. Dressel von der SPD-
Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Erst einmal will ich in die-
ser Debatte das Gemeinsame betonen, und das
finde ich positiv. Es ist in einer Situation, in der
durchaus aufgeheizt diskutiert wird, wichtig, dass
wir uns eigentlich in der Ziffer 1 unseres Antrags,
namlich dass wir das ablehnen, einig sind in die-
sem Haus, und das, finde ich, ist in diesen Zeiten
auch ein wichtiges Signal in die Stadt hinein: Wir
lehnen Gesichtsverhillung in diesen Bereichen der
offentlichen Verwaltung und in o&ffentlichen Situa-
tionen ab. Das ist ein klares Signal dieser Biirger-
schaft.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Und wir geben damit der Verwaltung, den Behor-
denleitungen, all denen, die das zu bearbeiten ha-
ben, wenn es einmal in diesen wenigen Einzelfal-
len ein Problem gab, die Rickendeckung, die Re-
gelungen, die es dazu schon bisher gab, so umzu-
setzen, dass dieses Ziel, das wir gemeinsam ha-
ben, auch in der Praxis umgesetzt wird. Und das,
finde ich, ist ein wichtiges Zeichen in Richtung der
Exekutive.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Uberdies muss man sehen, dass sich dieser recht-
liche Rahmen verandert. Und deswegen habe ich
Folgendes nicht ganz verstanden, liebe Kollegin
Prien: Gerade heute hat der Bundestagsinnenaus-
schuss unseren gemeinsamen Gesetzentwurf als
eine Beschlussempfehlung Richtung Bundes-
tagsplenum weitergegeben, mit einer kleinen An-
derung, die, glaube ich, jedenfalls zwischen der
SPD und CDU, nicht richtig strittig sein sollte.
Warum stellen Sie sich nicht positiv gegentiber die-
sem Gesetzentwurf? Er kam jetzt, glaube ich, nicht
aus Mulnchen, sondern wurde im Bundesinnenmi-
nisterium gemeinsam mit dem Bundesjustizminis-
terium erarbeitet. Das ist ein ausgewogener richti-
ger Entwurf, der genau an den Stellen, wo es not-
wendig ist, ansetzt. Und darauf kdnnte sich hier
doch genauso positiv wie die SPD-Fraktion auch
die CDU-Fraktion beziehen. Das kdnnen Sie gleich
noch einmal klarstellen, liebe Kollegin Prien.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf von Karin Prien CDU)

— Ja, Sie haben so viel zu dem bayerischen Ent-
wurf gesagt und darauf, glaube ich, ist Frau von
Treuenfels-Frowein auch schon eingegangen,

namlich dass da Punkte enthalten sind, auch fir
Volksfeste und so weiter, bei denen man jetzt
schon einmal schauen kann, ob das nicht irgend-
wie der typische CSU-lUberschiellende Punkt ist.
Also ein Punkt, bei dem man sagt, mein Gott, das
muss jetzt nicht zwingend unbedingt in so einer
landesrechtlichen Regelung sein.

Deswegen muss man immer in dieser schwierigen
Debatte Mal® und Mitte dabei halten, und daflr
wollten wir hier noch einmal sehr deutlich pladie-
ren. Es geht darum, dass wir in dieser Debatte un-
sere Stadt, unsere Gemeinschaft nicht auseinan-
dertreiben, sondern zusammenhalten, das ist un-
sere gemeinsame Verpflichtung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und wo es natirlich dann noch Regelungsbedarf
gibt, also zum Beispiel beim Wahlgesetz, Wahlaus-
schisse, Wahlvorstande, das kann logischerweise
der Bundesgesetzgeber nicht regeln, das muissen
wir ansehen. Dann gilt das natirlich unmittelbar fur
Beamte. Es kann nicht sein, dass das flir Beamte
gilt und fir Tarifbeschéaftigte nicht. Das sind so Fra-
gestellungen, aber das sind sehr praktische Fra-
gen, die man sorgfaltig im Einzelnen prift.

(Zuruf: Dann machen Sie das doch!)

— Ja, aber die CDU hat keinen Gesetzentwurf vor-
gelegt.

(Dennis Gladiator CDU: Sie auch nicht!
Stimmen Sie unserem Antrag doch zu!)

Wir sollten stattdessen sorgfaltig in diesem sensi-
blen Bereich auch sagen, jede einzelne Behdrde
sollte schauen, wo was geregelt werden muss, und
passgenau dazu eine Regelung machen, nicht
mehr und nicht weniger.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vielleicht sollten wir noch einmal genau sehen,
dass wir uns bei dem Thema nicht auseinandertrei-
ben lassen. Hier wird im Triben gefischt, das ha-
ben wir doch nun heute noch einmal von der Seite
— wo sitzt Herr Flocken, da hinten — eindricklich
mitbekommen. Wenn die vielen Leute, die sich flr
Frauenrechte einsetzen, hier horen, wie die AfD
meint, sich flr Frauenrechte in dieser Stadt einzu-
setzen, dann ist das wirklich eine absurde, peinli-
che und abwegige Lachnummer.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin! Lieber Herr
Dressel, leider ist es doch so, dass weder |lhr noch
mein Redebeitrag heute Gesetzescharakter hat.
Gott sei Dank ist es so, und deshalb ist das mit der
Rickendeckung eben so eine Sache. Die Lehrerin-
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nen und Lehrer an unseren Schulen wiinschen
sich etwas anderes, sie wiinschen sich eine klare
Regelung, und die gibt es nicht, und die misste
man landesrechtlich machen, aber davor driicken
Sie sich leider. Und da kommen Sie heute aus der
Debatte auch nicht heraus.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD — Dr. Monika Schaal SPD: Wo ist denn
das Problem?)

Zur Genese der Angelegenheit: Wir wissen es
doch alle, es gab die Berliner Erklarung der Innen-
minister und innenpolitischen Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion, das war Mitte August vergangenen
Jahres, und infolgedessen gab es einen Vorstol
der bayerischen Landesregierung im Bundesrat, in
dessen Folge dann dieses Gesetz auf den Weg
gebracht wurde. Und dann gibt es einen ersten gu-
ten Vorschlag aus Bayern, der auf Hamburg ange-
passt werden muss.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der bayerische
Vorschlag wurde abgelehnt! — Farid Mdiller
GRUNE: Nichts mit Bayern!)

Entschuldigung, wenn Sie unser Petitum lesen
wlrden, dann steht darin in dem Petitum von Bay-
ern gar nichts, sondern wir haben Sie aufgefordert,
fur die erwadhnten Bereiche einen Gesetzentwurf
vorzulegen. Das ware lhr Job, aber Sie verweigern
es, und das ist wirklich schade.

(Beifall bei der CDU)

Eine Bemerkung zu Ihnen, Herr Nockemann. Herr
Nockemann, Sie verstehen doch durchaus etwas
von der Sache, das weil} ich, und deshalb ist es
auch so peinlich, was Sie hier vorbringen.

(Dirk Nockemann AfD: Es geht um den
Europaischen Gerichtshof fir Menschen-
rechte!)

Sie verstehen durchaus etwas von Verfassungs-
recht, deshalb ist es doch so peinlich, was Sie hier
vortragen. Sie wissen doch, dass Frankreich eine
vollig andere Verfassung hat, dass es sich da um
einen streng laizistischen Staat handelt, und Sie
wissen sehr genau, dass Religionsfreiheit bei uns
anders behandelt wird. Und wenn Sie das andern
wollen, wenn Sie Artikel 4 des Grundgesetzes an-
dern wollen, dann sagen Sie es, und dann sagen
Sie mir auch, wo Sie die Mehrheit finden, mit der
Sie das machen wollen. Ich jedenfalls kenne sie
nicht. Insofern ist das wirklich Pfeifen im Walde,
was Sie hier machen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Und schliel3lich, liebe Anna von Treuenfels, ich ha-
be das heute so gehort, Sie wollen Burkas in Kin-
dergarten dulden, Sie wollen Burkas in Schulen
dulden, Sie wollen Burkas an Hochschulen dulden.

(Kazim Abaci SPD: Das hat sie nicht ge-
sagt!)

Wenn das lhre politische Meinung ist, dann stellen
Sie sich dem Wahler mit dieser Auffassung, ich
freue mich schon auf die Auseinandersetzung, wir
jedenfalls wollen das nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Eigentlich hatte ich das Ge-
fuhl, dass der Kollege Dressel zu Recht so ein
bisschen die Einigkeit des Hauses betont hat. Und
man kann es naturlich dann auch wieder auflésen
an der Frage. Ich modchte jetzt einmal etwas zur
Genese sagen. Zur Genese, Frau Prien, ist es so,
die Bayerische Staatsregierung hat einen Antrag
im Bundesrat gestellt, dieser Antrag ist abgelehnt
worden. Es ist vielmehr so, dass der Hamburger
Justizsenator, den Sie sonst immer so kritisieren,

(Zuruf: Sie kritisieren ihn auch!)

aber Sie mussten ihn an dieser Stelle einmal aus-
drtcklich loben, einen Antrag gestellt hat, der zu-
sammen mit Schleswig-Holstein eine Mehrheit im
Bundesrat gefunden hat mit dem Appell an das
Gericht, das Verfassungsgesetz zu andern. Es be-
sagt, dass wir wollen, dass solche Themen vor Ge-
richt in Bezug auf Zeugen, in Bezug auf Richter, in
Bezug auf Schoéffen, eindeutig geregelt werden.
Und das ist Ausschluss jetzt auch des Beamten-
statusgesetzes auf der Bundesebene. Vor diesem
Hintergrund hat Hamburg hier eine filhrende Rolle
Ubernommen. Wir kimmern uns um die Themen,
auch wenn es zugegebenermallen sehr, sehr we-
nige Falle in Hamburg und in Deutschland gibt, die
davon betroffen sind.

(Beifall bei der SPD)

Und ich teile hier voll und ganz die Auffassung von
Frau von Treuenfels-Frowein, wir missen hier an
dieser Stelle einfach sehr, sehr sauber diskutieren
und uns das sehr genau ansehen. Dazu gibt es
doch die Moglichkeit, wenn der Senat hier auch die
entsprechenden Gesetzentwiirfe und den Gesetz-
entwurf einbringt.

(Karin Prien CDU: Ach, Sie machen doch
ein Gesetz!)

Es geht hier um Fragen der Identitatsfeststellung,
es geht um die Frage von Wahlen und Wahlvor-
standen. Es geht aus unserer Sicht auch um die
Frage der zwingenden Bereiche der nonverbalen
Kommunikation, beispielsweise im Unterricht. Sie
nicken jetzt auch, also ich glaube, es hat jetzt nicht
so viele Differenzen gegeben,

(Karin Prien CDU: Wo sind denn dann die
Differenzen?)
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das gilt auch fiir die Kitas an der Stelle. Und vor all
diesen Hintergriinden muss man sich das einmal
anschauen, dann werden wir sehen, dass wir das
vor Gericht, beim Wahlrecht und beim Pass regeln.
Ehrlich gesagt missten Sie sich darlber gar nicht
so aufregen, denn diese Aufregung entlarvt eigent-
lich den wirklichen Grund dieser Debatte, denn Sie
wollen an dieser Stelle die Diskussion deswegen
fihren, um hier nicht zu einigen, sondern ein wenig
die Spaltung von Herrn Trepoll weiter voranzutrei-
ben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Insgesamt ziemlich putzig, muss ich sagen, finde
ich lhren Auftritt hier. Dass die AfD-Fraktion jetzt
die Forderin der Frauenrechte in diesem Parlament
ist, finde ich ziemlich Uberraschend.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Nehmen Sie es
mal zur Kenntnis!)

— Ja, Herr Baumann, ich lese lhnen jetzt einmal
aus |lhrem Wahlprogramm vor, da steht Folgendes
unter dem Kapitel Eltern- statt Frauenférderung.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Hat damit doch
nichts zu tun!)

Ich zitiere:

"Die AfD Hamburg lehnt die Bekédmpfung
traditioneller Geschlechterrollen durch staat-
liche Stellen ab."

Ich wollte einfach nur sagen, dass das mit den tra-
ditionellen Geschlechterrollen, die Sie hier auch so
ein bisschen verteufeln in die Richtung, bei lhnen
sonst eigentlich auf ziemlich fruchtbaren Boden
fallt, wenn es nicht unter einem Kopftuch ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dirk Nockemann AfD: Das ist doch was an-
deres als eine Burka! — Dr. Bernd Baumann
AfD: Es geht um Familienférderung!)

Und das gilt scheinbar fir den Antrag im Weiteren,
denn ehrlicherweise bringen Sie doch auch vor,
dass Sie gegen Burkas sind. Es ist doch einmal die
Tatsache, da bin ich eigentlich einig mit Frau Prien
Uber die Frage, dass Artikel 4 Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland das relativ klar fest-
legt, im Gegensatz zu Frankreich, das eine andere
Staatsauffassung zur Trennung von Kirche und
Staat hat als wir. Daflir mussten Sie dann sagen,
dass Sie auch das Grundgesetz a&ndern wollen.
Aber besonders putzig finde ich auch die Frage,
dass Sie aufgrund von quasi nicht vorhandenen
Burkatragern jetzt sicherheitspolitische Bedenken
in Ihrem Antrag geltend machen. Ich mdchte lhnen
einfach sagen, ich finde das aufgrund der Tatsa-
che, dass wir kaum jemanden haben, doch aufer-
ordentlich unsouveran. Rot-Grin hat keine Angst
vor einem Phanomen, das kaum vorhanden ist, vor
Frauen oder sonstigen Stoffen.

(Dirk Nockemann AfD: Sie verschwinden
aus allen Landesparlamenten! Fragen Sie
sich mal, warum!)

In der Sache kann ich sonst noch verweisen auf ei-
ne Umfrage des "Hamburger Abendblatts" vom
19. August 2016. Das "Hamburger Abendblatt" hat
sehr intensiv bei entsprechenden Bekleidungsla-
den recherchiert. Ich zitiere:

"In keinem der besuchten Geschafte in
St. Georg sind Burkas erhaltlich. Auf weitere
Nachfragen, ob man Burkas fiihren wiirde,
wird Gberall mit Nein geantwortet.”

Deswegen werden wir das tun, was zu tun ist. In-
folge des Beamtenstatusgesetzes werden wir das
auch beispielsweise flir Angestellte regeln. Dann
werden wir dieses Thema klar haben. Unsere Hal-
tung ist klar, sie ist in diesem Parlament sehr einig,
und dann ist das auch im Rest der Stadt so. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-
Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Eigentlich hatte ich das von der AfD erwar-
tet, das haben Sie dann aber auch gesagt, dass
ich festgestellt hatte, die FDP wolle Burkas im Kin-
dergarten und so weiter. Was fiir ein Schmarrn,
genau das habe ich nicht gesagt. Welch Geistes
Kind Sie da sind, zeigt genau, wenn Sie mir hinter-
her sagen, das missen Sie dann einmal vor den
Wahlern vertreten. Das ist namlich genau der
Grund, warum Sie hier so einen Quatsch anmel-
den.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

Der Punkt ist doch ein anderer, und das mache ich
jetzt einmal klar: Ich bin mir nicht sicher, ob Sie
nicht vielleicht auch irgendwelche Facebook-Sa-
chen einmal hochladen und dann feststellen oder
sagen, was ich so gesagt hatte. Ich sage es gern
noch einmal, dass die Seite es vielleicht auch ein-
mal verstehen kann. Wir kdnnen doch nicht zulas-
sen, dass die Frauen, die zu uns kommen, Uber-
haupt gar nicht in die Mdglichkeit eines Integrati-
onsprozesses kommen, indem wir gleich sagen,
so, hier mit uns nicht. Nein, wir miissen doch daflr
sorgen, dass sie irgendwie per Integration bei uns
ankommen.

(Karin Prien CDU: Schulen und Kindergar-
ten, Frau von Treuenfels!)

Das dauert aber ein bisschen langer. Das bedeutet
jedoch nicht, dass wir wollen, dass sie, wenn sie
zum Beispiel Lehrerinnen oder in 6ffentlichen Am-
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tern sind, Burkas tragen, das habe ich nicht ge-
sagt. Das wurde ich auch nie sagen. Ich mdchte
aber nicht, wenn eine Mutter zum Beispiel ihr Kind
zur Schule bringt, das nicht mehr tut oder sich
Uberhaupt nur noch zu Hause bewegen kann, weil
wir von vornherein und mit véllig rigiden Kleidervor-
schriften agieren. Das habe ich gesagt.

(André Trepoll CDU: Wie lange durfen sie
sie denn tragen lhrer Meinung nach?)

Wir missen da differenziert sein. Wer nicht diffe-
renziert ist, der wird etwas Falsches verlangen, bei
den Wahlern hochstens Angste schiiren und tren-
nen und nicht vereinen. Das ist verkehrt.

(Beifall bei der FDP, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN und bei Nebahat Giglii
fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Frau Prien, Sie haben mich vor-
hin persdnlich angesprochen nach dem Motto, ob
ich nicht wisste, dass in Deutschland das deut-
sche Grundgesetz gilt. Naturlich gilt das deutsche
Grundgesetz hier, aber Sie wissen auch, vielleicht
waren Sie vorhin draulRen, es gibt eine europai-
sche Rechtsprechung, insbesondere des Europai-
schen Gerichtshofs fiir Menschenrechte, die die
deutsche Rechtsprechung Uberlagert. Und es ist
doch nicht das erste Mal, dass das Bundesverfas-
sungsgericht sich auch an die héhere europaische
Rechtsprechung wendet und nachfragt, wie dort in
diesem Fall entschieden werden wirde. Und wenn
der Europaische Gerichtshof bereits einmal in
Frankreich entschieden hat, wie er entschieden
hat, dann glauben Sie doch bitte nicht, dass man
in Deutschland dann anders entscheiden wirde.

(Karin Prien CDU: Doch, das glaube ich!)

Und das Zweite ist: Ich habe vorhin deutlich ge-
macht, dass der Schutzbereich des Artikels 4 gar
nicht berthrt ist, dass die ungestdrte Religionsaus-
Ubung gar nicht beruhrt ist durch das Burka-Ver-
bot, denn nach Expertenauffassung gehort das
Tragen der Burka nicht zur ungestorten Religions-
auslbung. Deswegen ist der Schutzbereich nicht
beruhrt.

(Zuruf:  Absolute
Nockemann!)

Mindermeinung, Herr

Deswegen horen Sie bitte auf, uns standig man-
gelnde Rechtsstaatlichkeit unterstellen zu wollen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zu den Abstimmungen kommen.

Wer nun zunéachst die Drucksachen 21/8318 und
21/8353 federfiihrend an den Ausschuss flr Justiz
und Datenschutz sowie mitberatend an den Aus-
schuss fiir Soziales, Arbeit und Integration Uber-
weisen mochte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich lasse in der Sache abstimmen. Wir beginnen
mit dem Antrag der AfD-Fraktion aus der Drucksa-
che 21/8353.

Wer sich diesem Antrag anschlieRen mochte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mit grof3er Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen nun zum gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus der
Drucksache 21/8496. Diesen mochte die CDU-
Fraktion ziffernweise abstimmen lassen.

Wer also zunachst Ziffer | seine Zustimmung ge-
ben méchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist einstimmig bei einigen Enthaltungen angenom-
men.

Wer sich Ziffer |l anschlieBen mdchte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit angenom-
men.

Wir kommen schlieBlich zum Antrag der CDU-
Fraktion aus der Drucksache 21/8318.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Bevor wir den Punkt 59 unserer Tagesordnung
aufrufen, mochte ich Ihnen noch einige Wahler-
gebnisse bekanntgeben.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
horde fliir Schule und Berufsbildung sind 83 Stimm-
zettel abgegeben worden, 1 Stimmzettel war un-
gultig, somit 82 glltige Stimmen. Frau Birgitt Man-
gelsdorf erhielt 43 Ja-Stimmen, 22 Nein-Stimmen,
17 Enthaltungen. Damit ist Frau Mangelsdorf ge-
wahlt worden.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
101 Stimmzettel abgegeben worden, davon war
1 Stimmzettel ungultig, es sind somit 100 gultige
Stimmen. Frau Aline Gefeller erhielt 81 Ja-Stim-
men, 10 Nein-Stimmen und 9 Enthaltungen. Damit
ist Frau Gefeller gewahlt worden.
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Punkt 59 unserer Tagesordnung, Drucksache
21/8326, Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN: Neue Stadtraume schaffen, Quartiere
starken, Gleistberbauungen prufen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Neue Stadtraume schaffen, Quartiere stirken,
Gleisuiberbauungen priifen

— Drs 21/8326 —]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Neue Stadtraume schaffen, Quartiere starken,
Gleisuiiberbauungen priifen, Antrag der SPD-
und der GRUNEN Fraktion (Drs. 21/8326)

— Drs 21/8488 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/8488 ein An-
trag der AfD-Fraktion vor. Die Drucksache 21/8326
mochten die Fraktionen der LINKEN und der AfD
an den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.
Die FDP-Fraktion méchte beide Drucksachen an
den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.
Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr Kien-
scherf von der SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die heutige Presseberichter-
stattung zu den steigenden Immobilienpreisen ist
ein erneuter Beleg fiir die sehr hohe Nachfrage
nach Wohnraum in unserer Stadt, und sie zeigt,
wie wichtig es ist, den Wohnungsneubau auch wei-
terhin verstarkt voranzutreiben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und sie zeigt auch, wie in allen anderen wachsen-
den europaischen Stadten, dass es die entschei-
dende soziale Frage ist, wie wir es schaffen kon-
nen, allen Menschen in diesen Stadten bezahlba-
ren Wohnraum zu schaffen. Wir wollen das fir
Hamburg realisieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dabei wissen wir auch, dass die Menschen, wenn
sie neue Wohnungen suchen, dies insbesondere
in innerstadtischen Quartieren tun. Dort, wo es die
Infrastruktur schon gibt, dort, wo es entsprechende
Verkehrsverbindungen gibt. Daher war es richtig,
dass wir im Rahmen unseres Stadtentwicklungs-
konzepts vor allen Dingen prioritdr auf die Innen-
entwicklung setzen, auf das Konzept Mehr Stadt in
der Stadt und es erganzen durch das Konzept
Mehr Stadt an anderen Orten, behutsame Innen-
entwicklung und behutsame AuRenentwicklung.
Beides gehdrt zusammen und beides fihrt dazu,
dass wir letztendlich allen Menschen in dieser
Stadt bezahlbaren Wohnraum sichern kénnen.

(Beifall bei der SPD)

Beiden gemein ist aber die entscheidende Frage,
wie wir gerade als Stadtstaat mit den begrenzten
Flachen umgehen. Und ich glaube, wir sind uns al-
le einig, dass es nicht dazu kommen kann, dass
man wie in friheren Jahrzehnten neue Siedlungen
einfach auf der griinen Flache baut, sondern dass
es darum geht, vorhandene Flachen effizienter zu
nutzen. Da gibt es sehr viele Beispiele, die wir in
letzter Zeit angegangen sind: das Thema Dachge-
schossausbauten, das Thema Aufstockung, das
Thema Bauliicken schliefen. All dieses fuhrt dazu,
dass wir Flachen, die schon vorhanden sind, effizi-
enter nutzen. Das erwarten die Birgerinnen und
Blrger zu Recht von uns.

(Beifall bei der SPD)

Eines dieser Potenziale, die wir noch erschlie3en
kdnnen, ist neben dem Thema Altlasten, das Kolle-
gin Schaal neulich einmal vorgestellt hat, das The-
ma Gleisliberbauung. Wir haben in Hamburg viele,
viele Kilometer an Schienenstrangen, an Schnell-
bahnlinien, an U-Bahnen, an S-Bahn, vieles unter-
irdisch, aber auch einiges oberirdisch und einiges
in Einschnitten verlaufen. Und das Ziel muss doch
sein, diese Flachen, die zurzeit rein als Verkehrs-
flachen dienen, der weiteren Nutzung zuzufihren
und dass wir es schaffen, auf diesen Flachen nicht
nur Verkehr, nicht nur Mobilitat stattfinden zu las-
sen, sondern dass wir es schaffen, dass dort auch
Menschen wohnen kénnen, dass wir dort Freirau-
me schaffen, dass wir dort Quartiere neu verbin-
den kénnen. Das ist unser Ziel des Konzepts,
Gleisanlagen zu Uberbauen. Und wir glauben,
dass wir so Stadtraume noch effizienter und noch
quartiersvertraglicher nutzen kénnen.

(Beifall bei der SPD)

Diese Idee ist nicht neu, sie findet in anderen euro-

paischen Metropolen Realisierung, in Paris, in Wien.
Sie hatte beinah auch in Hamburg Realisierung

gefunden. Der eine oder andere kann sich daran

erinnern, damals an der Legienstralle war das ge-

plant.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Kleines Desa-
ster!)

Zwischen Billstedt und der U-Bahn-Haltestelle Le-
gienstralle ist es damals aus bekannten Griinden
nicht gekommen. Das Konzept war nicht gut, aber
auch die Wirtschaftlichkeit war nicht gegeben. Und
das, was heute in der Presse steht, dass es zu
deutlichen Bodenwertsteigerungen gekommen ist,
das kann aber auch dazu dienen, dass diese Pro-
jekte, die bisher nicht moéglich waren, nun wirt-
schaftlich moéglich werden, weil wir es schaffen,
diese komplexen Bauvorhaben letztendlich mit den
Herrichtungspreisen zu verrichten, weil wir es nun
schaffen kénnen, diese Dinge hier zu realisieren.
Deswegen, glaube ich, ist es sehr wichtig, dass wir
diese Mdglichkeit einfach nutzen, sie aktiv aufgrei-
fen und den Senat animieren, zusammen mit den
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Burgerinnen und Blirgern vor Ort, zusammen mit
den Investoren, zusammen mit den Wohnungsun-
ternehmen daran zu gehen, einzelne Flachen zu
prifen und einzelne Flachen zu realisieren. Wir
wollen alles nutzen, damit die Burgerinnen und
Birger in dieser Stadt Wohnraum bekommen, und
wir wollen alles daransetzen, dass die Quartiere le-
benswert bleiben, ja, dass sie sogar noch lebens-
werter werden. Dazu dient dieser Antrag, und ich
hoffe auf Ihre Unterstitzung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stéver von der CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kienscherf, das haben Sie
sehr schon vorgestellt. Die alles entscheidende
Frage ist der Wohnungsbau, das betonen Sie im-
mer wieder, das macht mich ein bisschen nach-
denklich. Sie wollen in Hamburg immer mehr Woh-
nungen bauen, weil Hamburg wachst. Ja, Ham-
burg wéchst, und das gegen den Bundestrend.
Das macht uns langere Zeit jlinger, da bleibt der
Altersdurchschnitt lange Zeit, bis 2030, noch jin-
ger, aber: Wie grol3 soll Hamburg denn werden?
Das beantworten Sie immer noch nicht. 3 Millionen
Einwohner, 4 Millionen Einwohner, 5 Millionen Ein-
wohner? Das ist die Frage und das ist etwas, was
Sie, glaube ich, den Hamburgerinnen und Hambur-
gern schuldig sind, dass Sie es ihnen ehrlich sa-
gen, denn die Blrgerinnen und Birger haben ein
Recht darauf, es zu erfahren, damit sie dieses
auch fiur sich bewerten kénnen und damit sie sich
darauf einstellen kénnen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Frau Stover will
jetzt einen Zaun drum herum bauen!)

Dann komme ich gern zum Prufantrag der SPD
und der GRUNEN. Es ist also ein Testballon auf
dem Gebiet des Wohnungsbaus. Das ist wie im
Theater, die Szeneklappe, das sind schon sehr
viele Szeneklappen, ich habe gar nicht mehr ge-
zahlt, wie viele es sind. Sie probieren aus, Sie brin-
gen wenig oder nichts zur Reife, geschweige denn
zum Abschluss, ich nenne nur einmal das Stich-
wort Expresswohnungsbau.

(Dirk Kienscherf SPD: Kommt!)

Das realisieren Sie, wissen aber noch nicht so ge-
nau, wie und ob es Uberhaupt so richtig ist. Dann
der Effizienzwohnungsbau.

(Dirk Kienscherf SPD: Kommt!)

Davon wissen wir immer noch nicht, ob es Uber-
haupt geht. Stadt in der Stadt, haben Sie selbst
schon genannt, Stadt an neuen Orten, Sprung
nach Osten, bevor der Sprung Uber die Elbe reali-
siert und abgeschlossen oder auf sichere Beine

gestellt ist. Das sind alles angefangene Projekte.
Im Zweifel zahlt dann der Burger die Kosten.

(Beifall bei der CDU)

Zum Antrag: Sie haben jetzt wieder etwas anderes,
etwas Neues gefunden, es ist aber immer noch
kein roter Faden fir mich im Wohnungsbau zu er-
kennen. Gleistuberbauung, Herr Kienscherf, finde
ich einen schénen Vorschlag, darf ich sehr ehrlich
so sagen, dazu stehe ich auch. Denn das bedeu-
tet, dass Sie kein massenhaftes Wohnen auf der
griinen Wiese wollen. Die GRUNEN wiirden das
die Abkehr vom Flachenfral3 nennen, das kame
doch den GRUNEN gut zupass. Aber wie kommt
es zu diesem Sinneswandel nun doch nach Ver-
dichtung? Das ist bisher gar nicht |hr Sinn gewe-
sen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wir machen die
ganze Zeit Nachverdichtung!)

Denn wir haben in unserem CDU-Wohnungsbau-
konzept aus dem September 2016 immer eindring-
lich davor gewarnt, auf die Griinflachen am Stadt-
rand zurtckzugreifen, ohne, und ich betone das,
ohne vorher das Potenzial der Nachverdichtung
auszuschodpfen. Das haben wir lhnen immer wie-
der und oft genug vorgebetet. Jetzt kommen Sie
dazu, und ich frage mich, wie ist der Sinneswandel
zustande gekommen?

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben keinen Sin-
neswandel! — Dr. Monika Schaal SPD: Ver-
dichtung hat ja mehrere Facetten!)

— Doch, es ist ein Sinneswandel, und Sie haben
uns verlacht, dass wir die Nachverdichtung als ers-
te Prioritdt gesehen haben vor dem Flachenfral3,
und gemeint, Hamburg hatte gar keine Flachen
mehr. Sie sehen jetzt, das stimmt gar nicht.

Sie haben uns auch ausgelacht dafir, dass wir ge-
sagt haben, wir wollen kreative Ansatze fir die Fla-
chenfindung anmahnen und dass man eben einem
Ubermalligen MalR an Flachenfrad begegnen
muss. Hamburg hat noch unerschlossenes Poten-
zial, das zeigen Sie in lhrem Antrag, Sie haben die
Stichworte selbst genannt.

Ich méchte drei noch einmal nennen: Stellplatzfla-
chen. Das entspricht unserer Forderung, Stellplatz-
flachen oder auch Garagenflachen fur den Woh-
nungsbau nutzbar zu machen. Noch vor Monaten
haben Sie unseren Antrag abgelehnt,

(Dirk Kienscherf SPD: Wir machen es! —
Dr. Monika Schaal SPD: Gehen Sie mal zur
Lokstedter HOhe, da passiert so was zum
Beispiel!)
heute ist es in den Stichworten lhres Antrags mit
enthalten.

Altlastenflachen, ja, das ist eine logische Fortfiih-
rung des Konversionsflachenprogramms der CDU-
Regierung, es ist eine Sanierung von Altlastenfla-
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chen. Das ist ebenso ein Stichwort in Ihrem An-
trag. Altlasten zu sanieren bedeutet aber auch,
dass man es ernst und ehrlich meinen soll. Da
muss es vorangehen, und die Eigentimer brau-
chen Hilfsangebote und duirfen nicht allein gelas-
sen werden.

Als Drittes: unsere Forderung nach der Hebung
des Potenzials von Dachausbau und Dachauf-
stockung. Das wurde von lhnen als ausgelutschte
oder schon langst realisierte Idee verworfen, heute
ist es Stichwort in Inrem Antrag.

Nun denn, der nachste Ansatz, Gleisanlagen zu
Uberbauen, ist ebenso eine kreative und gute Idee,
allerdings ist die Idee ebenso geklaut von der CDU
wie die anderen, denn sie deckt sich mit der Uber-
bauung von Autobahnen.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Ja, von lhnen ist alles geklaut!)

Der A7-Deckel wird namlich realisiert und auch die
Forderung nach Uberbauung von Hauptverkehrs-
achsen. Die Willy-Brandt-Stral3e ist das prominen-
te Beispiel. Auch hier kann man kreativ und weiter
denken. Wir begriiRen es, dass Sie auch Partizipa-
tion wollen. Wir wollen die inhaltliche Diskussion im
Ausschuss mit lhnen fuhren, und die Wahlkreiskol-
legen haben bereits hier konkrete Vorschlage zur
Gleistiberbauung gemacht und sind heil3, es zu
diskutieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Dass die CDU mal heif} ist, das glaubt man
gar nicht!)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau Stéver, ich
fand das, was Sie hier vorgetragen haben, war
nicht nur verwirrend, es war zum Teil inhaltlich re-
lativ wirr und widersprichlich.

(Zurufe von der CDU)

Und wenn jemand den roten Faden nicht hat, dann
wirde ich einmal sagen, das liegt bei Ihnen, weil
Sie bestimmte Zusammenhange nach wie vor nicht
erkannt haben. Es liegt auch Gberhaupt kein Sin-
neswandel vor, sondern wir verfolgen die Politik
Mehr Stadt in der Stadt konsequent weiter fort und
machen das in Bausteinen, aber offenbar erken-
nen Sie die einzelnen Bausteine nicht, sondern se-
hen eben nur den einzelnen Antrag. Darin liegt lhr
Problem.

(Beifall bei den GRUNEN — Vizeprasidentin
Antje Mdller tbernimmt den Vorsitz.)

Ich mdchte deswegen diesen Antrag noch einmal
in den Zusammenhang stellen, in dem er steht,
namlich in der Zielsetzung, Innenverdichtung zu

starken und hier insbesondere — und das ist schon
etwas Spezielles und etwas anderes als tGber Auto-
bahnen, das sind doch entsprechend Bundesstra-
Ren — auf ebenerdigen Strallen etwas zu machen.
Da geht es um Untertunnelung, was sehr proble-
matisch ist. Hier ist ein spezieller Bereich von so-
genannten Trogbereichen, vor allen Dingen bei der
U-Bahn im Ring 2, auch bei der S-Bahn, wo Uber-
deckelungen eben moglich sind, und wo wir auch
technisch jetzt diese Moglichkeiten Gberprifen und
moglichst dann umsetzen wollen. Und dabei geht
es nicht nur darum, auf dem Deckel selbst Wohn-
raum zu schaffen, sondern mdglicherweise auch
andere Funktionalitdten aus dem Umfeld auf die-
sen Deckel zu bewegen. Beispielsweise kdnnen
das Sportflachen sein, ob das nun Tennisplatze
oder andere Platze sind. Es kdnnen aber auch
Wegeverbesserungen sein. Es konnen Griinberei-
che sein, um aus dem Umfeld dann mdglicherwei-
se im nicht Uberbauten Bereich Nutzungen zu ha-
ben, wie Wohnungsbau, wo aber auch andere Nut-
zungen denkbar sind.

Diese Strategie der besseren Ausnutzung und der
zusatzlichen Ausnutzung, der Mehrfachnutzung
von Raumen ist ein Verfahren, das wir hier an die-
sem Punkt prifen wollen und das genau in dieser
Strategie liegt. Das wollen wir nattrlich auch mit
den Menschen machen, die hier vor Ort wohnen.
Wir wollen partizipieren, wir wollen deren Kenntnis-
se mit aufnehmen und sehen, was wir eigentlich in
diesen jeweiligen Bereichen brauchen und was
sinnvoll ist, und dort die qualifizierten Kenntnisse
der Nachbarschaft einbeziehen in die weitere Pla-
nung.

Das ist keine Einmalmalinahme, ich habe das
eben schon deutlich gemacht, auch Herr Kien-
scherf hat das bereits angesprochen. Wir haben,
um lhnen noch einmal den Zusammenhang darzu-
stellen, eine Reihe von Antrdgen und MalRnahmen
nun hier beschlossen. Zum einen erinnere ich noch
einmal an die mit den Bezirken abgestimmten Ma-
gistralengutachten, die Starkung der Magistralen,

(Birgit Stéver CDU: Unser Vorschlag!)

und die Verdichtung gehort dort mit hinein. Dann
gehort dazu, dass der Ausbau der S4 auch mit den
neuen Haltestellen Holstenhofweg beispielsweise
zu weiteren Méglichkeiten fihren wird, dort Nach-
verdichtungen zu machen an den Magistralen Ah-
rensburger Strale Richtung Tonndorf hinaus.

Zum anderen erinnere ich an unseren Antrag,
Drucksache 21/7432, das war vorhin schon gesagt
worden: Altlastflachen sanieren, Flachen recyceln,
auch hier die starkere Nutzung von Flachen. Dazu
gehdren auch gewerbliche Bereiche, Stapelgewer-
be, das ist ebenfalls in den ersten Schritten umge-
setzt worden oder ist in der Umsetzung. Auch dort
kommt noch etwas dazu.
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Ich will jetzt nicht in Details gehen. Herr Hamann,
Sie wissen das aus Wandsbek, aber in einzelnen
Bereichen vielleicht nicht, dass wir dort auch
Tauschflachen machen, sodass bessere Nut-
zungsmoglichkeiten entstehen. Das will ich jetzt
nicht im Einzelnen weiter nachverfolgen. Aber Sie
sehen, wir arbeiten sehr, sehr intensiv an dieser
Sache, und von lhnen, Herr Hamann, habe ich
noch keinen einzigen verninftigen Vorschlag mit-
bekommen, setzen Sie sich endlich einmal daran.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der FDP)

Hintergrund ist natlrlich, und das verfolgen wir
auch, dass wir durch die Nachverdichtung Grun-
areale schonen wollen, ja, wir wollen auch Grun-
areale sichern und mdglichst weiter vernetzen. Die-
se Zielsetzung haben wir bei einigen Beispielen,
Richtung Bergedorf, aber auch beim Griinen Ring
beispielsweise. Dort wollen wir weiter daran arbei-
ten und ich denke, wir werden weitere MaRnahmen
der Nachverdichtung in Zukunft bringen, wir sind
da noch langst nicht am Ende der Fahnenstange.

Und zum AfD-Antrag kann ich nur sagen: Das ist
eher eine Verwasserung dessen, was wir wollen.
Das Thema Gleisflachen gerat in den Hintergrund,

(Glocke)

es geht um ebenerdige Sachen. Das ist nicht das,
was wir als Zielsetzung haben. Deswegen werden
wir lhren Antrag ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort erhalt
nun Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Der Antrag, der von Rot-Griin vor-
gelegt wurde, dient in weiten Teilen vor allen Din-
gen dem Selbstlob. Was Sie aber nicht gemacht
haben, ist, sich um wesentliche Probleme zu kim-
mern. Sie haben einfach gesagt: Lieber Senat, ent-
wickle du mal kreative Lésungen. Wirden wir als
Opposition so etwas vorlegen, wirden Sie es in
Bausch und Bogen zerreilen. Aber das machen
wir nicht.

Ich will eine Ihrer wichtigen Fragen aufgreifen: Wo
bauen? Sie haben recht, wenn Sie sagen, dass wir
in Hamburg Flachenknappheit haben. Deswegen
mussen wir sparsam beim Flachenverbrauch sein.
Deswegen sollten wir auch keine Einfamilienhau-
ser und Doppelhauser bauen, weil die am meisten
Flache brauchen, sondern viel mehr attraktiven
Mehrfamilienwohnungsbau betreiben, und das
gern auch auf Deckeln. Da bin ich noch voéllig d'ac-
cord mit lhnen.

Aber Sie sagen doch immer: Hamburg ist eigent-
lich gar keine richtige Grof3stadt. Hamburg hat nur
2 400 Einwohnerinnen und Einwohner pro Qua-

dratkilometer, andere Stadte haben 4 000 oder
5 000, und deswegen missen wir noch ganz viel
bauen. Nun haben Sie in lhrem Antrag geschrie-
ben, dass Sie die Innenentwicklung vorantreiben
wollen. Das ist eigentlich eine gute Sache. Sie ha-
ben als Beispiel das Karoviertel genommen, wo
Sie die U-Bahn Uberbauen wollen. Und jetzt nenne
ich Ihnen einmal ein paar Zahlen zum Thema in-
nerstadtische Dichte: Im Karoviertel leben
26 000 Einwohnerinnen und Einwohner pro Qua-
dratkilometer, im Schanzenviertel 14 300, in Otten-
sen 12 300. Das sind einige Bereiche aus der In-
nenentwicklung; ich kénnte noch die Zahlen fur
Eppendorf nennen, die liegen bei 17 000. Was Sie
aber nie ansprechen, sind die anderen Stadtteile
wie zum Beispiel Wohldorf-Ohlstedt. Sie kdnnen
einmal raten, wie viele Einwohnerinnen und Ein-
wohner dort pro Quadratkilometer leben — es sind
278. In Volksdorf sind es 1 774, in Poppenbilittel
knapp 2 800. Das heil3t doch, wir missen Gesamt-
Hamburg in den Blick nehmen. Gesamt-Hamburg
hat etwas von den Vorteilen einer Grofstadt, hat
etwas von der Infrastruktur, die eine Grol3stadt bie-
tet. Dann sollten aber auch die Nachteile einer
Grolistadt wie sehr enges Zusammenleben auf
kleiner Flache nicht nur im Innenstadtbereich sein.
Dafir sollten Sie arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Und an ein anderes Problem, Herr Kienscherf und
Herr Duge, gehen Sie uberhaupt nicht heran. Ein
anderes Problem, das wir in Hamburg haben, ist
die Entwicklung der Wohnflache pro Nase. Wir ha-
ben dort in den letzten Jahren eine Steigerung.
Waren es in den Neunzigerjahren gut 30 Quadrat-
meter pro Nase, sind wir im Jahr 2016 bei 38 Qua-
dratmetern. Nun kénnen Sie sagen, 8 Quadratme-
ter mehr seien ja gar nicht viel. 8 Quadratmeter
mehr bei 1,7 Millionen Einwohnerinnen und Ein-
wohner sind Uber 13 Millionen Quadratmeter Fla-
che, die man mehr braucht. Nun schauen Sie ein-
mal an, was pro Jahr in Hamburg neu gebaut wird.
Letztes Jahr, das ein Erfolgsjahr im Wohnungsbau
war, waren es noch nicht einmal 800 000 Quadrat-
meter. Das heillt: Allein das, was mehr an Wohn-
flache verbraucht wird, ist mehr als |hr Neubau.
Dafur brauchen wir kreative Lésungen, und das
blenden Sie komplett aus.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Dann mach doch mal einen Ruckbau!)

Das Einzige, was wirklich erfreulich ist in Ihrem An-
trag, ist der auf einmal selbstkritische Ton beim
Thema Beteiligung. Dazu sagen Sie, dass Sie stra-
tegische Akzeptanzbeschaffung nicht mehr wollen.
Klasse, endlich haben Sie die Einsicht, dass lhre
Beteiligung bisher keine Beteiligung war.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde es sehr erfreulich, wenn Sie jetzt sagen,
die Partizipation solle ein elementarer Bestandteil
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werden. Ja, aber das gilt fiir alle Projekte und nicht
nur fur kleine Projekte auf irgendwelchen kleinen
Deckeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, Ihr Antrag gehdrt in den Ausschuss. Des-
wegen haben wir eine Uberweisung beantragt.
Dort kdnnen wir Uber kreative Losungen reden.
Aber wie so oft verweigern Sie sich der Debatte im
Ausschuss.

Den AfD-Antrag will ich nicht an den Ausschuss
Uberweisen, weil Sie wirklich nur auf uralte Kon-
zepte abstellen: Uberbauen wir doch die StralRen
und schaffen wir dort Wohnraum. Nein, wir missen
weniger Platz fir die Autos haben und mehr Platz
fir die Menschen. Das ware ein guter Ansatz.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann also zu lhrem Antrag nur sagen: Es reicht
nicht, einfach nur "mehr" zu sagen — mehr Woh-
nungen, mehr Bauflache —, sondern wir missen
darauf schauen, dass wir flachensparende Woh-
nungen bauen und kreative ldeen zum Wohnfla-
chenverbrauch in Hamburg entwickeln und ihn re-
duzieren. Dann kommen wir ein ganzes Stlck wei-
ter.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Meyer von der
FDP-Fraktion bekommt das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Hamburg ist ei-
ne attraktive Stadt. Hamburg bietet wirtschaftliche
Prosperitat, vielfaltige Arbeitsplatze, unterschied-
lichste kulturelle Angebote und facettenreichen
Freizeit- und Erholungsméglichkeiten. Hamburg ist
weltoffen, tolerant, innovativ und wachst — und das
nicht etwa wegen, sondern trotz unserer rot-griinen
Regierung,

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stéver
CDU)

die mehr verwaltet als gestaltet. Der Vorschlag
zum Beispiel der Handelskammer zur Untertunne-
lung der Willy-Brandt-Stralle — es wurde schon er-
wahnt — wurde von den Bedenkentragern des Se-
nats kurzerhand vom Tisch gewischt, anstatt Mut
zu einer langfristigen Entzerrung der Verkehre zu
beweisen und Flachenpotenziale auf dem Tunnel
zu nutzen. Und auch am Fernbahnhof Diebsteich
hat man bis heute kein stadtebauliches Konzept,
das die heterogene Umgebung von heute einbe-
zieht und einen Entwicklungshorizont fiir morgen
eroffnet. Dort waren ebenfalls Flachenoptimierun-
gen denkbar, indem Dach- oder Verkehrsflachen
nutzbar gemacht werden. Aber dem Senat fehlt es
auch hier an Kreativitat.

Umso erfreulicher ist der vorliegende Antrag, der
endlich einmal den Blick tber den Tellerrand wagt
und hinsichtlich des angespannten Wohnungs-
marktes bei begrenzten Flachenressourcen unkon-
ventionelle Bebauungsmdglichkeiten ins Visier
nimmt. Anders als eigentlich Ublich, verlauft die
Untergrundbahn in Hamburg vielfach Gber der Er-
de. Fur Touristen ist das zwar schon, weil man die
Stadt aus der U-Bahn erkunden kann, infrastruktu-
rell und stadtrdumlich ist es aber schlecht, weil
wertvolle Flachen verloren gehen, oberirdische
Gleisanlagen Stadtteile zerschneiden und sich
Larmemissionen im Stadtgebiet ausbreiteten. Was
man im Falle des Autobahndeckels versaumt hat,
sollte im Falle von Gleisanlagen nun wenigstens
Berlcksichtigung finden, namlich an geeigneter
Stelle auch tber hochbauliche Nutzung auf Uber-
deckelung von Gleisanlagen nachzudenken.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Vielleicht in der
Dieselstral3e!)

Natirlich gibt es dabei viele gesetzliche und tech-
nische Herausforderungen zu meistern, die auch
erhebliche Kostenaufwendungen nach sich ziehen.
Aber gerade das gilt es im nachsten Schritt zu pru-
fen: inwiefern der Kostenvorteil des Grundstiicks-
gewinns durch die kostenaufwendigen Baumal-
nahmen noch gegeben ist. Vielleicht kommt man
aber auch zu dem Ergebnis, technisch und gesetz-
lich anspruchslosere Nutzungen — Herr Duge hat
es erwahnt — Uber Gleisanlagen anzusiedeln, um
Platz fur Wohnungsbau an anderer Stelle zu ge-
winnen. All das kénnte man in der weiteren Diskus-
sion mithilfe fachlicher Expertise im Stadtentwick-
lungsausschuss besprechen. Deshalb beantragen
wir die Uberweisung an den zustandigen Aus-
schuss und freuen uns auf |hre Zustimmung. Wir
wirden auch den AfD-Antrag mitiberweisen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Ehlebracht
von der AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrtes Prasidium,
sehr geehrte Damen und Herren! Ich méchte dar-
aus keine wohnungsbaupolitische Generaldebatte
machen, sondern mich auf den Antrag konzentrie-
ren, der darauf abzielt, dass Gleise Uberbaut wer-
den sollen, insbesondere Gleise, die im Einschnitt
verlaufen. Insofern hatte der Antrag eigentlich das
Zeug gehabt, flr eine Kurzdebatte angemeldet zu
werden. Aber das entspricht nicht unbedingt dem
Antragstellungswesen der SPD und der GRU-
NEN — dazu am Ende mehr.

Sie wollen prifen lassen, inwiefern bestimmte
Gleisabschnitte, die im Einschnitt verlaufen, tber-
baut werden kénnen. Das kann man machen, da-
her werden wir einer Uberweisung an den Aus-
schuss nicht entgegenstehen, werden ihr also zu-
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stimmen. Der grof’e Bringer wird das aber nicht
werden, denn wie viele Moglichkeiten bieten sich
innerhalb des Rings 2 sinnvoll an? Und inwiefern
ist es sinnvoll, Uber den Ring 2 hinaus an eine
Uberbauung zu denken und sie priifen zu lassen?
Letztendlich wird das Uber den Preis pro Quadrat-
meter und die Kalkulation des Investors bestimmt,
namlich dariber, ob diese aufgeht oder nicht.

Seitens der U-Bahn bieten sich eigentlich nur drei
Strecken an, zwischen FeldstralRe und Sternschan-
ze, Hammer Stralle bis Burgstralle und Lutteroth-
stral’e bis Hagenbeck, jeweils mit nur ein paar
100 Metern. Das war es im Grunde genommen
schon, denn alle anderen oberirdischen Gleise ver-
laufen auf Stelzen, einem Bahndamm oder befin-
den sich in einer solchen Randbezirkslage, dass
die eingangs erwadhnte Kalkulation aufgrund der
dort herrschenden Preise nicht aufgehen wird, sie
sind also ungeeignet fir realisierbare Uberbauung.
Und bei der S-Bahn sieht es in Summe nicht viel
anders aus.

Die Idee, den Zug- und den Autoverkehr in Stadten
teilweise unter die Erde zu verlegen, ist grundsatz-
lich gut und richtig und Unterstitzung wert. Wirk-
lich Sinn macht der Antrag daher eigentlich nur,
wenn wir diesen auf die Stralen ausdehnen, hier
natirlich insbesondere auf viel befahrene Strallen.
Wir haben von Frau Stéver und Herrn Meyer Bei-
spiele gehort. Bei der Problematik, wie man das
Uberseequartier an die Innenstadt anbindet, bietet
sich eigentlich kaum eine andere Ldsung an als
die von der Handelskammer vorgeschlagene. Ich
verspreche mir davon mehr Potenzial als bei den
Gleisen. Deswegen missen die Stral’en mit hinein
in diesen Prifauftrag. Wir haben einen Zusatzan-
trag gestellt, der genau das fordert und lhren An-
trag eigentlich erst auf eine nennenswerte GroRke
bringt.

Und nun zu dem eingangs erwahnten Antragstel-
lungswesen. Vielleicht kennt der eine oder andere
das Gedicht "Das Huhn und der Karpfen" von
Heinrich Seidel. Darin geht es um ein Huhn, das
taglich ein Ei legt und ein machtiges Spektakel dar-
aus macht; es kakelte, mirakelte und spektakelte.
Der Karpfen legt eine Million Eier im Jahr und
macht Uberhaupt keinen Hype draus. Sie wollen,
dass wir um |hr rot-griines Eichen kakeln, mirakeln
und spektakeln. Das lohnt nicht. Nicht nur, dass es
nur ein Ei ist, es ist auch noch winzig, jedenfalls ist
es das ohne unseren Zusatzantrag. Deswegen be-
ende ich meinen Redebeitrag und erwarte eigent-
lich die Zustimmung zu unserem Antrag. — Danke
sehr.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Senatorin Dr. Stapelfeldt das Wort.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Neue Flachenpotenziale fir die Stadt-
entwicklung im Allgemeinen und fir den Woh-
nungsbau im Besonderen zu entwickeln, ist ein
stédndiges Anliegen des Senats. Gerade innerstad-
tische Flachen werden immer knapper. Daher be-
griRen wir ausdriicklich die Initiative, wenn Sie so
wollen, stille Reserven zu heben, neue Baupoten-
ziale zu finden und in dicht bebauten Quartieren
neue, benutzbare Freiflaichen zu gewinnen.

Herr Duge hat schon das Richtige zu einigen An-
merkungen von Frau Stover gesagt. Ich glaube,
Frau Stover, wir sollten ernsthaft dariiber reden,
welche Strategien wir verfolgen, aber lhre in den
Raum gestellten Hinweise auf 3 oder 4 Millionen
Einwohner entbehren jeder Grundlage, und das
wissen Sie auch. Wir gehen von einer Prognose
des Statistischen Bundesamtes aus, die sagt, dass
wir 100 000 Einwohner mehr in Hamburg haben
werden. Darauf richten wir unsere stadtischen Pla-
nungen aus, insbesondere im Wohnungsbau. Des-
wegen brauchen wir Jahr fir Jahr das, was wir im
vergangenen Jahr schon erreicht haben und uns
fir dieses und die kommenden Jahre vornehmen,
namlich pro Jahr rund 10 000 Wohnungsgenehmi-
gungen und davon 3 000 6ffentlich geférdert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben mit der Uberdeckelung der A 7 ein posi-
tives Beispiel fir ein Projekt, mit dem mehrere
wichtige Ziele verbunden sind: die grofRflachige
Stadtreparatur, das Schaffen von neuen Woh-
nungsbauflachen fir 3 200 Wohnungen und das
Entstehen von neuen Grinzigen auf diesem
Deckel. Das ist eine grol3artige Perspektive fir die
Stadtentwicklung im Hamburger Westen in den
Zwanzigerjahren und sicherlich vorbildhaft dafr,
was wir strukturell machen koénnen.

Auch im Hamburger Streckennetz der Hochbahn
bieten sich entsprechende Potenziale, an die man
schnell denkt — zum Teil sind sie schon genannt
worden —, zum Beispiel an den Abschnitt der U2
zwischen den Haltstellen Burgstralle und Hammer
Kirche oder der U3 beim Schlump. Natdrlich sind
dies ideale Lagen, um weitere Flachen fir den
Wohnungsbau in der Innenstadt zu realisieren.

Aber ich will Ihnen auch offen sagen — ich glaube,
das braucht eine solche Debatte —, dass solche
Projekte wie Gleistiberbauungen grof3e technische
Herausforderungen mit sich bringen — Herr Meyer
hat eben darauf hingewiesen —, die wir dann l6sen
mussen und, wenn wir es wollen und es mdglich
ist, auch lésen werden. Eine Uberdeckelung von
Gleisanlagen ist technisch sehr anspruchsvoll,
denn insbesondere bei einer Wohnnutzung auf ei-
nem Deckel sind die Anforderungen an Larm- und
Schallschutz sehr hoch und sehr kostenintensiv.
Natlrlich muss auch die Standsicherheit auf alle
Eventualititen ausgelegt werden, und nattrlich
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missen wir einbeziehen, was die Bauphase einer
solchen Uberbauung mit sich bringt, bei der zum
Beispiel Betonpfahle fur die Statik eingebracht wer-
den missen. Auch das ist eine grofle Herausforde-
rung. Das heildt also: Egal, ob wir das im laufenden
Betrieb machen oder Strecken zeitweise nicht nut-
zen konnen, das sind groRe Herausforderungen.
Ich glaube aber, dass man sie im Sinne der inne-
ren Stadtentwicklung gut auf den Weg bringen
kann.

Wir wissen alle, dass die hohen Kosten aufgrund
dieser technischen Herausforderungen fir die
Schwingungsdampfung Ende der Neunzigerjahre
das Projekt Legienstralle haben scheitern lassen.
Wir haben also nur eine einzige Gleistiiberbauung:
den Campus der Handelskammer. Aber ein Deckel
Uber eine Gleistrasse muss nicht unbedingt und
unmittelbar fir den Wohnungsbau genutzt werden.
Denn gegebenenfalls lassen sich — analog zum
A7-Deckel, insofern ist er wirklich ein gutes Bei-
spiel — auch Freiflachen gewinnen. Das heilit, ver-
lagerungsfahige Nutzungen koénnten auf die Uber-
baubaren Flachen platziert werden, damit Woh-
nungen an anderer Stelle realisiert werden kén-
nen. Die verschiedenen Mdglichkeiten missen im
Einzelfall sehr sorgfaltig untersucht werden, aber
ich kann mir vorstellen, dass ein intelligenter Fla-
chentausch wie bei den A7-Deckeln auch ein
Schlisselelement sein kann und den Vorteil bietet,
dass es neben dem Wohnungsbau andere stadti-
sche Nutzungen, sei es fiir Sport oder Griin, geben
kdnnte, die dann davon profitieren.

Das heil3t also insgesamt: Es ist richtig, Uber Gleis-
Uberbauungen nachzudenken. Sie sind keine ein-
fachen Projekte und lassen sich nicht auf jeder
Trasse realisieren. Und natlrlich muss, wenn eine
solche Uberbauung technisch méglich ist, betrach-
tet werden, welche wirtschaftliche Implikation das
hat, also ob sie wirtschaftlich sinnvoll ist oder nicht.
Deswegen wird man generell sagen kénnen, dass
sich eine Uberbauung fiir den innerstadtischen Be-
reich deutlich besser eignet als fiir die Randlagen
der Stadt.

Wir werden mit den zustandigen Stellen, also der
Hochbahn und dem Landesbetrieb Immobilienma-
nagement und Grundvermdgen, LIG, prifen, wel-
che Streckenabschnitte sich nach diesen Kriterien
grundsatzlich fir eine Gleisliberbauung eignen.
Diese Flachen werden wir mit den Bezirken be-
sprechen und einige Potenzialflachen auswahlen,
die beispielhaft als Pionierprojekte dienen kdnnen
und zu denen wir zusammen mit dem LIG die
Grundlagen fur die Projekte bis zur Ausschrei-
bungsreife erarbeiten werden.

Ich hoffe sehr, dass es uns auch auf diesem Wege
gelingen kann, zuséatzliches Potenzial fur Woh-
nungsbau oder andere Nutzungen zu generieren
und damit die Stadtentwicklung, auch innerstad-

tisch, ein Stlick weiterzubringen. — Herzlichen
Dank.
(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
Herr Kienscherf von der SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Ich glaube, dass es klug
ist, was die Senatorin gesagt hat: Die Behoérde wird
jetzt beauftragt, mit den Bezirken zusammen Fla-
chen zu identifizieren und diese gemeinsam mit In-
vestoren zu entwickeln, und dann kénnen wir in
der Burgerschaft oder den Bezirken in Ruhe die
einzelnen Projekte beraten. Ich glaube, es macht
keinen Sinn, dass wir vor der Priifung tber die Pri-
fung beraten.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wir kdnnen ja
eine Grundsatzdebatte flihren!)

Von daher tun wir gut daran, dass es losgeht mit
dem Wohnungsbau,

(Birgit Stéver CDU: Waren unsere Vorschla-
ge nicht gut genug?)

dass es losgeht mit der Projektentwicklung, anstatt
hier endlos zu debattieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber ein, zwei Sachen will ich dann doch sagen.
Liebe Frau Stover, Ihr Beitrag — mein Kollege Duge
hat es schon erwahnt — ist verwirrend, ja erschit-
ternd. Ich fand ihn eher erschiitternd. Sie fragen,
wie weit Hamburg eigentlich noch wachsen solle.
Liebe Frau Stover, das entscheiden nicht wir. Wir
werden keine Mauer um diese Stadt bauen, wenn
die Menschen hierher kommen. Diese Stadt hat
immer durch den Wandel gelebt. Diese Stadt hat
immer von Dynamik gelebt. Im Gegensatz zu an-
deren Gegenden, die vergreisen, hat Hamburg die-
se demografischen Probleme nicht.

(Dennis Thering CDU: Das haben wir der
SPD zu verdanken!)

Wir leben von der Zuwanderung. Wir leben vom
Wandel. Unser Ziel ist es, dass wir allen Menschen
hier eine bezahlbare Wohnung bieten wollen. Das
ist keine Gefahr fur Hamburg, sondern eine Chan-
ce fur die Entwicklung unserer Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und in welchem Rahmen sich das abspielt, hat die
Senatorin doch gesagt.

Dann kann ich es auf der anderen Seite Uberhaupt
nicht verstehen, dass Sie, wenn Sie so etwas aus-
fihren, nur Monate vorher dem Senat sagen, nicht
10 000 Wohnungen seien gefordert, sondern es
missten 14 000 und mehr gebaut werden.
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(Birgit Stéver CDU: In einem Wohnungs-
markt, nicht in zwei!)

Das haben Sie vor Monaten hier gefordert, und
heute sagen Sie auf einmal: Mein Gott, wie weit
soll Hamburg denn noch wachsen? Nein, Sie sind
keine Alternative. Sie haben kein wohnungspoliti-
sches Konzept. Das hatten Sie in lhrer Regie-
rungszeit nicht und das haben Sie heute immer
noch nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nebenbei: Herzlichen Dank an Herrn Meyer, dass
er sich auf den Antrag bezogen hat. Ihre
Schlussfolgerungen kénnen wir leider nicht nach-
vollziehen.

Jetzt zu Frau Sudmann. Es ist doch immer wieder
dasselbe Spiel. Wenn man sich einmal anschaut,
wo die Menschen wohnen wollen, wo sie Wohn-
raum nachfragen, dann ist das — Sie haben es
selbst angesprochen — das Karoviertel, dann ist
das das Kerngebiet Eimsbittel. Da fragen die Bur-
gerinnen und Burger doch, ob wir es nicht schaf-
fen, dass endlich Wohnungsbau dazukommt. Und
dieses Stlck Gleisflache — fahren Sie einmal mit
der U-Bahn dort entlang — ist nichts Romantisches.
Das ist eher ein Loch, das danach ruft, im Karo-
viertel, in diesem innerstadtischen Bereich, neuen
Familien Wohnraum zu erméglichen. Warum gera-
de DIE LINKE dagegen ist, weil} ich nicht. Das ist
nicht sozial und es ist nicht nachvollziehbar.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und dann mit dem Thema Randgemeinden anzu-
kommen, nach dem Motto, eigentlich missten wir
dort mehr Wohnungsbau machen — Sie haben
doch selbst die peinliche Nummer miterlebt im Um-
weltausschuss, wie |hr Kollege Jersch gekampft
und gesagt hat, nein, wir durfen nicht in den Au-
Renbereichen bauen, wir missen die Griinflachen
erhalten.

(Dennis Thering CDU: Da hat er recht! Wir
wollen nicht in Naturschutzgebieten bauen!)

Da frage ich mich doch ganz ehrlich: Was will DIE
LINKE eigentlich? DIE LINKE will eben nicht, dass
es fur alle Menschen bezahlbaren Wohnraum in
dieser Stadt gibt, sondern DIE LINKE will, dass
Wohnraum weiterhin knapp wird, weil sie davon
letztendlich politisch lebt, weil sie davon lebt, das
immer anzumahnen. Alternativen wollen Sie gar
nicht schaffen. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zur Flachenentwicklung. Kollegin Sudmann, Sie
wissen doch, warum die Flachenentwicklung so
zugenommen hat. Es liegt an den Einpersonen-
haushalten, die zugenommen haben und erheblich
mehr Flache in Anspruch nehmen. Wenn Sie mei-
nen, Sie wollen das reduzieren, dann stellen Sie
doch einen Antrag auf Flachenreduzierung bei

bestehendem Wohnraum. Ich méchte einmal wis-
sen, wie das in der Stadt ankommt. Anstatt dau-
ernd irgendwelche Fensterreden zu halten, stellen
Sie sich der Verantwortung,

(Farid Miiller GRUNE: Das kénnen die
nicht!)

machen Sie endlich einmal verninftige Vorschlage
und meckern Sie nicht dauernd nur herum. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Hamann von
der CDU-Fraktion hat das Wort.

(Dennis Thering CDU: Sehr gut! Endlich mal
etwas Substanz in der Debatte!)

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Keine 5 Euro war die letzte
Rede wert. Aber lassen wir einmal die nicht vor-
handenen Inhalte auflen vor. Entscheidend ist,
dass von Rot-Griin seit Monaten immer wieder die-
se Happchen-Antrage vorgelegt werden

(Beifall bei der CDU)

— meine Kollegin Stéver sagte es schon —, in de-
nen mit irgendwelchen Ideen gespielt wird, die ir-
gendwo gefunden wurden. Die werden eingebracht
und man beklatscht sich selbst, dann sagt der Se-
nat noch etwas dazu und man beklatscht sich noch
einmal, und das halt man offensichtlich fur Politik.
Das mag Ihr Politikstil sein. Wirklich bedauerlich
und problematisch ist aber, lieber Herr Kollege
Kienscherf, dass Sie sich immer wieder verwei-
gern, das dann auch einmal im Ausschuss zu dis-
kutieren.

(Ralf Niedmers CDU: Genau!)

Das nennen Sie — was haben Sie eben wdrtlich
dazu gesagt? — unnétige Diskussion. Dass wir so
etwas in diesem Haus hoéren, unnétige Diskussion
im Ausschuss, kratzt schon an unserem demokra-
tisch-parlamentarischen Selbstverstandnis.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Das, lieber Herr Kollege Kienscherf, sind Bewer-
tungen, die ich gerade in der heutigen Zeit in ganz
anderen Landern und in anderen Zusammenhan-
gen auch hore. Ich kann nicht verstehen, dass Sie
sich Uber die AfD beschweren — dass sie Fenster-
reden halt und sie dann auf YouTube verdffent-
licht —, aber das, was Sie machen, unterscheidet
sich zunehmend nur graduell.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist schabig!)

— Ja, darluber sollten Sie wirklich einmal nachden-
ken.

Es kann doch nicht sein, dass Sie einen Antrag
nach dem anderen servieren, Pressemitteilungen
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dazu herausgeben, sich beklatschen und uns die
Diskussion im Ausschuss verweigern. Dafir ist die
Arbeit im Ausschuss doch da.

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben Sie ja im-
mer gemacht! Wie viel haben Sie denn da-
mals Uberwiesen?)

Und wenn Sie doch einmal etwas Uberwiesen ha-
ben, Uber das wir diskutieren kbnnen, so wie im
letzten Stadtentwicklungsausschuss, kommt am
Rande der Sitzung die Anmerkung, in Zukunft
misse man wohl noch genauer lberlegen, was an
die Ausschisse Uberwiesen wird. Ist das jetzt
schon die Konsequenz, dass wir auch so etwas
nicht mehr diskutieren?

Herr Kienscherf, deutlich und klar: Das wird so
nicht gehen. Das entwertet die parlamentarische
Zusammenarbeit. Wenn Sie tatsachlich meinen,
nur noch diese Happchen-Antrage bringen zu mus-
sen, die Sie dann hier diskutieren und mit Ihrer
Mehrheit beklatschen lassen, um sie dann zu ver-
abschieden, werden Sie hier irgendwann allein sit-
zen. Dann koénnen Sie hier jede Menge diskutie-
ren. Dann haben Sie auch Uberhaupt keine — mit
Ihren Worten — Uberflissigen Diskussionen mehr.
Nur: Dann brauchen wir uns hier insgesamt nicht
mehr. Herr Kollege Kienscherf, so wird es nicht ge-
hen. — Danke.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Vizepréasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Hamann, bei Ihnen habe ich
genau dasselbe festgestellt wie bei Frau Stover,
namlich dass Sie bei kleinen Antrdgen nicht erken-
nen, dass sie in einem langfristigen Zusammen-
hang der Stadtentwicklungspolitik, der Innenver-
dichtung stehen.

(Birgit Stéver CDU: Weil es keinen roten Fa-
den und kein Konzept gibt!)

Sie versuchen, auseinander zu reden, was zusam-
mengehort. Das wird lhnen nicht gelingen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Jérg Hamann CDU)

Der Ausschuss ist kein Selbstzweck, sondern wir
wollen dort auch ein bisschen Substanz haben.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Wir brauchen die Vorlagen aus der Prifung, die
vom Senat kommt, und dann werden wir das im
Ausschuss diskutieren.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

— Herr Hamann, lhr Zwischenschreien nutzt lhnen
auch nichts. Lautstarke ist kein Argument.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Jérg Hamann CDU — Glocke)

Vizepréasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Hamann, ich bitte um ein bisschen MaRigung
im Ton. — Herr Duge, fahren Sie fort.

Olaf Duge GRUNE (fortfahrend): Danke schén. —
Es gibt eine Menge Flachen, die zu prifen sind,
und ich finde es wichtig, dass wir dann substanziell
darlber sprechen kénnen. Ich kdnnte mir weitere
Flachen vorstellen; es ist einmal Uber eine Uber-
bauung am Bahnhof Berne gesprochen worden,
das wissen Sie vielleicht.

(Zuruf von Karl-Heinz Warnholz CDU)

Darliber haben wir einmal nachgedacht. Und es
gibt weitere Flachen, die dazugehdren.

Ich muss mich schon sehr wundern Uber DIE LIN-
KE, die die Dichte der Wohngebiete in den Ortstei-
len in ihrer Argumentation anfiihrt. Wir haben na-
turlich keine vdllig gleiche Dichte in den Stadttei-
len. Wir wollen auch Grinflachen, Naturschutzfla-
chen und Landschaftsschutzflachen haben, die na-
turlich nicht dicht besiedelt sind und die wir auch
nicht dichter besiedeln wollen. Auf der anderen
Seite haben dicht besiedelte Gebiete, gerade das
Karoviertel, eine hohe Lebensqualitat, und es ist
sinnvoll, wenn wir das gut ausgestalten, diese Le-
bensqualitat mehreren Menschen weiter zur Verfi-
gung zu stellen. Deswegen finde ich es richtig,
wenn wir diesen Weg gehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Der aufgeregte und
sehr laute Debattenbeitrag von Herrn Kienscherf
hat gezeigt, dass ich einen Volltreffer gelandet ha-
be. Sie sind namlich nicht auf den Wohnflachen-
verbrauch eingegangen. lhr einziges Argument
war: Die vielen Singlehaushalte sind schuld. Dann
mussten Sie mir jetzt einmal erklaren, warum auf-
grund der vielen Singlehaushalte Sie im letzten
Jahr in Ihrem Wohnungsbauprogramm eine durch-
schnittliche WohnungsgroRRe von fast 90 Quadrat-
metern erreicht haben. Durchschnittlich, das heift,
wir haben viele noch gréRere Wohnungen in Ham-
burg gebaut. Fir die vielen Singles? Das hoffe ich
nicht, Herr Kienscherf.

Sie versuchen es immer so darzustellen, als sei
DIE LINKE gegen alles. Ich habe hier ein Problem
angesprochen, auf das auch Herr Duge nicht ein-
gehen wollte. Wir missen uns bei der Innenent-
wicklung Uberlegen: Was sind die Kriterien? Was
ist fir die Stadt und fur die Menschen, die bereits
verdichtet wohnen, verkraftbar? Daran wollen Sie
nicht ritteln. Sie wollen aber auch nicht an den Au-
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Rengebieten riitteln, da haben Sie Angst um — was
weild ich — lhr Wahlerpotenzial. Warum zum Bei-
spiel wollen Sie in einem Neubaugebiet wie Ober-
billwerder ohne Not flachenfressende Einfamilien-
und Doppelhauser bauen? Das ist doch keine fla-
chensparende Stadtentwicklung. Das ist, ehrlich
gesagt, Humbug.

(Beifall bei der LINKEN)

Und was ich am besten finde, ist, dass Sie sagen,
Sie wollten keine endlose Debatte fiihren. Deswe-
gen Uberweisen Sie den Antrag nicht. Das ist un-
sere erste Debatte und lhr erster Beitrag in dieser
Legislaturperiode — und auch in der letzten — zum
Thema Uberbauung von Gleisen; das war lhr
Hauptpunkt. Ich kann Herrn Hamann nur recht ge-
ben: Das Parlament, in das Sie sich haben wahlen
lassen, Herr Kienscherf, lebt von Debatten. Wenn
wir keine Debatten fihren, was sollen wir denn
sonst hier machen? Wollen Sie einen Hakelklub
aufmachen? Ohne mich.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie, Herr Kienscherf, und Sie, Herr Duge,
sagen, wir kdnnten nicht ohne Substanz reden und
brauchten erst einmal den Senat dafur, frage ich:
Haben Sie im vergangenen Jahr oder zu Oppositi-
onszeiten nur substanzlose Antrdge gestellt? Wir
wollen die Diskussion im Ausschuss haben. Wir
wollen mehr Substanz heranbringen. Und wenn
Sie jetzt sagen, Sie hatten das schon diskutiert —
okay, es ist das Vorrecht der Regierungsfraktio-
nen, mit dem Senat interne Diskussionen zu flh-
ren. Aber wir als Opposition wollen gemeinsam mit
Ihnen diskutieren, und dem verweigern Sie sich.
Das ist ein sehr, sehr schlechter Stil.

(Beifall bei der LINKEN und der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Nun bekommt Herr
Meyer von der FDP-Fraktion das Wort.

Jens Meyer FDP: Zunachst zu Frau Sudmann, be-
vor ich es vergesse: Einzelhduser und Doppelhdu-
ser gehoren offensichtlich nicht zu lhrem Weltbild
dazu.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Zum
Stadtbild!)

Das habe ich jetzt gelernt.

Ich finde den Gedanken, Gleise im innerstadti-
schen Bereich zu Uberbauen, gar nicht so abwe-
gig. Das kann man natirlich auch am Rande der
Stadt machen, da baut man dann vielleicht Einzel-
oder Doppelhauser auf dem Deckel, aber dariiber
reden wir eigentlich weniger. Wir reden Uber die
Flachen, die sich schlicht und einfach anbieten fir
eine Uberdeckelung, und insofern verstehe ich die
grolRe Aufregung nicht.

Der Antrag, Herr Kienscherf, von Ihnen und den
GRUNEN ist gar nicht schlecht. Wir stimmen dem
zu. Wir finden das verninftig. Wir finden sogar,
dass die AfD-Erganzung durchaus mitbesprochen
werden sollte, weil sie im Grunde das Spektrum
der Mdglichkeiten noch etwas erweitert. Auf das
Beispiel Willy-Brandt-Strafe bin ich schon einge-
gangen; es gibt sicherlich noch viele andere Bei-
spiele, die man anfiihren kénnte.

Die Senatorin hat richtigerweise darauf hingewie-
sen — und ich hatte es auch schon angespro-
chen —, dass die technische Umsetzung dieser
MafRnahme durchaus schwierig ist. Man kann nicht
einfach sagen, tolle Idee, wir Giberbauen die Glei-
se, sondern es gibt Larmschutzanforderungen, sta-
tische Herausforderungen et cetera. Insofern ist
aus meiner Sicht in der Tat der Stadtentwicklungs-
ausschuss der Ort, wo man darlber noch einmal
sachlich und mit fachlicher Beratung sprechen soll-
te. Dass Sie unsere Antrdge nicht an den Aus-
schuss geben, haben wir nun schon leidvoll erfah-
ren, aber dass Sie noch nicht einmal lhre eigenen
Antrage

(J6rg Hamann CDU: Ja, das ist das Un-
glaubliche!)

im Auss_chuss diskutieren lassen wollen, ist natir-
lich an Uberheblichkeit nicht zu Uberbieten.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Es ist jdAmmerlich fir Rot-Grin, wenn Sie dazu
nicht in der Lage sind. Ich bin gespannt auf die Ab-
stimmung.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer mdchte nun also zunachst die Drucksache
21/8326 an den Stadtentwicklungsausschuss uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist dieses Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wer mochte die Drucksache 21/8488 an den
Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch die-
ses Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache
und beginnen mit dem Antrag der AfD-Fraktion aus
Drucksache 21/8488.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag mit grofer Mehrheit abgelehnt.
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SchlieBlich kommen wir zum Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/
8326.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Antrag angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 66, Drucksa-
che 21/8347, gemeinsamer Antrag der Fraktionen
der SPD, CDU, GRUNEN und LINKEN: Landtag
und Birgerschaft bekennen sich zur S4 und for-
dern Unterstitzung des Bundes.

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN
und LINKEN:

Landtag und Biirgerschaft bekennen sich zur
S4 und fordern Unterstiitzung des Bundes

— Drs 21/8347 -]

Wer wiinscht dazu das Wort? — Frau Friederichs
von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Martina Friederichs SPD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der
Schleswig-Holsteinische Landtag und die Hambur-
gische Burgerschaft bekennen sich gemeinsam
zum Bau der S4 und fordern die Unterstiitzung des
Bundes.

(Beifall bei der SPD)

Wir senden eine klare Botschaft aus: Hamburg und
Schleswig-Holstein kdampfen gemeinsam fiir den
Ausbau des Schienenverkehrs zwischen den bei-
den Landern.

Der jingst neu geschaffene gemeinsame Aus-
schuss der Lander Hamburg und Schleswig-Hol-
stein hat bereits erste Ergebnisse vorzuweisen.
Damit unterstreicht er seine Bedeutung fur die Zu-
kunft der Nachbarstaaten. Eingesetzt auf Initiative
von Rot-Griin in Hamburg und Rot-Griin-Blau in
Kiel ist der Ausschuss oder genauer gesagt die
beiden gemeinsam tagenden Ausschiisse Anfang
Mérz erstmals hier in Hamburg zusammengekom-
men — ein echter Meilenstein der parlamentari-
schen Zusammenarbeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auf der Tagesordnung der ersten Sitzung standen
verschiedene Verkehrsprojekte wie die S4, die
Verlangerung der S21, der Ausbau der A 7 — auch
ein sehr wichtiges verkehrspolitisches Thema —,
sowie wirtschaftspolitische Themen: grenzuber-
schreitendes Gewerbegebiet Rahlstedt/Stapelfeld,
Hafenschlickentsorgung und die Landesentwick-
lungsstrategie Schleswig-Holstein 2030. Die kunfti-
gen Aufgaben des Gremiums werden weiterhin
vielfaltig und herausfordernd sein. Insbesondere
gemeinsame Verkehrs-, Wirtschafts-, Bildungs-,

Wissenschafts-, Umwelt- und Justizpolitik wird uns
beschéaftigen. Die Liste der angemeldeten Themen
ist bereits vielfaltig, unter anderem die Norddeut-
sche EnergieWende NEW 4.0, das Gastschulab-
kommen, die Justizvollzugskooperation und der
Freie-Elektronen-Laser XFEL.

Wahrend der ersten Sitzung war eines der zentra-
len Themen die Mobilitdt. Dieses Thema beschaf-
tigt viele Burgerinnen und Birger in Hamburg und
in Schleswig-Holstein. Viele Menschen — ich selbst
gehdre auch dazu — pendeln jeden Morgen in das
Nachbarbundesland, um zur Arbeit zu gelangen.
Eine gute verkehrliche Anbindung ist Gold wert
und schafft neben der Zeitersparnis wahre Lebens-
qualitat. Dass sich die Zusammenarbeit mit
Schleswig-Holstein in diesem Bereich verbessert,
zeigte sich wahrend der Auftaktsitzung auch bei
der gemeinsamen Baustellenkoordination im Nor-
den, und auch im Schienenverkehr investieren wir
und suchen den Schulterschluss mit dem Nachbar-
bundesland.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber bei all der Begeisterung: Diese Projekte sind
keine Selbstlaufer, gerade wenn es darum geht,
die benétigten Bundesmittel einzuwerben. Wir
missen und werden mit Schleswig-Holstein weiter
mit einer Stimme sprechen und unser politisches
Gewicht in die Waagschale werfen, um gemein-
sam das CSU-gefiihrte Bundesverkehrsministeri-
um mit mehr oder weniger sanftem Druck dazu zu
bringen, endlich auch im Norden zu investieren —
ein Erfolg, der sich schon bald sehen lassen wird.
Unsere Forderungen an das Verkehrsministerium
sind noch nicht erschopft. Heute werden wir sie be-
kraftigen und wollen gemeinsam mit unseren Kolle-
ginnen und Kollegen aus Schleswig-Holstein ein
weiteres Bekenntnis zur S4 abgeben.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdgge
GRUNE)

Unser Antrag, der im Ubrigen in der vergangenen
Woche wortgleich im Schleswig-Holsteinischen
Landtag verabschiedet wurde, bekraftigt diese For-
derung und zeigt zugleich den Weg, den wir ein-
schlagen wollen. Wir wollen eine enge Zusammen-
arbeit mit unserem Nachbarbundesland. Wir wollen
uns gegenseitig unterstitzen, Aufgaben und ge-
meinsame Herausforderungen bewaltigen, und wir
wollen in freundschaftlicher und produktiver Ar-
beitsatmosphare unser gutes nachbarschaftliches
Verhaltnis weiter ausbauen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich freue mich sehr, dass die Parlamente in Ham-
burg und Kiel nun enger kooperieren, und bitte Sie
um Zustimmung fur unseren Antrag. Und ich freue
mich ebenso sehr, dass neben der Koalition die
CDU und DIE LINKE mit uns gemeinsam diesen
Antrag eingebracht haben und so der Ausbau des
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offentlichen Nahverkehrs in der Metropolregion
weiter Fahrt aufnehmen kann. — Ich danke lhnen.

(Beifall bei der SPD und bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Thering das Wort.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Hamburg ist
das Herz der Metropolregion. Hamburg ist der Ver-
kehrsknotenpunkt Norddeutschlands, und Ham-
burg ist der Warenumschlagplatz von und nach
Nordeuropa. Kein anderer Verkehrstrager kann die
daraus erwachsenen Mobilitdtsbedlrfnisse ver-
schiedener Art so effizient befriedigen wie die
Schiene. Die CDU-geflihrte Bundesregierung hat
diese Zeichen der Zeit sehr schnell erkannt und
auch gleich gehandelt. Fur das Ziel mehr Kapazitat
im Personen- und Guterverkehr auf der Schiene
wird der Bund Uber den Bundesverkehrswegeplan
bis 2030 insgesamt 42 Milliarden Euro in den Aus-
und Neubau der Schieneninfrastruktur investieren.
Das ist eine zukunftsorientierte und gute Verkehrs-
politik, und deshalb gilt unser ausdrtcklicher Dank
der CDU-geflihrten Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU)

42 Milliarden Euro — das muss man sich einmal auf
der Zunge zergehen lassen. Das sind umgerech-
net 52 Elbphilharmonien. Kurzum, das ist ein
grolRer Wurf fur die Schieneninfrastruktur in unse-
rem Land.

Doch es gibt leider auch Wermutstropfen. Erstens
weckt diese gigantische Summe natlrlich Begehr-
lichkeiten in anderen Bundeslandern. Zweitens ist
auch diese Summe endlich, was unweigerlich zu
Drittens fuhrt: Es herrscht ein extremer Wettbe-
werb zwischen den Bundeslandern um diese For-
dermittel. Deshalb war es absolut richtig, dass
Hamburg und Schleswig-Holstein einen gemeinsa-
men Antrag flir den Bau der neuen S4 zwischen
Hamburg und Bad Oldesloe beim Bund gestellt ha-
ben. Dies gilt umso mehr, wenn man bedenkt,
dass mit der in Planung befindlichen festen Feh-
marnbeltquerung ohnehin auf mittlere Sicht weiter
steigende Pendlerzahlen im kommenden Jahr-
zehnt und grofRe Herausforderungen im Personen-
aber auch — und das darf nicht zu kurz kommen —
im Guterverkehr auf den Nordosten Hamburgs und
den Sidwesten Schleswig-Holsteins zukommen
werden. Die S4 wirde den Personenverkehr ver-
bessern und zugleich Gleiskapazitaten fir den Gu-
terverkehr freimachen.

Es ist klar, dass es bei einer Investitionssumme
von ungefahr 915 Millionen Euro einer gemeinsa-
men Kraftanstrengung aller Akteure bedarf. Dazu
zahlen neben den beiden genannten Bundeslan-
dern Hamburg und Schleswig-Holstein vor allem
die Deutsche Bahn als Netzbetreiber, aber auch

der Bund als Eigentiimer des Schienennetzes. Die
Betonung liegt hier allerdings auf gemeinsam. Als
wir vor einigen Wochen den Antragsentwurf be-
kommen haben, habe ich, das muss ich ehrlich zu-
geben, etwas Kopfschmerzen bekommen. So
wichtig uns allen dieses GrolRprojekt ist, die in dem
Entwurf einseitig dem Bund zugeschriebene Finan-
zierungsverantwortung ging dann aber doch ein
bisschen zu weit. Denn es ist wie im normalen Le-
ben, lieber Herr Buschhiter, lieber Herr Bill: Wenn
Sie sich mit Ihrem Partner oder lhrer Partnerin ge-
meinsam ein Auto kaufen wollen, ist es einfach un-
anstandig, wenn Sie stadndig nach dem Geld des
anderen gieren und lhre eigenen Verpflichtungen
schlank unter den Tisch kehren. So machen wir
keine Politik in Hamburg.

(Beifall bei der CDU)

Als wir als CDU einen Anderungsvorschlag vorge-
legt haben, der dementsprechend eine absolute
Selbstverstandlichkeit, ndmlich die eigene Finan-
zierungsverantwortung, noch einmal deutlich her-
ausgestellt hat, waren wir gelinde gesagt wenig be-
geistert, als wir gehoért haben, der Antrag sei im
Schleswig-Holsteinischen Landtag schon durchge-
gangen und deshalb kénne man hier nichts mehr
andern. Meine Damen und Herren, das machen
Sie bitte kein zweites Mal mit uns. Wenn wir kiinftig
weiterhin interfraktionelle Antrage landeribergrei-
fend machen wollen, dann dirfen wir nicht vor
vollendete Tatsachen gestellt werden, sondern
mussen die Mdglichkeit haben, noch einmal ver-
ninftig nachzubessern.

(Beifall bei der CDU)

Und so folgten auf die Kopfschmerzen Kopfzerbre-
chen: Ja oder Nein? Gehen wir nun mit auf den
Antrag oder lassen wir es sein? Wir sind dann
doch mit hinaufgegangen, weil wir im weiteren Pro-
zess der politischen Begleitung die faire Leistungs-
verteilung zwischen den einzelnen Akteuren be-
achten werden. Wenn uns und den Kollegen in
Schleswig-Holstein — wovon ich fest ausgehe — der
Schienenverkehr im Norden etwas wert ist, dann
mussen wir alle gemeinsam an einem Strang zie-
hen, dann mussen wir gemeinsam anpacken und
alles daflir tun, dass diese S4 am Ende des Tages
zum Erfolg wird. — Herzlichen Dank fur Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Herr Bill das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der schleswig-hol-
steinische Umweltminister Robert Habeck wird im
"Hamburger Abendblatt" vom 24. Marz, dem ver-
gangenen Freitag, zitiert mit der Aussage — ich
glaube, es stand auch in der Uberschrift —:
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"[...] Landergrenzen sind eigentlich eine
Damlichkeit"

Damit spielt er nattrlich auf die historisch gewach-
senen Grenzen in Deutschland an, und konkret im
Norden darauf, dass Hamburg und Schleswig-Hol-
stein einander brauchen. Wir merken das im Grun-
de im gesamten Alltag; eigentlich bemerken es
doch nur noch die Profis, wenn man sich von Ham-
burg nach Schleswig-Holstein oder von Schleswig-
Holstein nach Hamburg bewegt. Nirgendwo sonst
wird das so deutlich wie bei Verkehrsprojekten.
Denn es ist klar: Eine StralRe endet nicht einfach,
wenn die Hansestadt vorbei ist, und eine Schiene
endet nicht an der Landesgrenze, sondern fihrt
natirlich weiter nach Schleswig-Holstein hinein
oder kommt von dort. Der Hamburger Verkehrsver-
bund war schon immer ein Verbund, der Hamburg
im Namen tragt, aber in die Nachbarlander hin-
geht, mittlerweile sogar tief. Deswegen ist es gut,
dass bei der ersten Sitzung des gemeinsamen
Ausschusses der beiden Landesparlamente von
Hamburg und Schleswig-Holstein ein grolRes Ver-
kehrsprojekt beider Bundeslander auf der Tages-
ordnung stand, namlich die S4, und es ist gut,
dass wir uns jetzt mit interfraktionellen Initiativen
beider Parlamente zu dem Bau der S4 bekennen
und gemeinsam den Bund ins Boot holen wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Der Landtag in Schleswig-Holstein hat den Antrag
am vergangenen Freitag schon beschlossen — ein-
stimmig —, und ich hoffe, dass auch wir heute ge-
meinsam ein starkes Signal durch einen mdglichst
einstimmigen Beschluss hinbekommen, um dann
mit diesem Signal in die Verhandlungen mit dem
Bund zu gehen. Es ist wichtig, dass beide Landes-
parlamente an einem Strang ziehen und wir mit ei-
ner Stimme dem Bund gegenibertreten. Es geht
wirklich um viel Geld, das fiir dieses Projekt beno-
tigt wird, und wir dirfen nicht vergessen, dass wir
in Konkurrenz zu Projekten in ganz Deutschland
stehen; natlrlich wollen auch andere Bundeslan-
der ihre Schieneninfrastruktur ausbauen.

Die Finanzierung der S4 — darlber haben wir
schon oft diskutiert — auch durch den Bund, Herr
Thering, macht Sinn. Es ist in Teilen ein Nahver-
kehrsprojekt, aber es ist eben auch ein Projekt,
das dem Fernverkehr zugutekommt, sowohl dem
Personenfernverkehr als auch dem Giuterverkehr.
Ohne dieses Projekt wird man den Zuwachs auf
der Strecke Richtung Skandinavien, der in Zukunft
kommt und der hoffentlich auf der Schiene und
nicht auf der Stralle stattfindet, nicht bewaltigen
kénnen. Deswegen finde ich es gut, dass bei der
Diskussion im Ausschuss Bundeslandgrenzen kei-
ne Rolle mehr spielen, und ich hoffe, dass wir es
hinbekommen, dass die Bundestagsabgeordneten
sowohl aus Schleswig-Holstein als auch aus Ham-

burg sich gemeinsam im Bundestag dafiir einset-
zen, dieses Projekt auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Hamburg hat schon sehr viel Geld investiert in die
Planung, das ist alles Geld, das wir zurzeit im
Grunde vorschielen. Es ist klar, dass Hamburg
und Schleswig-Holstein sich finanziell an dem Ge-
samtprojekt beteiligen werden. Was wir jetzt brau-
chen, ist eine klare Aussage vom Bund, dass auch
er seinen Anteil dazugibt, damit wir hier einen ent-
scheidenden Schritt weiterkommen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich kann mich dank
meiner Vorrednerinnen und Vorredner kurz fassen.
Ich méchte noch einen Aspekt verdeutlichen: Die
Bahnstrecke von Hamburg nach Libeck ist die
bestgenutzte Bahnstrecke des Landes Schleswig-
Holstein. Zehntausende von Menschen brauchen
diese Strecke, um nach Hamburg zur Arbeit und
zurickzukommen. Wir wissen alle — Herr Buschhu-
ter weill es am besten —, dass die S4 eine ganz al-
te Forderung gerade auch aus dem hamburgi-
schen Stadtteil Rahlstedt ist. Wenn wir jetzt eine
attraktive Bahnverbindung bekommen, haben wir
die Chance, dass sowohl der motorisierte Indivi-
dualverkehr, also der Autoverkehr, als auch der
Lkw-Verkehr gesenkt werden konnen. Das ware
gut fur die Umwelt, und deswegen wéare es gut,
wenn es geschafft wird, dass diese S4 kommt. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Dr. Schinnenburg das
Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die FDP ist aus den
bereits genannten Grinden — es gibt Ubrigens
noch ein paar mehr, Stichwort Entlastung des
Hauptbahnhofs — selbstverstandlich ebenfalls da-
far, dass die S4 gebaut wird, und wir werden die-
sem Antrag auch zustimmen. Aber — ich kann es
Ihnen nicht ersparen — die S4 hat ein Problem. Sie
hat das Problem, dass sie von der falschen Behor-
de verwaltet wird, und zwar sowohl in Hamburg als
auch der Deutschen Bahn. Denn was bisher im
Bereich S4 passiert ist, ist nichts anderes als
Schlamperei. Horen Sie sich das einmal an.

Es geht einmal um die zeitlichen Verzégerungen.
Es war Februar 2013, als der damals reine SPD-
Senat im Verkehrsausschuss mitteilte: Fertigstel-
lung der S4 im Jahre 2020. Von heute aus sind
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das gerade noch drei Jahre. Sie haben nicht ein-
mal angefangen. Im November 2015, nur zwei
Jahre spater, hieR es dann: Baubeginn 2021. Im
Februar dieses Jahres, also vor gut einem Monat,
las man im "Hamburger Abendblatt": Fertigstellung
eventuell im August 2027. Das war fir mich An-
lass, den Senat zu fragen, was er denn nun eigent-
lich aktuell denkt, wann die S4 fertig sein wird. Ant-
wort — ich zitiere —:

"Sobald vollziehbares Planrecht vorliegt und
die Finanzierung gesichert ist."

— Zitatende.

Meine Damen und Herren, was fur eine jammerli-
che Antwort. Dieser Senat, der selbst vor vier Jah-
ren sagte, wir wirden 2020 fertig, kann jetzt nicht
einmal ein Datum nennen. Das ist nichts anderes
als schlampig. Dieser Senat gefahrdet ein sehr
wichtiges Projekt, namlich die S4, durch seine
schlampige Arbeit.

(Beifall bei der FDP)

Und nicht anders ist es mit den Kosten. Im Februar
2013, etwa zur gleichen Zeit, als auch die Ge-
schichte mit der Fertigstellung kam, konnten wir im
"Hamburger Abendblatt" nachlesen, das koste
350 Millionen Euro. Im Dezember 2013 gab es ei-
ne Senatsdrucksache, in der es hiel3, 630 Millionen
Euro — innerhalb von wenigen Monaten also eine
Verdopplung — mit einer Kostenrange von plus/mi-
nus 30 Prozent. Wenn man das ausrechnet — kei-
ne Angst, das habe ich flr Sie schon getan —,
dann sollte es laut Senatsdrucksache im Septem-
ber 2013 maximal 819 Millionen Euro kosten. Zwei
Jahre spater: neue Senatsdrucksache. Neue
Drucksache, neue Kosten; jetzt sind es bereits
914 Millionen Euro, also noch einmal locker
300 Millionen Euro oben drauf. Und das war noch
fur eine abgespeckte Version, fir die 630 Millionen
Euro sollte es wesentlich mehr geben als jetzt fur
914 Millionen Euro. Man soll nicht sagen, die CDU
allein konne Kosten durcheinanderbringen, Stich-
wort Elbphilharmonie; das schafft Rot-Griin auch
ganz locker. Eine Verdreifachung der Kosten.

Noch kdstlicher ist die Begriindung in dieser Druck-
sache. Der Senat teilt mit, warum es denn nun
teurer ist, als er selbst noch vor zwei Jahren ge-
sagt hat: Es gibt eine Anderung der 16. Bundes-
immissionsschutzverordnung, und deshalb haben
wir jetzt Mehrkosten. Das Dumme ist nur: Diese
Anderung gibt es schon seit Juli 2013, also vor der
ersten Drucksache. Es gab gar keine Rechtsande-
rung. Sie haben es vielleicht nicht mitbekommen,
das mag sein, aber das ist keine Begrindung. Au-
Rerdem haben Sie gesagt, wir missten wahrend
der Bauarbeiten den Betrieb aufrechterhalten. Das
stimmt, aber das hatten Sie sich eigentlich auch
vorher Uberlegen kénnen. Auch das ist selbstver-
standlich kein Grund flir so eine drastische Preis-
steigerung. Und dann haben wir noch Kosten fir

Kampfmittelraumung und Grunderwerb. Donner-
wetter, man muss also, wenn man etwas bauen
will, nach Kampfmitteln suchen. Das ist dilettan-
tisch, meine Damen und Herren. Keiner dieser
Grinde kann begriinden, warum Sie Hunderte von
Millionen Euro mehr ausgeben wollen.

Und jetzt kommt es. Diese 914 Millionen Euro sind
nicht etwa das Ende der Fahnenstange, denn hier
steht — wortliches Zitat —:

"Noch nicht bericksichtigt ist die allgemeine
Preisentwicklung bis zum konkreten Ausfiih-
rungszeitpunkt.”

— Zitatende.

Und das sind die Preise von 2015. Wenn wir jetzt
hoéren, es werde 2027 fertig, also in zwoIf Jahren,
vertraue ich lhren mathematischen Fahigkeiten
auszurechnen, wie viele 100 Millionen Euro es
noch teurer wird.

Mit anderen Worten: katastrophale Zeitverzdge-
rung, katastrophale Kostensteigerung. Dieser Se-
nat ist von allen Verkehrsprojekten offenbar Uber-
fordert, auch von diesem. Wir unterstitzen das
Projekt; es tut mir leid, dass der falsche Senat da-
mit beschaftigt ist.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt werden Sie sagen: Es ist nur die bose FDP,
die so etwas erzahlt. Es gibt eine andere Instituti-
on, die lhre Arbeit genauso schlecht beurteilt, und
das ist die Bundesregierung. Es wurde gerade
schon vom Bundesverkehrswegeplan geredet und
dass das dort irgendwie hinein musse. Sie haben
sich intensiv bemlht — das glaube ich lhnen so-
gar —; Staatsrat Rieckhof und andere waren immer
wieder im Bund, bitte, bitte, bitte, lieber Bund,
nimm das doch auf in den Bundesverkehrswege-
plan. Wo ist es da gelandet? Im vordringlichen Be-
darf? Nein. Im weiteren Bedarf? Nein. Antwort: im
potenziellen Bedarf. Das ist eine Ohrfeige. Der
Bund weil® genau, mit so einer schlampigen Pla-
nung wollen wir das nicht so ohne weiteres im Ver-
kehrswegeplan haben. Potenzieller Bedarf — das
haben Sie in vielen Jahren geschafft. Das ist ein-
fach durftig. Sie missen handeln.

Und wenn dann im Einleitungstext steht, die Deut-
sche Bahn arbeite zielstrebig an dem Projekt, wer-
den Sie verstehen, dass wir so einem Einleitungs-
text nicht zustimmen. Deswegen sind wir nicht An-
tragsteller geworden; wir stimmen nicht dem An-
trag zu, nur dem Petitum. Die S4 — ein gutes Pro-
jekt in falschen Handen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: VVon der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht das Wort.
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Detlef Ehlebracht AfD:* Verehrtes Prasidium, sehr
geehrte Damen und Herren! Wenn wir im Vorwege
gefragt worden waren, hatten wir diesem Antrag
ebenfalls zugestimmt — so viel zum Thema inter-
fraktionelles Arbeiten. Und dann lasse ich es mir
nicht nehmen, das eine oder andere noch einmal
zu wiederholen, weil ich glaube, es ist gut, einiges
zu wiederholen, was Herr Schinnenburg eben ge-
sagt hat.

Wenn von Bekenntnis die Rede ist, dann denke ich
als Christ unwillktrlich immer an das Glaubensbe-
kenntnis, und tatsachlich hat es schon den An-
schein, als ob SPD, CDU, GRUNE und LINKE um
himmlischen Beistand bitten, um das Projekt S4
noch zu einem glucklichen Ende zu fihren. Das
wird deutlich, wenn wir uns den bisherigen Verlauf
ansehen, den Herr Schinnenburg eben schon in
Teilen detailliert dargestellt hat. Bei mir fangt die
Geschichte 2011 an, als das Magazin "S-aktuell"
der Deutschen Bahn im Rahmen einer Demonstra-
tionsfahrt, an welcher Herr Senator Horch bereits
teilnahm, titelte, dass 2018 die ersten S-Bahn-Zu-
ge vom Hauptbahnhof nach Bad Oldesloe rollen
sollen. Per Daumenpeilung lag man, wie gehort,
bei 350 Millionen Euro. Ein Jahr spater, 2013, war
man schon fast doppelt so schlau; die geschatzten
Baukosten hatten sich auf 630 Millionen Euro na-
hezu verdoppelt und die Fertigstellung wurde, wir
haben es gehdrt, auf das Jahr 2020 datiert. Im
nachsten Jahr, 2014, wurde in der Drucksache
20/10332 festgehalten, dass die Entwurfs- und Ge-
nehmigungsplanung bis 2016 erledigt sein und die
Planfeststellung bis 2018 erfolgt sein solle, um
gleich anschlieRend mit dem Bau zu beginnen. Um
Ihre Konzentrationsfahigkeit nicht weiter zu strapa-
zieren, mache ich einen Sprung in die heutige Zeit,
2017. Die Kosten haben sich um ein weiteres Drit-
tel auf den Zwischenstand von 914 Millionen Euro
erhoht, die Milliarde ist in greifbarer Nahe und die
Milliarde wird gegriffen werden. Die Entwurfs- und
Genehmigungsplanung ist in Teilen noch nicht fer-
tiggestellt — sie sollte, wie gesagt, 2016 abge-
schlossen sein. Die Planfeststellung, die kommen-
des Jahr fertig sein sollte, hat dann erst in einem
kleinen Teilabschnitt begonnen. Vor vier Jahren
wurde gesagt, dass 2020 die erste Bahn auf der
neuen Strecke rollen werde, Stand heute ist dann
mit Glick in einem Teilabschnitt mit dem Bau be-
gonnen worden. Das ist schon eine mittlere Kata-
strophe. In dieser Situation die Hande gen Himmel
zu strecken, ein Bekenntnis abzugeben und auf
himmlischen Beistand zu hoffen, bringt aber nichts.
Statt Bekenntnisse abzulegen, sollten Sie analy-
sieren, was die Ursachen fir diese — man muss
sagen: fast schon gewohnte — Kostenexplosion
und die zeitlichen Verzégerungen sind. Diese gilt
es abzustellen. Ein "Weiter so" oder ein "Augen zu
und durch" wirde aus der mittleren Katastrophe ei-
ne grol3e Katastrophe machen.

Die Gelegenheit nutzend, mochte ich das Thema
Schallreduzierung bei dieser Streckenfihrung an-
sprechen. Auf der einen Seite moniert Rot-Griin
das Zerschneiden von Stadtteilen durch im Ein-
schnitt laufende Gleisanlagen. Dabei sprachen wir
von Streckenldngen, die gerade einmal ein paar
Hundert Meter lang sind und an denen sich seit
Jahrzehnten keiner stért — bis zu dem Antrag, den
wir vorhin debattiert haben. Einen Antrag spater
findet die gleiche rot-griine Regierung es voéllig nor-
mal, wenn in diesem Fall auf einer 3 Kilometer lan-
gen Strecke — ich rede nur von dem ersten Teilab-
schnitt — durchgehend eine 6 Meter hohe Schall-
schutzwand errichtet wird. Die hat dann keine tren-
nende Wirkung? Gut, so unterschiedlich kann
Wahrnehmung sein. Und es werden noch etliche
Kilometer mehr dieser 6 Meter hohen Wande hin-
zukommen. Das ist ein schones Beispiel fiir Regie-
rungslogik. Inwiefern wurde geprift, ob durch Nut-
zung einer Abschirmeinrichtung, die handelsublich
als Aufsatz konzipiert ist, und einer schallabsorbie-
renden Wandverkleidung, die bei gegenuberlie-
genden Reflektionsflachen ohnehin geboten ist,
die Hohe der Wand auf ein Mall zu reduzieren,
welches ein Mindestmall an Fahrkomfort gewahr-
leistet? Fahrkomfort — ein Wort, das so gut wie nie
auftaucht in diesen Planungen. Oder wurden hori-
zontal verlaufende transparente Elemente bertick-
sichtigt? Nichts Genaues weil3 man nicht. Naturlich
sollen Anwohner vor dem zu erwartenden Larm
geschitzt werden. Aber folgt daraus zwangslaufig,
dass Millionen von Fahrgasten in einem Trog zur
Arbeit zu fahren haben? Der Weisheit letzter
Schluss kann hier noch nicht vorliegen, und ich
hoffe, dass die Regierung dies auch so sieht.

Apropos Reisekomfort: Dacher auf Bahnhofen, da-
mit Reisende nicht im Regen stehen missen, kom-
men bei lhnen anscheinend ganzlich aus der Mo-
de. Noch ein Punkt, der nach den ersten visuali-
sierten Entwirfen der Deutschen Bahn zu diskutie-
ren sein wird.

Die S4 ist ein absolut notwendiges Projekt. Es ist
gut, durch und durch gut, wie wir in der Vergan-
genheit an diversen Stellen betont haben. Die Aus-
fihrung hingegen lasst allerdings wieder extrem zu
winschen Ubrig, was uns in den kommenden Jah-
ren sicher noch oft beschéaftigen wird. Bleibt eigent-
lich nur zu hoffen, dass lhr Bekenntnis den ge-
wunschten Beistand in Form von diesen dringend
bendtigten, notwendigen Mitteln des Bundes ge-
wahrleistet. Aber daflir hatte es im Grunde genom-
men keines Bekenntnisses bedurft, sondern sau-
berer Vorarbeit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Senatorin Dr. Stapelfeldt das Wort.
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Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr verehr-
te Prasidentin, meine Damen und Herren! Heute
vertrete ich Herrn Horch und darf Sie sehr herzlich
von ihm graRen.

Gemeinsam mit Schleswig-Holstein und der Deut-
schen Bahn bereitet der Senat mit Hochdruck den
Bau der neuen S-Bahn-Linie 4 vor. Diese neue Li-
nie wird fir den Nah-, Fern- und Guterverkehr Ent-
lastung und neue Kapazitaten schaffen. Im gesam-
ten Einzugsbereich der S4 werden insgesamt rund
250 000 Menschen von der neuen Linie profitieren.

Fir den Senat darf ich Ihnen ausdriicklich sagen,
dass wir sehr begriiRen, dass es eine so breite Un-
terstitzung fir dieses Vorhaben hier im Plenum
der Birgerschaft gibt, darf den Fraktionen der
SPD, der CDU, der GRUNEN und der LINKEN
ausdricklich dafir danken. Und ich sehe auch,
dass bei den anderen Fraktionen Zustimmung zu
diesem Projekt da ist. Vom Senat aus: Herzlichen
Dank fur diese breite Unterstitzung.

(Beifall bei der SPD)

Eine S-Bahn-Anbindung von Rahlstedt, Tonndorf,
Wandsbek, Ahrensburg bis nach Bad Oldesloe
und damit eine deutliche Verbesserung des Ange-
botes im 6ffentlichen Nahverkehr ist fir die dort le-
benden Menschen dringlich. Wir wollen die Verbin-
dung in die Metropolregion mit der S4 starken, und
wir wollen Raum schaffen auf den vorhandenen
Fernbahngleisen fir Verbesserung im Fern- und im
Guterverkehr.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Das wird auch, und das ist sehr wichtig, eine Entla-
stung fur den Hauptbahnhof bedeuten.

Unser Ziel ist es, eine rechtzeitige Realisierung zur
Inbetriebnahme der Festen Fehmarnbeltquerung
sicherzustellen und den transeuropaischen
Schienenverkehr zwischen Hamburg und Lubeck
zu entlasten.

Es plant die Deutsche Bahn und nicht die Stadt.
Die Deutsche Bahn Netz AG hat mit Intensitat die
Planung vertieft und vorangetrieben. Und Voraus-
setzungen, das wissen Sie, sind die gesicherte Fi-
nanzierung und ein vollziehbares Planrecht.

Bereits am 8. August des vergangenen Jahres
konnten die gesamten Unterlagen fiir das Planfest-
stellungsverfahren im ersten Abschnitt auf Ham-
burger Gebiet eingereicht werden. Und dieser Ab-
schnitt reicht von der S-Bahn-Station Hasselbrook
in Eilbek Uber Marienthal bis zur Luetkensallee in
Wandsbek.

Sie wissen — und das hat die Diskussion heute
schon ergeben —, dass die Finanzierung dieses
gemeinsamen Projekts nicht trivial ist. Da die Mal-
nahme sowohl Fernverkehrszwecken als auch
Nahverkehrszwecken dient, sehe ich ausdriicklich

den Bund in der Pflicht, Mittel fur die Fernverkehrs-
infrastruktur und nach der GVFG-Forderung unter
anteilsmafiger Beteiligung der Lander bereitzustel-
len.

(Beifall bei der SPD)

Schon an diesem Gesichtspunkt sehen Sie, wie
bedeutend die Zusammenarbeit von Bund und
Landern ist, und natirlich dies nicht nur auf der
exekutiven Ebene, sondern auch der Parlamente.
Fir diese Finanzierung werden wir beim Bund die
Anrechnung von Nutzen durch Entlastung des
Knotens Hamburg sowie durch die Anrechnung
von Malnahmen des Bundesverkehrswegeplans
einfordern.

Das Bundesverkehrsministerium hat zu diesem
Zweck schon mit der Nutzenbewertung begonnen.

Wir arbeiten auf allen Ebenen mit dem Bund in die-
ser Sache gut zusammen. Der Bund hat die S4 in-
zwischen in den neuen Bundesverkehrswegeplan
mit der Einstufung "Potenzieller Bedarf" aufgenom-
men. Aber natirlich verhandeln wir mit Nachdruck
mit dem Bund, dass die Mallnahme in den "Vor-
dringlichen Bedarf" eingestuft wird.

Nicht zuletzt wollen wir mit diesem Projekt ein
Ubergeordnetes europaisches Interesse erfilllen,
namlich dass Verbesserungen auf dem Schienen-
korridor Hamburg-Kopenhagen-Schweden erzielt
werden. Hierzu sind wir mit der Kommission in di-
rekten Gesprachen.

Also noch einmal: Hamburg und Schleswig-Hol-
stein arbeiten eng und entschlossen zur Realisie-
rung dieses Projekts zusammen. Ziel ist eine ver-
l&ssliche Finanzierungsvereinbarung mit dem
Bund, und daflr bauen wir ausdricklich auf die
Unterstlitzung der Abgeordneten in der Hamburgi-
schen Biurgerschaft, im Schleswig-Holsteinischen
Landtag und nattrlich auch im Deutschen Bundes-
tag. Ich denke, dass wir zusammen viel bewegen
kénnen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Stephan Jersch DIE LINKE)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Herr Buschhiiter von der
SPD-Fraktion, Sie haben sich zu Wort gemeldet
und bekommen es.

Ole Thorben Buschhiiter SPD: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Vielen Dank, denn es
war eine wunderbare Debatte mit sehr viel Zu-
spruch fur dieses grof3e Projekt S4, das uns seit
vielen Jahren beschaftigt. Es zeichnet dieses Pro-
jekt, glaube ich, elementar aus, dass es eine breite
Unterstiitzung hier im Parlament erfahrt, aber eben
auch landeribergreifend der Schleswig-Holsteini-
sche Landtag dort genauso fest dahintersteht. Das
ist gut fir das Projekt S4.
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(Ole Thorben Buschhiiter)

(Beifall bei der SPD)

Frau Friederichs hat eben schon die Bedeutung
des gemeinsamen Ausschusses hervorgehoben,
die Beratungen, die wir dort gefiihrt haben. Etwas
verwundert war ich tber die AuRerung von Herrn
Thering, dass Sie an der Antragsberatung nicht so
richtig beteiligt waren. Das finde ich schade. Ich
weild nicht, inwiefern das damit im Zusammenhang
steht, dass die CDU-Abgeordneten bereits nach
eineinhalb Stunden die gemeinsame Sitzung ver-
lassen hatten und an der dortigen Beratung schon
nicht mehr teilnahmen.

(Dennis Thering CDU: Ich habe es doch er-
klart! — Dr. Monika Schaal SPD: Hort, hort!)

Da ist vielleicht die eine oder andere Information
an lhnen vorbeigelaufen.

Ansonsten haben wir von den Rednern eben
schon sehr viele Vorteile gehdrt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Rednerinnen!)
— Ach was, von den Redenden!

(Beifall bei Dr. Monika Schaal SPD und Hei-
ke Sudmann DIE LINKE)

Und jetzt bleibt mir, vor allen Dingen an drei Stel-
len ein paar Sachen klarzustellen, die, glaube ich,
so nicht ohne Weiteres stehen bleiben kénnen.

Da war zum einen der Hinweis von Herrn Thering,
die Kritik von Herrn Thering, man hatte versucht,
mit dem Antragsentwurf die Finanzierungsverant-
wortung einseitig auf den Bund abzuwalzen. Das
kann ich so nun wirklich nicht stehen lassen. Die
Sache ist eigentlich sehr einfach: Fir den Fern-
und den Guterverkehr ist der Bund zustandig und
fur den Nahverkehr sind die Lander zustandig.

Nun haben wir es hier mit einem Projekt zu tun,
das dem Nahverkehr in erheblichem Male nitzt.
Wir haben eben gehort, wie sehr die Rahlstedter
darauf warten, endlich auch einmal nicht im 30-Mi-
nuten-Takt, sondern im 10-Minuten-Takt in die In-
nenstadt zu kommen und wieder nach Hause.
Aber dieses Projekt 16st eben auch erhebliche Vor-
teile, erheblichen Nutzen beim Giiter- und Fernver-
kehr aus. Es geht um nichts anderes als dass der
Bund anerkennt, dass dieser Nutzen fir den Gi-
ter- und Fernverkehr entsteht, und er fiir die Kos-
ten, die dadurch hervorgerufen werden, auch auf-
kommt.

Der Bund selbst hat vor einigen Jahren eine Kno-
tenstudie in Auftrag gegeben — da ging es um den
Hauptbahnhof und die Entlastung und ein paar an-
dere Sachen —, die zu einem erstaunlichen Ergeb-
nis kommt. FUr uns gar nicht so sehr erstaunlich,
aber fur den Bund moglicherweise. In dieser Studie
wurde empfohlen, dass der Bau der S4 das Pro-
blem des Hauptbahnhofs 16st. Und damals wurde
auch ausgerechnet, wie sich denn Kosten und Nut-
zen zwischen Guter- und Fernverkehr einerseits

und den Nahverkehr andererseits verteilen. Diese
Studie, im Auftrag des Bundes wohlgemerkt, ist zu
dem Ergebnis gekommen, dass 60 Prozent des
S4-Nutzens beim Guter- und Fernverkehr liegen
und 40 Prozent beim Nahverkehr.

Das ware an sich schon ein Hinweis darauf, wie
sich der Bund an den Kosten beteiligen konnte.
Nun hat jeder Verstandnis dafir, dass es, wenn es
sich nur um 1 Prozent verschiebt, gleich um zwei-
stellige Millionenbetréage geht. Und sowohl die Lan-
der als auch der Bund missen gegenlber ihren
Parlamenten natarlich sehr genau nachweisen,
dass man nicht Uber Gebihr an den Kosten betei-
ligt wird. Insofern ist es richtig, dass es dort eine
neue Studie gibt, die das Ganze noch weiter ver-
tieft und dort zu Empfehlungen kommt, mit denen
wir alle leben kdnnen.

Und sehr wichtig ist auch Folgendes: Das ist an
Herrn Dr. Schinnenburg gerichtet, weil Sie den
Bundesverkehrswegeplan ansprachen und er-
wahnten, dass das Projekt S4, soweit es dort er-
wahnt ist, nur im potenziellen Bedarf erwahnt ist.
Ja, das stimmt, aber gerade der Bereich
Schienenknoten Hamburg, zu dem ich lhnen sag-
te, dass diese Knotenstudie des Bundes den Bau
der S4 empfiehlt als Losung der Probleme des
Hauptbahnhofs, ist im vordringlichen Bedarf. Hier
widerspricht sich der Bundesverkehrswegeplan al-
so ein Stick weit. Und hier ist es wichtig, glaube
ich, darauf hinzuweisen, dass es an anderer Stelle
ebenfalls sehr wohl gut aussieht fur die S4. Auch
daran muss der Bund erinnert werden.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill und
Farid Miiller, beide GRUNE)

Zum Schluss moéchte ich aber noch etwas sagen
zu lhrem Vorwurf, Herr Dr. Schinnenburg. Sie
sprechen von Schlamperei. Das kann ich nun
Uberhaupt nicht auf der SPD und schon gar nicht
auf der Behorde sitzen lassen. Die S4 wird geplant
von der Deutschen Bahn, das stimmt. Im Auftrag
der Lander, das stimmt auch. Und das Projekt ist
sehr, sehr anspruchsvoll.

Es ehrt Sie, dass Sie sich sehr wiinschen, dass
das Projekt schneller vorankommt. Das wiinschen
wir uns, glaube ich, alle, aber noch wichtiger als
bloRe Schnelligkeit ist Grindlichkeit. Sie kénnen
davon ausgehen, dass das Projekt bestimmt noch
streitbefangen sein wird und auch der eine oder
andere klagen wird. Umso wichtiger ist es, mit ei-
ner griindlichen Planung in das Planfeststellungs-
verfahren zu gehen. Das Planfeststellungsverfah-
ren ist erdffnet mit der Einreichung der Unterlagen
im ersten Abschnitt. Und diesen Weg werden wir
zZielgerichtet gehen. Ich bin zuversichtlich, dass am
Ende auch das Projekt S4 auf die Zielgerade
kommt und realisiert wird. — Vielen Dank.
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Buschhiiter. Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Wir kommen also zur Abstim-
mung.

Wer mochte dem gemeinsamen Antrag der SPD,
CDU, GRUNEN und LINKEN aus der Drucksa-
che 21/8347 seine Zustimmung geben? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
einstimmig angenommen.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 42,
Drucksache 21/8237, Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Gleichstellungspolitisches Rahmenpro-
gramm und seine Umsetzung im Bereich Personal
der Freien und Hansestadt Hamburg.

[Bericht des Haushaltsausschusses zum The-
ma:

Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm
und seine Umsetzung im Bereich Personal der
FHH (Selbstbefassungsangelegenheit)

— Drs 21/8237 -]

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Frau Dobusch
von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Gabi Dobusch SPD:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ublicherweise miissen Sie sich
hier mein Klagen Uber die viel zu wenigen, muh-
sam erkampften kleinen Fortschritte im Gleichstel-
lungsbereich anhoéren. Heute ist das tatsachlich
einmal anders. Es gibt tatsachlich Positives zu be-
richten, denn das Land Hamburg geht bei seiner
Personalpolitik mit gutem Beispiel voran.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Personalbericht 2016 sind nicht nur echte Fort-
schritte festgehalten. lhm lasst sich auch entneh-
men, dass mit den MalRnahmen des Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramms in diesem Be-
reich eine insgesamt positive Entwicklung auf den
Weg gebracht wurde, die auch in Zukunft kontinu-
ierlich zur Verbesserung der Situation in der Ver-
waltung der Freien und Hansestadt beitragen wird.

Standardisierte Gleichstellungspléne, Kennzahlen,
Evaluationen, all diese sorgfaltig ausgearbeiteten
kleinen Malnahmen wirken, und zwar dann, wenn
sie konsequent umgesetzt werden. Sie wirken
nachhaltiger als jedes publikumstrachtige PR-Ge-
tue, das es auch schon einmal gegeben hatte.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist so gelungen, den Anteil von Frauen in Fuh-
rungspositionen in den Besoldungsgruppen A15
beziehungsweise E15 und héher auf 40,9 Prozent
anzuheben. Bei der Besetzung von Spitzenfunktio-
nen ist im Zeitraum von 2012 bis 2015 eine Steige-
rung von 24 auf 53 Prozent erreicht worden. Die

Planzahl im Haushalt des Personalamts zum Frau-
enanteil in Positionen der B-Besoldung lag bei
20 Prozent. Hier konnte aber der Frauenanteil tat-
sachlich auf 23,7 Prozent gesteigert werden.

Bei den Spitzenpositionen ist also noch etwas Luft
nach oben. Und dank der geringen Fluktuation
wird all das noch etwas dauern, aber die Freie und
Hansestadt ist auf einem wirklich sehr guten We-

ge.

Noch immer profitieren davon in den meisten Fal-
len die Frauen, aber beileibe nicht immer. Denn
auch das ist bereits absehbar. Es war eine kluge
Entscheidung, sowohl beim Gleichstellungspoliti-
schen Rahmenprogramm als auch beim Gremien-
besetzungsgesetz oder dem Gleichstellungsgesetz
von 2015, eben nicht ausschlielRlich auf Frauenfor-
derung, sondern auf Gleichstellung — das heif3t
Forderung des jeweils benachteiligten Ge-
schlechts — gesetzt zu haben. Mit MalRnahmen wie
der Einfiihrung von flexiblen Modellen von Arbeits-
zeit und -ort, Mdglichkeiten nach einer Phase der
Teilzeitarbeit, die Wochenarbeitszeit aufzustocken
oder in Vollzeit zuriickzukehren, wird langsam,
aber sicher auch die Bereitschaft von Mannern,
sich an Familienarbeit zu beteiligen und gegebe-
nenfalls in Teilzeit zu arbeiten, befordert, zumal
seit 2015 auch zunehmend Flhrungspositionen in
Teilzeit besetzt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es geht bei all diesen Fragen nicht nur um Geld,
aber auch. Der Trend in Hamburg geht hin zu mehr
Entgeltgerechtigkeit. Der Anteil an erwerbstatigen
Frauen in héheren Einkommensklassen hat sich in
den letzten Jahren signifikant erhoht.

Ebenso wichtig ist aber auch die gleichberechtigte
Mitwirkung von Frauen und Mannern uberall dort,
wo Entscheidungen fallen, in Ausschissen, Ar-
beitsgemeinschaften, Kommissionen, Beiraten,
Stiftungen und so weiter. Hier spiegelt sich doch
Ublicherweise die Reprasentanz der Geschlechter
in den Flhrungs- und in den Spitzenfunktionen der
Verwaltungen. Insofern ist auch mit all diesen Be-
muhungen hier ein Durchbruch zu erwarten.

(Beifall bei der SPD und bei den GRUNEN)

Aber auch hier gilt: Im Dreiklang von Gleichstel-
lungspolitischem Rahmenprogramm, Gleichstel-
lungsgesetz und Gremienbesetzungsgesetz geht
das Land Hamburg mit gutem Beispiel voran. Wir
wollen einmal sehen, ob die Wirtschaft, insbeson-
dere die offentlichen Unternehmen, entsprechend
nachziehen. Wir wirden uns dariber sehr freu-
en. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dobusch. Die Meldungen laufen hier
etwas zogerlich ein. — Frau Grunwaldt von der
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(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

CDU-Fraktion, war das eine Meldung gerade?
Dann haben Sie jetzt das Wort.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ja,
es ist keine Neuigkeit. Es ist immer wieder ein Ab-
feierthema, das von der SPD angemeldet worden
ist, aber es ist neidlos anzuerkennen, dass die vor-
gelegten Zahlen gut sind. Und es ist eine sehr gute
und unterstiitzenswerte Entwicklung. Luft nach
oben — das haben Sie, Frau Dobusch, eben schon
ausgefihrt — ist nattrlich immer. Allerdings tue ich
mich ein wenig schwer, die guten Zahlen immer
einzig und allein auf die Novellierung des Hambur-
gischen Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen
und Mannern oder auf das Gleichstellungspoliti-
sche Rahmenprogramm zurtickzufiihren.

Wir mussen auch anerkennen, dass die gesell-
schaftliche Entwicklung eine andere ist oder neue
Fahrt aufgenommen hat und hier ebenfalls eine
Rolle spielt. Immer mehr Frauen trauen sich immer
mehr zu, immer mehr Frauen wird mehr zugetraut,
und immer mehr Frauen machen Abitur, studieren
und sind hochqualifiziert eben gerade fiir solche
Flhrungspositionen. Dass sich Frauen in der Ar-
beitswelt inzwischen immer besser positionieren,
ist sicherlich nicht nur auf Vorschriften zurtckzu-
fuhren, die vonseiten der Politik kommen.

Woriber ich beim Lesen des Ausschussprotokolls
aber tatsachlich gestolpert bin und was Sie eben
auch angedeutet haben, ist, dass die Senatsvertre-
ter den Eindruck der SPD-Abgeordneten bestatigt
haben, dass zumindest ein Teil der offentlichen
Unternehmen Uberrascht gewesen sei, dass das
Hamburger Gleichstellungsgesetz auch fir sie gel-
te. Da habe ich mich dann wiederum etwas uber-
rascht gezeigt, weil es doch schon schwierig ist zu
sagen, dass der Senat hier auf der einen Seite ist
und auf der anderen Seite mehr oder weniger sei-
ne o6ffentlichen Unternehmen sind, und damit hat
er eigentlich nichts zu tun.

Damit macht man es sich etwas leicht, und das ist
auch nicht ganz richtig. Wir wissen alle, wie die
Aufsichtsrate in den o6ffentlichen Unternehmen be-
setzt sind und dass sie naturlich ein Gremium sind,
in dem entsprechend Einfluss genommen werden
konnte. Und auch den Blick auf die Internetseite,
Hamburger Beteiligungsbericht, fand ich etwas er-
nuchternd, wenn man sich bei den 6ffentlichen Un-
ternehmen und bei deren hundertprozentigen
Tochtergesellschaften anschaut, dass dort teilwei-
se gar keine Angaben zu finden sind. Ein bisschen
verhaltener zu sein, wenn es um die Feierei der
Zahlen geht, ist hier schon angebracht. Ich finde,
hier sollten gerade die 6ffentlichen Unternehmen
vorbildhaft vorangehen.

(Arno Miinster SPD: Das stimmt doch nicht,
was Sie erzdhlen! Das steht doch alles im
Bericht!)

Aber jetzt ist erst einmal der Erfahrungsbericht fiir
dieses Jahr angekiindigt. Der Erfahrungsbericht
kommt bald, und die Evaluierung nachstes Jahr.
Wir sind gespannt.

Die Vorbildfunktion ware doch schén, wenn man
den ersten Schritt in die richtige Richtung macht,
wenn man den entsprechenden Einfluss hat und
den auch nutzt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Grunwaldt. — Frau Engels von der
GRUNEN Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, dass wir zu den 6f-
fentlichen Unternehmen und zu den Gremienbe-
setzungen demnéachst einmal ausfihrlicher debat-
tieren werden, weil in diesem Jahr auch noch der
Bericht zum Gremienbesetzungsgericht aussteht.
Und den werden wir dann hier im Parlament disku-
tieren.

Ich bin mir sicher, dass fast jede Frau hier im
Raum schon einmal in ihrer beruflichen Karriere ei-
ne unfaire Behandlung erlebt hat, sei es, dass der
mannliche Kollege mehr verdient oder schneller
beférdert wird, oder sei es, dass im Bewerbungs-
gesprach einmal mehr, einmal weniger direkt nach
der Familienplanung gefragt wird.

(Dirk Nockemann AfD: Es gibt auch Manner,
bei denen das so ist!)

Wir alle kennen das. Und solche Diskriminierungen
qua Geschlecht sind leider in Deutschland immer
noch Alltag. Wir haben insgesamt einen Arbeits-
markt, der Frauen haufig ungerecht behandelt. Sie
erhalten weniger Lohn. Sie haben weniger Kar-
rierechancen. Und sie landen oft unfreiwillig in Mi-
ni- und Teilzeitjobs.

Der offentliche Dienst ist daher ein wichtiger Ar-
beitgeber, denn er verspricht einige Vorteile. Hier
finden Frauen vergleichbar sichere Arbeitsverhalt-
nisse und die Vereinbarkeit mit der Familie ist
leichter gegeben, aber die Ungleichbehandlung
von Frauen macht auch vor dem o&ffentlichen
Dienst naturlich nicht Halt. Er ist auch nur Teil der
Gesellschaft. Deswegen hat die Stadt im Gleich-
stellungspolitischen Rahmenprogramm Mal3nah-
men zur besseren Gleichstellung von Frauen for-
muliert und, wie man der Ausschussberatung ent-
nehmen kann, auch durchaus mit Erfolg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch meine Schriftichen Kleinen Anfragen zum
Equal Pay Day haben gezeigt, dass bei den héhe-
ren Einkommen mehr Frauen eingestellt werden
und viele Behérden mittlerweile die Quote erfiillen.
Frau Dobusch ging schon ausfihrlich darauf ein.
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Die Gleichstellungspléne sind auch in fast allen
Dienststellen fristgerecht in Kraft getreten.

Aber auch im o6ffentlichen Dienst sehen wir, dass
weitaus mehr Frauen als Manner Elternzeit neh-
men oder in Teilzeit arbeiten. Aulerdem profitieren
Manner viel starker von Zulagen, als Frauen dies
tun. Das hat Auswirkungen auf den ausgezahlten
Lohn. Und genau deswegen missen wir uns wei-
terhin fir mehr Geschlechtergerechtigkeit einset-
zen, auch im 6ffentlichen Dienst.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich erwdhnte es schon: In der Fihrungsfrage ist
die Stadt schon um einiges vorangekommen.
Knapp ein Drittel der FUhrungspositionen sind mo-
mentan mit Frauen besetzt. Und wenn man sich
die Neueinstellungen ansieht, haben wir da eben
auch die genannten Fortschritte. Man muss aber
auch sagen, dass die Erfolge der einzelnen Behor-
den hier durchaus unterschiedlich ausfallen, aber
Uber die Luft nach oben sind wir uns bisher alle ei-
nig.

Wir werden auferdem heute das Gesetz zur Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Familie, Pflege
und Beruf verabschieden. Das steht weiter hinten
auf der Tagesordnung. Dies ist eine MalRnahme,
die sich aus dem Gleichstellungspolitischen Rah-
menprogramm ableitet. Dabei ist es nicht nur wich-
tig, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf flr
Frauen zu verbessern, sondern auch die Familien-
arbeit insgesamt gerechter zwischen den Ge-
schlechtern zu verteilen. Denn solange vor allen
Dingen Frauen die Vereinbarkeitsfrage betrifft, sind
sie es, die zwei Aufgaben jonglieren muissen, die
Stunden reduzieren oder sogar schon bei der Be-
werbung diskriminiert werden. Meine Schriftliche
Kleine Anfrage hat eben auch gezeigt, dass Frau-
en Uberwiegend Elternzeit nehmen. Hier miissen
wir die Vater noch ein bisschen mehr motivieren.

Wir kdnnen uns also Uber einige Erfolge freuen.
Wir sind auf einem guten Weg. Mehr Frauen in
Flhrungsebenen, schnellerer Wiedereinstieg nach
Familienphasen, all das sind positive Zeichen. Und
ich bin zuversichtlich, dass wir zum Beispiel mit
Blick auf die Teilzeitverteilung in den nachsten
Jahren einige Fortschritte erleben werden, denn
unsere Gesellschaft ist dabei umzudenken.

Frauen brauchen fur ihre Arbeitsbedingungen gute
Aufstiegschancen und existenzsichernde Renten.
Daflir brauchen wir mehr Gleichstellung im Beruf
und daftr brauchen wir auch mehr Gleichstellung
im 6ffentlichen Dienst. Da sind wir auf einem guten
Weg. Lassen Sie uns daran weiterarbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Engels. — Herr Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE, Sie haben jetzt das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Meine Damen und Herren! Das
ist schon ein Kreuz, dass man Uber dieses Thema
immer wieder reden muss.

(Gabi Dobusch SPD: Du hast ja noch nicht
so oft!)

Ich muss auch zugeben — ich bin lange in der Blr-
gerschaft —, dass man jedes Mal dartber debattie-
ren muss. Und man fragt sich, ob das eigentlich
sinnvoll ist und ob man wirklich etwas erreicht und
ob es wirklich notwendig ist. Ich habe noch einmal
nachgeschaut. Im Statistischen Bundesjahrbuch
wird festgestellt, dass es immer noch so ist in die-
sem Jahr, dass Manner 21 Prozent mehr verdie-
nen als Frauen. Das ist doch ein Wahnsinn,

(Farid Miiller GRUNE: Du weiRt auch,
warum! — Heike Sudmann DIE LINKE: Herr
Mdller weif3, warum!)

wenn man feststellt, dass die Qualifikation im We-
sentlichen gleich ist. Und dementsprechend ist es
doch absolut notwendig, dieses Thema weiterhin
zu behandeln, um es nachzuvollziehen und zu
schauen, wie die Situation im Bereich von Ham-
burg ist.

Entscheidend ist dabei naturlich die Fragestellung,
die immer genannt worden ist, namlich die der
weiblichen Fihrungspositionen. Die finde ich auch
ein wichtiges Kriterium, weil es unter anderem na-
turlich in dieser statistischen Grundlage ein bedeu-
tendes Thema ist. Ich muss zugeben, dass ich
stolz bin, in einer Fraktion zu sein, in der ich zwei
Chefinnen habe als Fraktionsvorsitzende, eine
Frau als Parlamentarische Geschéftsfihrerin, eine
Frau als Fraktionsgeschaftsfiihrerin, eine Frau als
Vizeprasidentin. Dementsprechend darf ich als
Mann jetzt diese Rede halten und bin dariiber sehr
froh.

(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Die Geschaftsflhrerin ist gar nicht dei-
ne Chefin!)

— Sie ist nicht meine Chefin, aber wer wei3? Das
weill man nicht so genau. Eigentlich tut sie doch
haufig so. Und ich glaube, dass sie auch ganz
schon kraftig ist. So weit zu dem.

Ich denke, dass die wesentlichen Ergebnisse ei-
gentlich relativ gut sind. Das hat doch auch die Be-
ratung dort gezeigt. Frau Dobusch, eine kleine Kor-
rektur: Man muss nicht abwarten, ob die offentli-
chen Unternehmen, die eigentlich ein bisschen
durchaus unter der Agide des Senats sind, sich
nun entwickeln werden. Und das sollten wir nicht
abwarten, sondern das sollten wir fordern.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist vornehme Aufgabe des Parlaments. Und
das konnen wir auch und das konnen Sie auch
und das sollte man auch machen.
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(Gabi Dobusch SPD: Das haben wir im Aus-
schuss schon getan!)

Und die zweite wichtige Sache, die noch zu veran-
dern ist, ist natirlich die Teilzeitarbeit. Das ist eine
sehr entscheidende Sache. Frau Nahles hat da
einen nicht schlechten Vorschlag gemacht auf
Bundesebene. Sie ist damit wieder etwas zurlick-
gerudert, aber es ist absolut notwendig, dass man
sowohl das Recht hat, Teilzeitarbeit zu machen,
wie auch das Recht, wieder in volle Arbeit zuriick-
zukommen. Nur dann ist es einigermafien vernunf-
tig zu organisieren. Es ist absolut notwendig, um
Familienplanung gemeinsam machen zu kdnnen.
Das ware noch ein weiterer Schritt, aber sonst bin
ich gar nicht so unzufrieden, und meine Kritik ist
dementsprechend heute lau an diesem Punkt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Jetzt hat Herr Meyer von
der FDP-Fraktion das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrte Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Auf Wunsch der SPD-Fraktion
widmen wir uns heute nochmals dem Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramm von 2013, das
hier und in den Ausschiissen bereits ausfihrlich
diskutiert und inzwischen mit fast einem Jahr Ver-
spatung nun auch endlich evaluiert wurde.

Fast 162 EinzelmalRnahmen der Fachbehérden
und Senatsamter sollen die Gleichstellung der Ge-
schlechter ohne Diskriminierung férdern. Von den
162 Malnahmen sind 113 als fortfiihrungswiirdig
bewertet worden. Dies ist ein positives Ergebnis,
und die Bemiihungen der Behdérden sind zu begri-
Ren. So weit, so gut.

Wir sprechen nun Uber die Mallnhahmen, die das
Personalamt unternommen hat, weil sich in der
Verwaltung der Anteil weiblicher Fihrungskrafte
2016 erstmals Uber den angestrebten Zielwert von
40 Prozent erhoben hat. Ein Grund zu jubeln?
Selbstverstandlich. Ein Grund, dies in der Birger-
schaft zu debattieren? Natirlich auch. Aber wenn
wir ehrlich sein wollen, missen wir das komplette
Bild zeichnen.

Der Personalbestand lag laut Personalbericht 2016
bei rund 79 800 Beschaftigten in allen Beschafti-
gungsgruppen. Davon sind weniger als 10 Prozent
Fuhrungskrafte. Der Anteil an Frauen unter ihnen
stieg Ende 2015 um gerade einmal 1,3 Prozent.
Wir sprechen also faktisch von 159 Stellen. Es ist
sehr fantastisch, dass hier die selbstgesetzten Zie-
le des Senats Ubertroffen werden konnten, aber
der groRe Wurf ist das bei Weitem nicht, erst recht
nicht, wenn man sich die Beschaftigungsverhaltnis-
se in Teilzeit anschaut. Wir haben das eben schon
gehort. Von den rund 22 000 Beschéftigten in Teil-
zeit sind Uber 80 Prozent Frauen. Nur 2,9 Prozent

der mannlichen Fihrungskrafte entscheiden sich
fur ein Teilzeitmodell. Das ist die Realitat.

Gleichstellung vollzieht sich als gesellschaftlicher
Wandel langsam, wenn die Rahmenbedingungen
dazu stimmen, nicht durch Quoten, sondern durch
positive Anreize, die es Arbeitnehmerinnen ermdég-
lichen, die berufliche Laufbahn und private Pla-
nung fur sich passend zu gestalten.

Es war interessant zu sehen, wie behutsam Sie,
meine Damen und Herren von Rot-Griin, die haus-
halterischen Kennzahlen fir Professorinnen an
Hamburgs Hochschulen vor rund einem halben
Jahr weitab der laut propagierten 30 Prozent ange-
passt haben. Wenn Politik auf Wirklichkeit stoft,
muss man nun einmal einsehen, dass geeignetes
Fachpersonal nicht vom Himmel fallt und es ver-
mutlich noch viele Jahre dauern wird, bis der Ar-
beitsmarkt den langersehnten geschlechterspezifi-
schen Ausgleich hervorbringt.

Mit zeitgemaRen Arbeitsmodellen kann die Freie
und Hansestadt ein attraktiver Arbeitgeber werden.
Statt Reglementierung brauchen wir selbstbewuss-
te Frauen und Manner, die in einer modernen
emanzipierten Gesellschaft selbst entscheiden, wie
sie Familie und Beruf fur sich organisieren mdch-
ten. Das schliel3t Arbeitgeber ein, die den Nutzen
einer ausgeglichenen Work-Life-Balance ihrer Mit-
arbeiter erkennen und deshalb flexible Rahmenbe-
dingungen bieten. Trauen wir den Menschen et-
was zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! In der
Laufbahngruppe 1 betragt der Anteil der Frauen in
Fihrungspositionen mittlerweile 60 Prozent. Man-
ner machen dort nur noch 40 Prozent aus. Die Lo-
gik der Gleichstellung ist hier bestechend.

In Stellenausschreibungen wird jetzt die Formel
— in Anflhrungszeichen — verwendet, nach der
Manner als unterreprasentierte Gruppe bevorzugt
werden. Sobald eines Tages dann wieder Manner
Uberreprasentiert sind, geht das gleiche Spiel von
vorn los, nur umgekehrt. Diese Art von positiver
Diskriminierung fuhrt in der Lebenswirklichkeit zu
eklatanten Ungerechtigkeiten, wenn nicht mehr die
bessere, geeignetere Kandidatin ausgewahlt wird,
sondern der Kandidat, der dem unterreprasentier-
ten Geschlecht angehort. Nicht die Besten werden
eingestellt, sondern der Geschlechterproporz zahit.

Mir personlich ist es vollig gleichgultig, ob ein
Mann oder eine Frau die Stelle besetzt, solange
sie gut ausgefiillt wird. Wir wollen keine Diskrimi-
nierung wegen des Geschlechts, weder in die eine
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noch in die andere Richtung. Und es ist ein Unter-
schied, ob man Gleichberechtigung oder Gleich-
stellung sagt.

Bevor dieser Unsinn weitergeht, schlage ich vor,
erstens alle Gleichstellungsbeauftragten abzu-
schaffen,

(Beifall bei der AfD)

zweitens Diskriminierung aufgrund des Geschlech-
tes bei der Stellenvergabe abzuschaffen — Leis-
tung und Eignung missen die ausschlaggebenden
Faktoren sein —, drittens MalRnahmen zu férdern,
die eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ermoglichen, die eine groRRe Flexibilitdt beim
Wechsel zur Teilzeit und zuriick zur Vollzeit schaf-
fen, die kurz gesagt wirklich sinnvoll sind, und zwar
fir Manner und fir Frauen. Gleichberechtigung ja,
Gleichstellung nein. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von
dem Bericht des Haushaltsausschusses aus der
Drucksache 21/8237 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 67, Drucksa-
che 21/8348, Antrag der Fraktionen der SPD und
der GRUNEN: Elektromobilitdt starken — Blaue
Stellflachen fir alle Ladestationen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Elektromobilitdt stirken — Blaue Stellflaichen
fur alle Ladestationen

— Drs 21/8348 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Das "Henne-Ei-Problem" I6sen — Mit dem "Bun-
desprogramm Lade-Infrastruktur” der Elektro-
mobilitdat in Hamburg endlich mehr Dynamik
verleihen

— Drs 21/8502 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/8502 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor. Die Fraktion DIE LINKE
mochte die Drucksache 21/8348 an den Verkehrs-
ausschuss Uberweisen.

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, die Debat-
te zu streichen. Wir kommen deshalb gleich zu den
Abstimmungen.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache 21/8348
an den Verkehrsausschuss iberweisen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache
und beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/8502. Die FDP-Fraktion mdch-
te Ziffer 3 des Antrags separat abstimmen lassen.

Wer mochte also dem Antrag aus Drucksache
21/8502 mit Ausnahme der Ziffer 3 folgen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
mit Ausnahme der Ziffer 3 mit Mehrheit abgelehnt.

Wer mochte Ziffer 3 annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist Ziffer 3 ebenfalls
abgelehnt.

Wer mdchte sich dann dem gemeinsamen Antrag
der Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus der
Drucksache 21/8348 anschlief}en? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag
bei einigen Enthaltungen und einigen Gegenstim-
men mit Mehrheit beschlossen.

Ich rufe den Punkt 18 unserer Tagesordnung auf,
Drucksache 21/8068, Senatsmitteilung: Hamburgs
Landwirtschaft starken — Hamburger Oko-Aktions-
plan 2020.

[Senatsmitteilung:

Hamburgs Landwirtschaft starken — Hamburger
Oko-Aktionsplan 2020

— Drs 21/8068 -]

Diese Drucksach.e mochten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Ausschuss fiir Wirt-
schaft, Innovation und Medien tberweisen.

Wer winscht hierzu das Wort? — Frau Sparr von
der GRUNEN Fraktion, Sie haben es.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Die Landwirtschaft steht bei uns
nicht gerade immer im Zentrum des politischen In-
teresses, sie ist aber ein wichtiger Teil unserer
Stadt und traditionell eng Uber ihre Kulturland-
schaften im Auflengebiet mit uns verbunden. Dem
haben SPD und GRUNE in ihrem Koalitionsvertrag
Rechnung getragen und sich dabei insbesondere
zur Starkung des Okologischen Landbaus bekannt,
denn dafir bietet Hamburg gute Voraussetzungen.
Wir haben eine sehr kleinteilige landwirtschaftliche
Struktur, die durchschnittliche BetriebsgroRe be-
tragt 23 Hektar. Mit anderen Worten: In dieser spe-
ziellen Hamburger Struktur ist schlicht kein Platz
fur riesige Monokulturen und es ist auch kein Platz
fur Grofstélle mit Tausenden Tieren unter fragwur-
digen Haltungsbedingungen. Traditionell sind es
die Gartenbaubetriebe in den Vier- und Marschlan-
den, die mit wenig Platz auskommen, aber — und
das ist besonders erfreulich — auch die Zahl der
Okohofe steigt. Momentan wirtschaften 40 Okohé-
fe auf 1 200 Hektar Flache, das sind immerhin
8 Prozent unserer landwirtschaftlichen Flache.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8348
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8502
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8068
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(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die Wirtschaftsbehdrde hat nun den Oko-Aktions-
plan vorgelegt. Damit wird ein Weg fortbeschritten,
der Hamburgs Landwirtschaft sichert und zukunfts-
fest macht, denn 6kologische Produkte werden im-
mer starker nachgefragt, sodass die regionale Pro-
duktion gar nicht immer nachkommt. Wenn wir
aber Okologisch produziertes Obst und Gemuse,
das genauso gut hier produziert werden kdnnte,
von weither anliefern lassen missen, Hunderte Ki-
lometer oder sogar noch weiter per Lastwagen und
Flugzeug, dann belasten die Abgase Atemluft und
Klima und verschlechtern auch die Okobilanz wie-
der. Im vergangenen Jahr ist Hamburg dem Netz-
werk der Bio-Stadte beigetreten, um den gegensei-
tigen Austausch und die Zusammenarbeit auf die-
sem Gebiet zu férdern, und mit dem Oko-Aktions-
plan werden wir die Entwicklung der &kologischen
Landwirtschaft in Hamburg vorantreiben.

Drei wichtige Instrumente und Ziele des Plans
mochte ich lhnen vorstellen. Erstens: Wir erhéhen
die Flachenpramien fir den okologischen Land-
bau. Hier schopfen wir, insbesondere fiir die Um-
stellungsbetriebe, die gesetzlich mdglichen Férder-
instrumente jetzt voll aus. Das betrifft zum Beispiel
die Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe Agrar-
struktur und Kustenschutz und die Investitionsfor-
derung nach Oko-Verordnung. Dariiber hinaus for-
dert Hamburg aber auch von sich aus einen Anteil
an den notwendigen Oko-Kontrollverfahren.

Zweitens: Wir sorgen fir die signifikante VergroRe-
rung der Okoflachen in Landwirtschaft und Garten-
bau. Bei der Grunlandférderung profitieren umstel-
lungswillige Betriebe von den gestiegenen Foérder-
pramien. Dafir missen sie allerdings auch die er-
héhten Anforderungen fur Agrarumweltmalnah-
men erflllen. Hinzu kommt unter anderem Investiti-
onsférderung bei besonders artgerechter Tierhal-
tung. Beim Anbau von Gemise und Zierpflanzen
greift leider das Instrument der Flachenférderung
nicht richtig, weil die Betriebe in den Vier- und
Marschlanden sehr spezialisiert auf relativ kleinen
Flachen arbeiten. Wir wollen hier aber gerade die
kleinen und mittleren Hoéfe férdern. Hier sind wir
noch nicht am Ende; gemeinsam mit dem Bund su-
chen wir nach angepassten Strategien. Allerdings
haben wir mit dem Beratungsdienst der Landwirt-
schaftskammer am Brennerhof bereits einen her-
vorragenden Partner fir den 6kologischen Pflan-
zenschutz.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Drittens: Wir etablieren die Modellregion Bio-Obst
in der dritten Meile des Alten Landes. Bis 2020
wollen wir dort von 10 auf 20 Prozent Flache Bio-
Obstbau kommen. Gerade das Alte Land ist nam-
lich bestens fiir den Oko-Obstbau geeignet, weil
dadurch das hochstehende Grundwasser und die

empfindliche Grabenstruktur in der Landschaft ge-
schitzt werden, und im ESTEBURG Obstbauzen-
trum befindet sich die Beratungsstelle vom Verein
Oko-Obstbau Norddeutschland, die die Betriebe
kompetent begleiten kann.

Landwirtschaft am Rande der groRen Stadt ist kein
Luxus, den wir uns leisten! Besonders die 6kologi-
sche Landwirtschaft ist eine Chance — nicht nur fir
unsere Hamburger Bauerinnen und Bauern. Sie ist
auch von ubergeordneter Bedeutung. An vielen
Stellen in unserer Stadt Gben wir Druck auf die Na-
tur aus: durch die intensive Nutzung der innerstad-
tischen Grinflachen, durch Verkehr, durch Bauvor-
haben. Umso wichtiger ist es, durch naturgerech-
tes Wirtschaften auf den verbliebenen Flachen
einen Beitrag zu leisten zum Erhalt naturlicher Bo-
denfunktionen, zur Biodiversitat und Artenvielfalt.
Der Oko-Aktionsplan tragt dem Rechnung. Um die
Umsetzung zu begleiten, wollen wir die Vorlage an
den Wirtschaftsausschuss (iberweisen und bitten
daflr um lhre Zustimmung. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. — Ich erteile das Wort Herrn
Kekstadt von der SPD-Fraktion.

Gert Kekstadt SPD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau Sparr hat die
wesentlichen Inhalte des Hamburger Oko-Aktions-
plans 2020 schon dargestellt, daher bleibt mir, den
Kontext zum agrarpolitischen Konzept darzustel-
len.

Hamburgs Agrarwirtschaft zu starken ist fir den
Hamburger Senat und die rot-griine Koalition nicht
irgendeine politische Leerformel. Insoweit ist der
Hamburger Oko-Aktionsplan 2020 auch nicht iso-
liert zu betrachten, sondern muss im Kontext zum
agrarpolitischen Konzept gesehen werden. In die-
sem Zusammenhang, und das hért man auch vor
Ort bei den Betrieben und den Kammern, mdchte
ich ausdrucklich der Wirtschaftsbehdrde und den
zustandigen Mitarbeitern fiir ihr bisheriges konzep-
tionelles Wirken danken. Das ist schon eine her-
vorragende Arbeit fir einen Stadtstaat.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Mit dem Agrarpolitischen Konzept 2020 von 2014
hatte der Senat bereits das Ziel formuliert, den
Okologischen Landbau férdern zu wollen. Ausge-
richtet auf das kontinuierlich wachsende Absatzpo-
tenzial von Biogemise und bereits bestehenden
Schwerpunkten in der Bioobst- und Biogemusepro-
duktion sollten in Hamburg besondere Anstrengun-
gen zur Ausweitung der Okologischen Gemuse-
und Obsterzeugung unternommen werden. Weiter
ist im Konzept dargestellt worden, dass der Aus-
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bau der 6kologisch zu erzeugenden Produkte nicht
nur mit erhéhten Flachenpramien — das machen
wir — sondern auch durch eine gezielte Beratung,
begleitende Forschung, die Schaffung von moder-
nen Produktionsstrukturen sowie gute Vermark-
tungsstrukturen geférdert werden sollten, ja es
wurde bereits die angestrebte Entwicklung einer
Modellregion Bioobst im Hamburger Teil des
Obstanbaugebietes im Alten Land vorab definiert.

Nach dem erfolgten Beitritt zum Bio-Stadte-Netz-
werk folgt nunmehr auf Basis des agrarpolitischen
Konzeptes die logische Fortschreibung zur Star-
kung des Okologischen Landbaus in Form des
Hamburger Oko-Aktionsplans 2020. Mit dem Oko-
Aktionsplan 2020 sollen die bereits laufenden
MaRnahmen und Projekte und die darauf aufbau-
enden neuen MaRRnahmen zur Fdrderung des 6ko-
logischen Landbaus in Hamburg an hervorragen-
der Stelle prasentiert werden.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Oberstes Ziel bleibt gemal des agrarpolitischen
Konzeptes die deutliche Steigerung zum einen der
Oko-Obstflachen samt Schaffung der Modellregion
Bioobst, aber auch weitere 6kologische Bewirt-
schaftungsflachen in Hamburg insgesamt. Wurde
vormals in einem ersten Schritt gezielt die Férde-
rung der Obsterzeugung angesprochen, werden im
Oko-Aktionsplan nunmehr (iber alle Sparten der
Agrarwirtschaft entsprechende Malihahmen ange-
dacht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Gemise- und Zierpflanzenbau im hamburgischen
Gartenbau, aber auch die Grin- und Ackerwirt-
schaft samt Tierhaltung riickt nunmehr auch in den
Blickwinkel des Oko-Aktionsplans. Da wir die in-
haltliche Ausgestaltung im Wirtschaftsausschuss
besprechen werden, werde ich darauf hier nicht
tiefer eingehen. Der Oko-Aktionsplan 2020 stellt
ein Beispiel dafiir dar, dass die rot-griine Regie-
rungskoalition die Hamburger Agrarwirtschaft
starkt. Wir werden bei der Durchfiihrung des Oko-
Aktionsplans durchaus neue Erfahrungen sammeiln
und in weiteren Schritten nachsteuern, aber Ham-
burg ist mit dem Oko-Aktionsplan 2020 auf dem
Weg, umstellungswilligen Erzeugern notwendige
Entwicklungsperspektiven und dem Verbraucher
notwendiges Vertrauen in die Produkte aus der
Region flr die Region zu geben. — Vielen Dank fiir
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Kekstadt. — Zu Wort gemeldet hat sich
nun Herr Ovens von der CDU-Fraktion. Bitte, Sie
haben das Wort.

Carsten Ovens CDU: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau Sparr, Herr Kekstadt, "Ham-
burgs Landwirtschaft starken" lautet die Uberschrift
dieser Senatsmitteilung, tUber die wir heute disku-
tieren wollen. Sie haben es eben schon angefihrt:
Bis 2020 soll der Anteil der Okologisch bewirt-
schafteten Flachen von 10 auf 20 Prozent steigen.
Das klingt erst einmal gut. Allerdings bin ich bei
beiden Redebeitragen immer noch nicht zu der Er-
kenntnis gekommen, wie Sie denn jetzt eigentlich
die Hamburger Landwirtschaft damit starken wol-
len. Sie legen uns einen Aktionsplan vor, um die
Okologische Landwirtschaft voranzubringen. Das
ist Ihr Ziel. Allerdings, und das passt zur fragwirdi-
gen Politik von Bundesumweltministerin Hendricks,
bleiben Sie die Antwort auf die Frage schuldig, wie
Sie denn tatsachlich die Landwirtschaft starken
und wie Sie die 6kologische Landwirtschaft mit der
konventionellen Landwirtschaft unter einen Hut
bringen wollen.

(Sylvia Wowretzko SPD: Quatsch! Blodsinn!)

Es passt auBerdem in den Kontext Ihrer denkwr-
digen Pressekonferenz vom 21. Februar — wir dis-
kutieren heute, quasi am Vorabend des Aprils,
aber das Thema ist schon sechs Wochen alt —, als
Ihr Senat das vorgestellt hat und selbst Journalis-
ten nicht genau wussten, was er eigentlich wollte.
Und wir sind auch heute kein Stiick weitergekom-
men. Ich hatte, nachdem die Drucksache einige
Wochen vorlag, gehofft, dass Sie irgendwann mit
neuen Ideen hervortreten wirden. Der Senat
sprach von einem Meilenstein. Ich kann an dieser
Stelle nur feststellen: Dieser Aktionsplan ist kein
Meilenstein, er ist maximal ein Kieselstein.

(Beifall bei der CDU)

Aber das kennen wir von vielen Debatten, heute
haben wir es auch immer wieder gehort. Sie war-
men irgendetwas auf, was vor einigen Wochen
schon einmal in einer Pressekonferenz war, was
vielleicht im letzten Jahr schon einmal diskutiert
wurde, und werfen uns ein weiteres Happchen ins
Parlament hinein — ohne irgendeine weitere Sub-
stanz, ohne inhaltlichen Mehrwert. Aber das ist
okay, so bekommt lhr Senat wenigstens ein
bisschen Applaus im Parlament. Wenn es schon in
der Stadt zunehmend ruhiger wird, dann ist wenig-
stens das ein bisschen Lob fir die Mihen, die sich
der Senat noch gibt.

(Beifall bei Stephan Gamm CDU)

Aber zum Papier. Es nennt kaum konkrete Ziele.
Auch die Frage, welche Mallnahmen nun eigent-
lich in welcher Zeit umgesetzt werden sollen, bleibt
unbeantwortet. Wir kdnnen damit nur feststellen,
dass dieser vorliegende Aktionsplan mangelhaft
ist, und vor allem als ein echtes und steuerbares
Konzept untauglich. Immerhin, so viel kénnen wir
an dieser Stelle sagen, der Koalitionsvertrag kann
nun einen weiteren Haken bekommen — oder viel-
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leicht in der Kombination Pressekonferenz vor
sechs Wochen und Parlamentsdebatte gleich zwei
Haken, und einen dritten, wenn wir Uber das be-
reits Beschlossene nachtraglich im Ausschuss dis-
kutieren kdnnen. Immerhin etwas, dass Sie uns
dazu die Gelegenheit geben. Schdner ware es ge-
wesen, wir hatten diese Gelegenheit auch bei an-
deren Themen bekommen, beispielsweise der
Uberdeckelung von U-Bahn- und S-Bahn-Trassen.
Inwieweit aber dieser Aktionsplan dazu beitragen
wird, den Landwirten in Hamburg, egal, ob in 6ko-
logischer oder konventioneller Landwirtschaft,
langfristig Sicherheit zu geben flr die Flachen, Si-
cherheit zu geben fir Vermarktungschancen, diese
zentralen Fragen, die sich der Hamburger Land-
wirtschaft stellen, lassen Sie weiterhin unbeantwor-
tet stehen. Das ist schade. Ich hoffe, dass Sie uns
im Ausschuss dazu konkretere Antworten geben
kénnen, und freue mich auf die Debatte. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ovens. — Das Wort hat jetzt Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Hamburgs Landwirt-
schaft 6kologisch und zukunftssicher aufzustellen,
sie zu sichern ist ein wichtiges Ziel fur die Freie
und Hansestadt Hamburg und auch fir die Umwelt
unserer Mitblrgerinnen und Mitbirger. Das bedarf
naturlich mehr als einer Drucksache, es bedarf au-
genscheinlich auch mehr als eines agrarpolitischen
Konzeptes, dem jetzt ein solcher Aktionsplan an-
gehangt werden soll.

Seit 2013 haben wir 9 Prozent unserer landwirt-
schaftlichen Betriebe in der Hansestadt verloren.
Das ist die dreifache Quote von dem, was Bundes-
durchschnitt ist, und zeigt, wie schwierig die Situa-
tion angesichts des Umfelds in Hamburg fur Land-
wirtschaft ist. Gleichzeitig haben wir seit 2006 im
Durchschnitt pro Jahr einen Okobetrieb hinzube-
kommen und liegen jetzt bei 30 Okologisch wirt-
schaftenden Betrieben. Nun gut, durch diese zwei-
seitige Entwicklung kann man den Anteil der Oko-
betriebe natirlich auch deutlich erhéhen in der
Freien und Hansestadt Hamburg. Das kann aber
nicht wirklich das Ziel sein und das ist nicht genug.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir als LINKE sagen Ja dazu, die Marktchancen
fur regionale Versorgungsliicken zu schliel3en, sie
regional zu schlieBen. Wir finden es gut, dass die
biologisch bewirtschafteten Obstanbauflachen bis
2020 auf 20 Prozent gesteigert werden sollen. Wir
liegen da in dieser Stadt sehr weit hinter den Pla-
nen zurick. Und so undeutlich die Begrifflichkeit
ist, dass der Rest der landwirtschaftlichen Flachen
signifikant gesteigert werden soll, ware es interes-

sant, was sich der Senat unter "signifikant" in die-
sem Zusammenhang vorstellt.

Regionale Wertschdépfungsketten fur kleinere Men-
gen zu offnen, die Landwirtschaft nicht den Ent-
wicklungen des Weltmarktes komplett hilflos aus-
zuliefern und sie dadurch in den Ruin zu treiben,
das ist eine Aufgabe, der wir hier gerecht werden
mussen. Die Charta von Florenz und das Bio-Stad-
te-Netzwerk sind ein wichtiger Teil dafir, dem
schlieBen wir uns in der Meinung an, aber das
muss auch mit begleitenden Fdérderprogrammen
verbunden werden. Insofern ist es fir mich vollig
unverstandlich, warum zum Beispiel der Gemuse-
und Zierpflanzenanbau nicht konkret mit einem
Forderprogramm bereichert wird, sondern erst ein-
mal abgewartet werden soll, ob es einen Bedarf
gibt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, da hétte ich
mir im Konzept etwas mehr vorgestellt.

(Beifall von der LINKEN)

Die Stagnation bei den Okobetrieben gibt es nun
schon seit 2008, das heil3t, der Handlungsbedarf
ware eigentlich relativ frih da gewesen und ist lei-
der erst jetzt irgendwie in Papier- und Be-
schlussform gefasst worden.

Wir als LINKE sind dabei, wenn es darum geht,
Hamburgs Biobetriebe zu starken, regionale Struk-
turen zu starken und dem Weltmarkt nicht das letz-
te Wort Uber unsere Ernahrung zu uUberlassen,
sondern mit eigenen Strukturen gegenzuarbeiten.

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

Aber es kommt fur uns darauf an, dass diesen Bio-
betrieben auch eine Zukunft gesichert werden
muss. Das heif}t, wir brauchen eine Flachensicher-
heit fur die Betriebe, weil sie eine langfristige Ent-
wicklungsperspektive haben missen,

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

und dort natdrlich trotz aller Férderprogramme In-
vestitionskosten anfallen werden.

Landwirtschaft ist Bestandteil der Metropole Ham-
burg und sie ist kein Freilichtmuseum. Darauf soll-
ten wir achten. Deswegen gilt es fir uns, dass in
der Diskussion im Ausschuss Butter bei die Fische
kommen muss, viel mehr Butter, denn uns sterben
die Betriebe derzeit weg, und es ist wichtig, dass
wir ein Konzept dazu entwickeln. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. — Das Wort hat jetzt Herr
Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin! Ich habe
jetzt viel iber Landwirtschaft gehort. Die Realitat in
der Landwirtschaft in Hamburg ist nicht so rosig,
wie vielleicht einige meinen, und das liegt nicht nur
daran, dass viele Flachen wegfallen, die Flachen
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fur die landwirtschaftliche Nutzung also immer klei-
ner werden. Wir wissen, woran das liegt: an der
wachsenden Stadt naturlich und daran, dass wir
immer mehr Ausgleichsflachen in Hamburg aus-
weisen miissen. Wir haben Okolandbau, der aber
leider mit den Schwierigkeiten leben muss, wie es
der 6kologische Landbau in ganz Deutschland tut:
dass man eben nicht auf jeder Flache alles ma-
chen kann, dass man Probleme hat, Pachtflachen
zu bekommen beziehungsweise die Preise dafir in
die Héhe gehen.

Ein anderer wichtiger Punkt, sowohl fir konventio-
nelle Landwirtschaft als auch flir 6kologische, ist
die Sicherheit, die Perspektive in den nachsten
10, 20, 30 Jahren. Von ihr héangt ab, ob es sich
Uberhaupt lohnt, zu investieren. Schauen wir uns
die Situation an, in den Vier- und Marschlanden ist
fast alles verpachtet. Das ist alles in Staatshand
und wird irgendwann fir irgendwelche Ausgleichs-
malnahmen bendtigt werden. Da hat das Alte
Land einen Vorteil, wo das meiste noch in privater
Hand ist — und auch nicht verkauft werden wird,
wie ich die Altlander kenne.

Wir sind naturlich fir moglichst viel 6kologischen
Landbau, wenn die Leute dieses Obst und dieses
Gemise auch kaufen wollen. Ich gehe davon aus,
dass noch viel mehr dieses Obst und Gemiise kau-
fen wirden, auch zu — notwendigerweise — héhe-
ren Preisen, aber die Vermarktung ist immer noch
ein Problem. Unsere Wochenmarkte werden nicht
so vermarktet, wie sie vermarktet werden sollten.
Es wird immer schén hochglanzpapiermafllig ge-
worben, aber fragen Sie einmal die Leute, wo ihr
nachster Wochenmarkt ist und wann er 6ffnet. Das
wissen vielleicht noch die Leute in unserer Genera-
tion, aber dann reduziert es sich schon auf die
Szeneviertel, wo der 6kologische Landbau Preise
verlangen kann, von denen andere trdumen.

Das ist aber immer noch — und wird es immer
sein — ein Nischenprodukt. Es wird nie 70 Prozent,
80 Prozent 6kologischen Landbau geben. Wenn
wir das machen wirden, wissten wir nicht, wie wir
die Halfte der Weltbevdlkerung erndhren sollten.
Das heifdt, wir missen a) die konventionelle Land-
wirtschaft so optimieren, dass die Landwirte von
dem, was sie produzieren, leben kénnen, und b)
muss die Qualitat gesteigert werden und wir mis-
sen erreichen, dass die Wege kiirzer werden, also:
mehr auf regionale Produkte setzen. Das kann
man natlrlich nur bei einigen Produkten machen
wie zum Beispiel bei den Apfeln.

Die Hamburger Landwirte liefern eine Spitzenarbeit
ab, das kann man beim Obstbau sehen, das kann
man beim Gemiisebau sehen. Daran liegt es nicht.
Sie brauchen aber eine langfristige Perspektive
und die ist in vielen Bereichen nicht gegeben.
Wenn ein Landwirt nicht weil3, was in finf oder
zehn Jahren mit dem Gelénde passiert, das er ge-
pachtet hat, dann fragt er sich natirlich erstens, ob

es sich noch lohnt, groRartig zu investieren, und
zweitens, selbst wenn zum Beispiel seine Tochter
gern Ubernehmen wirde, was sie flr eine Zukunft
hatte. Das sind Fragen, die beantwortet werden
missen. Okologischer Landbau ist schén, aber
noch wichtiger ist, dass fiur die Landwirte in Ham-
burg und Umgebung eine Zukunftsperspektive ge-
schaffen wird, auf die sie sich verlassen koénnen.
Auf diese Fragen gibt es bisher keine Antwort — die
Gefahren stehen an der Wand —, und das vermis-
se ich. Es musste namlich auch ein Raumord-
nungsplan her, um festzulegen, welche Flachen
wir in Hamburg oder Umgebung fir die Landwirt-
schaft belassen wollen. Wenn das so weitergeht,
wird der prozentuale Anteil des 6kologischen Land-
baus immer grofRer werden, denn das kann man
einfach dadurch erreichen, dass man die gesamte
Flache immer weiter verringert und die Flache des
Okolandbaus konstant lasst. Das kann nicht die
Lésung sein. Deshalb noch einmal: Wir brauchen
auch Entscheidungen in der Raumordnung. Wir
missen festlegen, das und das ist keine Aus-
gleichsflache, das ist Landwirtschaft. Das muss ge-
wahrleistet sein, ansonsten wird es nicht klappen
mit der Starkung der Landwirtschaft. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Nun hat das Wort Frau
Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der uns
vorliegende Oko-Aktionsplan ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Bauerliche Betriebe mit der Ver-
wurzelung in der Region sind am besten dazu ge-
eignet, umwelt- und marktgerecht zu produzieren.
Deshalb ist eine nachhaltige Erzeugung von ge-
sunden, rickstandsfreien und gunstigen Nah-
rungsmitteln erstrebenswert. Der Okolandbau kann
daflr ein wichtiger Baustein sein, ohne dass eine
konventionelle Landwirtschaft darliber vergessen
werden sollte, denn auch diese leistet einen wichti-
gen Beitrag flr unsere Nahrungsmittelversorgung.
Konventionelle und d&kologische Landwirtschaft
durfen nicht aus ideologischen Griinden gegenein-
ander ausgespielt werden.

Die Drucksache enthalt eine Reihe von Einzelmal3-
nahmen, die durchaus zur Starkung der hamburgi-
schen Landwirtschaft geeignet sind. Inwieweit das
umgesetzt werden kann, wird die Praxis zeigen;
vielleicht wird schon im Ausschuss etwas geklart.

Es ist gut, wenn die Landwirtschaftskammer einen
Arbeitskreis fur Okologischen Zierpflanzenanbau
griundet. Noch schdner ware naturlich eine Plan-
stelle der Behorde fir Wirtschaft, Verkehr und In-
novation im Bereich Beratung und Versuche. Zier-
pflanzenanbau ware dann auch besetzt. Trotzdem,
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die Ideen und Forderziele sind gut und der Ansatz
ist richtig. In Hamburg angebaute Gemiiseprodukte
sollten dann auch in Hamburg und im Umland ver-
marktet werden. Eine Biogurke aus Siudamerika
macht schlicht keinen Sinn. Insofern ist regional
— egal, ob dko oder konventionell — immer richtig.
Es ist auch gut, die Anbausortimente zu erweitern,
beispielsweise mit der Nergi. Fur alle, die sich nicht
so sehr fiir Obst interessieren: Das ist die europai-
sche Variante der Kiwi, die Kiwibeere. Sehr viel
kleiner, aber mit essbarer Schale, und weil sie
eben keine Weltreise hinter sich hat, die deutlich
umweltschonendere Variante.

Abschlieltend: Fir Ressourcenschonung, marktori-
entierte Ansatze, Forschung und natlrliche Verfah-
ren kénnen wir uns jederzeit begeistern. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Ich sehe nun keine wei-
teren Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstim-
mung.

Wer die Drucksache 21/8068 an den Ausschuss
fur Wirtschaft, Innovation und Medien Uberweisen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung einstimmig erfolgt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 68
und 63, Drucksachen 21/8349 und 63/8341, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: HSH Nordbank: Ak-
teneinsicht im Datenraum der Bank fir die Blrger-
schaftsfraktionen und Antrag der FDP-Fraktion: In-
formation der Birgerschaft Uber Kaufinteresse an
der HSH Nordbank.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

HSH Nordbank: Akteneinsicht im Datenraum
der Bank fiir die Biirgerschaftsfraktionen

— Drs 21/8349 —]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Information der Biirgerschaft liber Kaufinteres-
se an der HSH Nordbank

— Drs 21/8341 -]

Wird hierzu das Wort gewinscht? — Herr Hack-
busch, Sie haben es fir die Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Diese Tage sind ent-
scheidend fiir die Stadt, sie sind entscheidend fiir
den Verkauf der HSH Nordbank, aber wir merken,
dass wir weder hier noch in der Stadt eine Ahnung
davon haben, was auf uns zukommt,

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

und dieser Zustand muss mdoglichst gering gehal-
ten werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Statistische Bundesamt hat in diesen Tagen
verdffentlicht, dass die Verschuldung der Stadt im
Gegensatz zum Bundestrend kraftig gestiegen ist,
aber das ist nur ein erster Anfang und wir wissen,
dass noch etliche Milliarden dazukommen werden.
Dementsprechend ist es notwendig, sich sehr ge-
nau und intensiv mit diesem Thema zu beschafti-
gen, und da reicht das, was wir gleich von Herrn
Tjarks und Herrn Schreiber héren werden, nicht
aus, die sich an das Dschungelbuch erinnern und
uns auffordern: Habt Vertrauen, Herr Tschentscher
wird es schon richten. Ich sage lhnen: Schon Mogli
war damit schlecht beraten. Wir sollten lieber sehr
genau hinsehen und uns griindlich damit beschafti-
gen, was hier los ist und was gemacht werden soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mdchte hier nicht wieder historische Debatten
haben, nach dem Motto, wie war das vor zehn Jah-
ren, wer hat wie Schuld und Ahnliches — das ha-
ben wir mehrfach gemacht —, sondern wir wollen
uns auf die wichtigen Fragestellungen konzentrie-
ren, die wir gegenwartig haben.

Ich will an einen wichtigen Punkt erinnern, der
zeigt, warum das auch die Verantwortung des
SPD-Senats ist. 2012 war die Einschatzung des
Senats, uns schriftlich dargestellt, dass von der
Garantie, die diese Stadt fur die HSH Nordbank
bezahlen muss, nur 1,2 Milliarden Euro fallig wir-
den, und in diesen Tagen héren wir, dass 10 Milli-
arden Euro von der Garantie fallig werden. Das ist
ein Unterschied von Uber 8 Milliarden Euro in der
Verantwortung dieses Senats. Das ist eine Diskus-
sion, die der Senat mit uns flihren muss, und mei-
ner Meinung nach ist es sehr wichtig, sie zu fih-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Der zweite wichtige Punkt, die zweite Unsicherheit
ist das, was im Zusammenhang mit den sogenann-
ten Restrukturierungen beziehungsweise den For-
derungsverzichten geschieht. Sie alle haben mitbe-
kommen, dass vor einigen Jahren MPC mit Gber
800 Millionen Euro Forderungsverzicht ausgestat-
tet worden ist. Im vergangenen Jahr hatten wir die
Diskussion um Herrn Kortim — Uber 500 Millionen
Euro Forderungsverzicht —, und gegenwartig ha-
ben wir die Diskussion im Zusammenhang mit der
Rickmers Gruppe, wo es auch um einen hohen
dreistelligen Millionenbetrag geht. Ich will Ihnen sa-
gen, warum ich dort so skeptisch bin und weswe-
gen wir bei der HSH Nordbank sehr genau auf die-
se Forderungsverzichte achten mussen: Die HSH
Nordbank kann Forderungsverzichte ausrufen, weil
sie selbst dafiir gar nicht mehr zahlt. Sie selbst
steht nicht mehr in der Verantwortung; sie weil,
dass das die Offentlichkeit tragen muss, sie hat ei-
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ne Konstruktion geschaffen, nach der sie nicht
mehr zur Verantwortung gezogen wird. Umso
wichtiger ist es, dass wir detailliert dariber infor-
miert werden, was dort geschieht, und die Offent-
lichkeit auch.

(Beifall bei der LINKEN)

Das dritte Element meiner Verunsicherung und der
Verunsicherung in der Stadt ist die neue Struktur
der HSH Nordbank. Wir werden morgen hdren, wie
die Zahlen fir das letzte Jahr gewesen sind, aber
wir wissen jetzt schon eines: Herr Ermisch stellt
gegenwartig eigentlich nur noch die Kernbank dar,
die er verkaufen will. AuRerdem macht mich skep-
tisch, dass er sich jetzt schon als kinftigen Chef
der verkauften Bank darstellt; ich bin skeptisch, ob
das eigentlich noch in unserem Interesse ist. Er
selbst hat einen Bereich als Abbaubank definiert,
einen hohen zweistelligen Milliardenbetrag, den die
Stadt dann in ihrer Verantwortung haben wird oder
den er dann praktisch nicht mehr darstellen wird.
Die Frage ist dementsprechend, ob Herr Ermisch
Uberhaupt noch derjenige ist, der vor allen Dingen
die Interessen der Stadt darstellt und nicht seine
eigenen Interessen, obwohl er durchaus, das will
ich ehrlich sagen, ein guter Banker ist. Aber ob das
noch im Interesse der Stadt ist, wage ich zu be-
zweifeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben wichtige Themen. Mit hohem Ernst
mussen wir sie behandeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Schreiber von der SPD-
Fraktion.

Markus Schreiber SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir haben schon vor einer
Weile, ich glaube, in der letzten Debatte, dartber
geredet, dass es natirlich ein Spannungsverhalt-
nis gibt zwischen den Anforderungen eines Parla-
ments an Transparenz und Information und der
Bank

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das kann man
I6sen!)

— ja, es ist aber so —, die bestimmte Geschafts-
und Betriebsgeheimnisse hat, die ein Bankgeheim-
nis hat, wo es also bestimmte rechtliche Schwierig-
keiten gibt, alle Informationen offenzulegen. Das
ist ein Spannungsverhaltnis, das kann man gar
nicht abstreiten. Trotzdem muissen wir uns, insbe-
sondere als Regierungsfraktion, weniger als Oppo-
sitionsfraktionen, in einem rechtlich einwandfreien
Rahmen bewegen. Das geht nicht anders. Das ist
unsere Verpflichtung.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich habe schon das letzte Mal die Antwort auf eine
Anfrage zitiert, die von Herrn Kerstan an einen
CDU-Schill-FDP-Senat gestellt wurde. Damals
wurde geantwortet: Wir sagen euch gar nichts. Die
Birgerschaft erfahrt nichts. Null, zero. Das haben
wir geandert. Wir sind transparenter. Genau mor-
gen in einer Woche tagt der Ausschuss Offentliche
Unternehmen, wo der Finanzsenator zu allen Fra-
gen, die Herr Hackbusch angesprochen hat, Aus-
kunft gibt und ausfihrlich dazu sprechen wird. In-
sofern ist es nicht mehr so, dass senatsseitig
nichts gesagt wird. Aber wir haben bestimmte Re-
striktionen, und zu diesem Thema hat Herr Hack-
busch in Wahrheit kaum etwas gesagt. Er will in
den Datenraum schauen. Der Datenraum der
Bank, nicht des Senats, ist gerade eines der The-
men, wo es Geschafts- und Betriebsgeheimnisse
und ein Bankgeheimnis gibt, sodass wir nicht ein-
fach so hinschauen kénnen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das kdnnen Sie
machen, wenn Sie die Bank kaufen! — Heike
Sudmann DIE LINKE: Man kann auch Sa-
chen schwarzen!)

— Wenn man alles schwarzt, dann erfahrt man aber
auch nichts mehr, und so wirde es werden. Es
geht nicht, rechtlich geht es nicht.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Nein, es geht nicht, und das mussen wir als ver-
antwortliche Regierungsfraktion auch so sagen. Es
geht nicht, und deswegen mussen wir lhren Antrag
ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche oder etwas sehr Ahnliches gilt fiir den
FDP-Antrag, der wissen mdchte, wer sich denn
nun eigentlich gemeldet hat, um die Bank zu kau-
fen, und wieviel geboten wird. Wir haben mit der
EU-Kommission die Vereinbarung getroffen, ein
diskriminierungsfreies, offenes, transparentes Aus-
schreibungsverfahren mit dem Ziel eines Verkaufs
der Bank zu machen. Diese Privatisierungsverfah-
ren sind in einem Geheimwettbewerb durchzufih-
ren; das ist einfach so. Geheimwettbewerb heif3t
eben auch, dass man in allen Phasen nicht dar-
Uber reden darf, wer bietet und wie hoch die Ange-
bote sind. Insofern kénnen wir auch das nicht ma-
chen und mussen auch den FDP-Antrag ablehnen.
Rechtlich geht es nicht anders, rechtlich kann man
es nicht anders machen.

Ich finde, die Frage ist erlaubt: Was ware denn,
wenn man wusste, wer Angebote abgegeben hat
und wie hoch die Angebote sind? Wirde uns das
weiterbringen in diesem Verfahren? Das wirde es
nicht, denn wir wissen alle, dass es Interessenten
gibt, die sich erst einmal den Datenraum ansehen
und etwas Uber die Bank wissen wollen. Ob es am
Ende zu einem Verkauf kommt, wissen wir nicht.
Das wissen wir aber auch nicht, wenn wir wissen,
ob es 150 Interessenten, Firmen oder Banken
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sind, die sich beworben haben, oder 13. Das &an-
dert doch alles nichts.

Wir missen also noch ein bisschen Geduld haben.
Wir informieren uns weiterhin umfassend im Aus-
schuss Offentliche Unternehmen. Das ist gewéahr-
leistet. Gerade bei diesem Stand des Verfahrens
— es wurde schon angesprochen, dass wir in zwei
oder drei Tagen den nachsten Schritt machen und
dann wissen, wer beim Verkaufsverfahren tatsach-
lich dabei ist — nutzt es nichts, irgendetwas zu ge-
fahrden. Zum Beispiel haben Bieter gesagt: Wenn
das offentlich wird, sind wir weg, dann halten wir
unser Angebot nicht aufrecht.

(Thilo Kleibauer CDU: Woher wissen Sie
das denn? Sie haben doch gesagt, es ist ge-
heim!)

— Das weil} ich einfach. Ich weil einfach mehr als
Sie, Herr Kleibauer. Das ist auch vollkommen in
Ordnung.

Insofern wiirde ich an dieser Stelle nicht das Ver-
fahren gefahrden wollen, denn unser oberstes Ziel
ist es, zu einem Verkauf zu kommen, und das
rechtlich einwandfrei und sauber. Da missen wir
hin, und alles, was dem entgegensteht, lehnen wir
ab. Wir werden weiter den ordentlichen, rechtlich
einwandfreien Weg gehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kleibauer von der CDU-
Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Schreiber, das war jetzt
wirklich ein Eigentor. Einerseits zu sagen, das ist
alles geheim, und andererseits, ich weil} mehr als
ihr da driben, Jungs, das ist alles ganz anders,
das ist ein klassisches Eigentor.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN — Hei-
ke Sudmann DIE LINKE: Genau!)

So koénnen wir mit dieser komplexen und schwieri-
gen Materie, von der wir alle wissen, dass sie dra-
matische Auswirkungen fir die Finanzlage der
Stadt hat, definitiv nicht umgehen. Ich sage deut-
lich fir meine Fraktion, unabhangig davon, wie
man diese Antrage bewertet und wie viele Stim-
men Sie heute bekommen oder nicht bekommen,
dass wir erwarten, dass in der nachsten Woche im
Ausschuss Offentliche Unternehmen vollumfang-
lich Uber den Stand des Verkaufsverfahrens zur
HSH Nordbank in angemessener Art und Weise in-
formiert wird. Das ist das Mindeste, was wir erwar-
ten kénnen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Herr Hackbusch hat viel erzahlt, aber nichts zu sei-
nem Antrag, insofern konterkariert es den Antrag
ein wenig.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Er hat die gan-
ze Zeit dazu geredet!)

Es ist okay, das Thema wieder einmal zu debattie-
ren, aber zu dem Antrag muss man nicht viele
Worte verlieren.

Sie haben einiges Richtige gesagt, Herr Hack-
busch, zu den Geschehnissen im vergangenen
Jahr. Da sind eklatante Fehler und Fehlentwick-
lungen eingetreten. Lassen wir sie einmal Revue
passieren. Zweimal hat es eine Erhéhung der Ver-
lustprognose fur die Lander gegeben. Zweimal hat
der Vorstand gesagt: Was wir bei der Entschei-
dung der EU-Kommission gesagt haben, gilt nicht
mehr, ihr werdet als Land Hamburg und als Land
Schleswig-Holstein viel héher mit der Garantie in
Anspruch genommen. Das ist schon etwas schrag.
Dazu kommt die Frage, wie man so etwas prasen-
tiert. Da wird eine Prasentation vorgelegt, in der
die Garantieprognose bestatigt wird, und am glei-
chen Tag sagt der Vorstandsvorsitzende im Pres-
segesprach, das gelte nicht mehr, die Bank nehme
die volle Hohe der Garantie in Anspruch, und das
auch noch viel schneller. So kann man mit der Of-
fentlichkeit, mit dem Garantiegeber nicht umgehen.
Ich finde es sehr befremdlich, Herr Senator — und
ich hoffe, dass das intern deutlich besprochen wor-
den ist —, dass uns der Vorstandsvorsitzende des
hsh finanzfonds erzahlt, er habe das auch vom
NDR erfahren. Das geht nicht im Umgang mitein-
ander.

(Beifall bei der CDU und bei Michael Kruse
FDP)

Die zweite Geschichte ist — auch das haben wir
hier schon diskutiert — die zu véllig UGberteuerten
Preisen mit zweifelhaften Gutachten vorgezogene
Ubernahme des Portfolios an Altkrediten von der
HSH Nordbank in die Sphare der Lander. Es kann
nicht sein, dass in so kurzer Zeit so dramatische
Fehlentwicklungen eintreten. Herr Senator, das
erste Quartal ist um. Die hsh portfoliomanagement
hat immer gesagt, auch im vierten Quartal werde
es zu weiteren Wertberichtigungen kommen. Wir
erwarten dazu zeithah Zahlen, eine &ffentliche In-
formation dartiber, was das Ergebnis der hsh port-
foliomanagement im 4. Quartal ist. Das muss spa-
testens bis zur Ausschusssitzung in der nachsten
Woche auf dem Tisch liegen.

(Beifall bei der CDU)

Der dritte Punkt ist der Neuzuschnitt der Kernbank.
Der Vorstand der Bank hat — aus welchen Motiven
auch immer, das will ich gar nicht bewerten — ein-
fach mal Umbuchungen vorgenommen, sodass die
Kernbank viel schéner aussieht und ein besseres
Ergebnis vorweist, aber gleichzeitig die Resteram-
pe, das sogenannte Abbauportfolio, viel schlechter
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dasteht, der Vorstand also doch bewusst in Kauf
nimmt, dass das Risiko, der Verlust, das nicht
marktfahige Portfolio viel gréRer wird. Und das tra-
gen im Zweifel die Lander.

Mit diesen drei Mallnahmen, Garantieinanspruch-
nahme, neuer Zuschnitt Kernbank und zweifelhafte
Ubernahme des Portfolios, wurde nicht nur die Kal-
kulation, die Sie uns vor eineinhalb Jahren vorge-
legt haben, Herr Senator, vollig verandert, sondern
es wurde auch massiv Vertrauen in die Bank und
in den Senat zerstort. Wir missen auch hier darauf
schauen, dass das wieder in geordnete Bahnen
gelenkt wird.

Man muss sich vor Augen filhren, dass die Interes-
sen der Bank nicht 1:1 die Interessen der Lander
sind. Wir alle betonen standig — und das sollte fur
uns alle gelten —, es z&hle nur, dass die Lander mit
dem besten aller méglichen schlechten Szenarien
herauskommen. Ich finde es dann schon interes-
sant, dass man von Herrn Ermisch in Interviews im
Zusammenhang mit dem Verkaufsprozess liest
— Zitat —

" [...] es geht immer darum, die 6konomisch
beste Lésung fiir die Bank zu finden."

Da gehen die Interessenlagen schon durcheinan-
der, wie zum Beispiel auch beim Thema Forde-
rungsverzicht, das ich nicht in den verbliebenen
zehn Sekunden zu Ende diskutieren kann, wo wir
aber auch sehr unterschiedliche Interessenlagen
haben. Wir haben den Eindruck, dass der Senat zu
passiv mit dieser Bank umgeht und viele Dinge
schleifen lasst, wo die Bank sich auf die Garantie
verlasst und wo das Landerinteresse eben nicht im
Vordergrund steht. Da muss der Senat deutlich ak-
tiver werden.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN und bei
Daniel Oetzel FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir diskutieren in der Sache
eigentlich zwei Antrage, sind dann aber zu einer
allgemeinen Debatte Uber die HSH Nordbank ge-
kommen. Deswegen vielleicht kurz etwas dazu:
Die Aussage, dass wir zu passiv mit dieser Bank
umgehen, finde ich grundfalsch. Man kdnnte viel-
leicht sagen, dass wir falsche Weichenstellungen
getroffen haben — aus Ihrer Sicht, wobei ich auch
das nicht sehe —, aber dass wir passiv mit der
Bank umgehen, wo wir umfangreiche Debatten da-
zu gefuhrt haben, weil eine Menge Schritte von-
stattengehen, insbesondere die Sicherung der
Bank uber den 31. Dezember 2015 hinaus, das fin-
de ich jetzt ein wenig verwunderlich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Konzentrieren wir uns auf die Antrage. Ich glaube,
dass Herr Hackbusch genau hinsehen wird,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das mdchte er
ja auch!)

das ist sein Naturell, davon gehe ich aus und das
finde ich auch richtig in der Sache. Aber wir haben
zuerst einmal einen FDP-Antrag vorliegen, der im
Prinzip sagt: Bitte verdffentlichen Sie die Bieterna-
men und bitte veroéffentlichen Sie auch die Kaufan-
gebote. Und das, lieber Herr Kruse, kann in einem
Verfahren, das diskriminierungsfrei ist, das wettbe-
werblich ist und das fair sein soll, dazu flihren,
dass Sie am Ende kein Verfahren mehr haben.
Deswegen mdchten wir dieses Risiko nicht einge-
hen. Man kann natirlich dariiber streiten, ob man
andere Sachen anders machen sollte, aber dass
wir am Ende einen Verkauf haben missen und
dass, wenn dieses Verfahren scheitert, der Ge-
samtverkauf scheitert und das sicherlich nicht die
beste Entwicklung fir die Vermdgensposition der
Lander ist, das ist klar. Und deswegen bin ich nicht
nur Uberrascht tUber Ihren Antrag, sondern wir wer-
den ihn in der Sache auch ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, der Antrag der LINKEN ist in der Sache,
um das jetzt auch so zu sagen, kliger gestellt. Sie
wollen umfangreiche Einsichten in den Datenraum
der Bank haben. Das ist der Raum, in dem man
sich die Daten zieht, wenn man die Bank eigentlich
kaufen méchte. Deswegen kam hier schon die Fra-
ge auf, ob DIE LINKE die Bank kaufen méchte.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: 1 Euro!)
— Fur 1 Euro.

Und da ist eben die Frage, ob die Vermdgensposi-
tion der Lander wirklich besonders gut gewahrt
bleibt, wenn wir sie fur 1 Euro an Herrn Hackbusch
verkaufen. Die Situation ist schlicht und ergreifend
so: In diesem Datenraum sind — das wissen wir al-
le, Herr Schreiber hat es auch schon gesagt — Da-
ten Uber Dritte, Uber die Geschéaftstatigkeit und
Dinge, die das Bank- und Steuergeheimnis im
Kern berihren. Deswegen sind wir in der Situation,
dass das nicht nur schwierig moglich ist, sondern
wir kommen noch in einen zweiten Bereich. Dieser
Datenraum ist nicht im Verantwortungs- und Verfu-
gungsbereich des Hamburger Senats und daher
nicht von dem Auskunftsersuchen der Blrgerschaft
in diesen Fragen gedeckt.

Vor diesem Hintergrund, weil es sich hier um einen
sensiblen Prozess handelt — nach rechts, aber
auch nach links —, ist es eben so, dass wir am En-
de des Tages zu dem Ergebnis kommen, dass wir
Ihre Antrége in der Sache ablehnen werden. Wir
wollen aber im Ausschuss Offentliche Unterneh-
men mit lhnen gemeinsam diskutieren, auch lange
darlber diskutieren — ich glaube, das bleibt uns al-
len nicht erspart, dafir werden Herr Kruse und
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Herr Hackbusch schon sorgen —, sodass Sie sich
gut informiert fihlen und wir dann eine Situation
haben, dass wir ein gutes Ergebnis fir die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler erzielen, fir die Be-
schaftigten, aber auch fir die Bank als solches.
Nur missen wir am Ende auch zusehen, dass wir
dieses Ergebnis erzielen, und dafiir darf dieser
Verkaufsprozess nicht scheitern und deswegen
werden wir das auch nicht zulassen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kruse von der FDP-
Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich
fange einmal mit dem Aspekt an, der gerade auf-
gerufen wurde, ndmlich dem Thema Diskriminie-
rungsfreiheit des Vorgangs. Wir haben als Fraktion
den Wunsch gedulert, als — so nenne ich uns ein-
mal — Aufsichtsrat des Aufsichtsrats vollumfanglich
dariber informiert zu werden, wie eigentlich der
aktuelle Stand des Verkaufsprozesses ist. Es ist
unser Recht als Abgeordnete, dass wir auch in De-
tailfragen informiert werden.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

— Es ist unsere Pflicht, dem auch entsprechend
nachzugehen, das ist véllig richtig, Herr Kollege.

Darum ist es fiir mich schon erstaunlich, in relativ
abstrakter Form von den Kollegen Schreiber und
Tjarks nur erzahlt zu bekommen, was alles nicht
geht. Nun, als wir vorgestern bei der Beteiligungs-
verwaltung angerufen haben, um einmal zu erfra-
gen, wie denn dort eigentlich der Antrag der LIN-
KEN behandelt wird, der ja sehr schwierige Impli-
kationen hat, war man sich dort gar nicht so sicher,
ob das denn nicht doch auch moglich ware fir Ab-
geordnete. Das heillt, ganz so leicht, wie Sie sich
das machen, ist es nicht. Deswegen verwundert es
mich gar nicht, dass Sie keine einzige Norm aufge-
fuhrt haben, die begriindet, warum wir als Abge-
ordnete dieses Recht nicht haben. Ich persénlich
bin der Meinung, auch Sie sollten in dieser Frage
an unserer Seite streiten, moglichst viele Informati-
onsrechte herauszuhauen.

(Beifall bei J6rg Hamann CDU)

Keiner fordert, alles offentlich zu machen, sondern
wir sagen: Informiert die Blrgerschaft. Und wenn
wir dann zu dem Ergebnis kommen, dass das nur
im Datenraum geht, mit Strafandrohung, Unter-
schreiben, Vertraulichkeit, dann ist das selbstver-
standlich aus unserer Sicht. Aber dass Sie von
vornherein nur artikulieren, warum und was alles
nicht geht, ist ehrlich gesagt zu dunn. Das ist
Punkt 1.

(Beifall bei der FDP und bei Jérg Hamann
CDU)

Und dann komme ich zum Thema Diskriminie-
rungsfreiheit. Wie diskriminierungsfrei ist es denn
eigentlich, wenn der Aufsichtsratschef der Bank
schon vor Abschluss des Verfahrens erklart, wo
die grélten Verkaufschancen dieser Bank seien
und dass man die Bank wahrscheinlich eher in
China verkaufen werde? Was ist denn bitte das in
Sachen Diskriminierungsfreiheit? Das ist eine ab-
solut unkluge Aussage, die dann auch noch von
Teilen der politischen Fihrung in Hamburg und
Schleswig-Holstein bernommen worden ist. Dazu
kann ich Ihnen nur sagen: Diskriminierungsfreiheit
sieht ganz anders aus.

(Beifall bei der FDP)

Zu Herrn Schreiber und dem Eigentor, das er ge-
schossen hat, ist alles gesagt worden.

Ich fasse zusammen: Wir haben im Moment Infor-
mationsstand null. Wir haben irgendwann einmal
erfahren, dass eine Broschire gemacht wurde und
die Ausschreibung beginnen soll — seitdem gab es
keine einzige Information der Abgeordneten. Ich
weill nicht, ob Sie es selbstverstandlich finden,
blind durch die Gegend zu laufen, was das wich-
tigste finanzpolitische Thema dieser Stadt betrifft;
wir fihlen uns damit verdammt unwohl, und wir fin-,
den, es ist unsere Pflicht, dem nachzugehen, und
zwar auch im Detail.

Bisher ist also der Informationsstand null. Und die
Beteiligung des Parlaments? Null. Wenn wir jetzt
daruber abstimmen, ob wir in den Datenraum dur-
fen, und fragen, ob DIE LINKE wie eine Bank be-
handelt werden und die HSH Nordbank selbst kau-
fen wolle, kénnen Sie lauter Spalchen machen,
Herr Tjarks. Ich habe auch ein bisschen gelacht.
Aber in der Sache geht es doch darum, dass die
Abgeordneten dieses Hauses mdglichst auf der
Hohe der Zeit sind. Im Moment lauft es so: Uns
wird gesagt, man wisse, dass das alles ganz
schwierig sei; Herr Schreiber hat das auch gerade
getan. Man erzahlt uns, in China bekdmen wir die
Bank bestimmt verkauft, anderswo sei es vielleicht
schwieriger. Und symptomatisch dafiir, wie diese
Debatte im Moment lauft, klopft sich der Birger-
meister — es macht ja sonst keiner an dieser Stel-
le — mal eben selbst auf die Schulter: Wir sind so
zufrieden mit den Angeboten, die eingegangen
sind fir die Bank.

Meine Damen und Herren, diese politische Debat-
te, ob man damit zufrieden sein kann, wirden wir
gern mit Ihnen fihren. Ob der Senat eigentlich al-
les richtig gemacht hat bis zum jetzigen Zeitpunkt,
darUber wirden wir gern mit lhnen diskutieren.
Stattdessen stellen Sie sich in die Offentlichkeit
und sagen: Lauft alles klasse, wir machen das al-
les richtig super, Details kdnnen wir euch leider
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nicht nennen. So geht es nicht in der politischen
Debatte. Das ist nicht genug fiur dieses Parlament.

(Beifall bei der FDP)

Und dann schaue ich mir einmal an, welchen Ein-
druck man eigentlich gewinnt, wenn man in dieser
Stadt lebt und Zeitung liest, wer dieses Thema be-
handelt. Ich komme zu dem Ergebnis, wenn ich
nur Zeitung lese: Der Finanzsenator der Stadt
muss Daniel Stricker sein. Denn immer, wenn es
zu diesem Thema etwas zu auflern gibt, aulert
sich Herr Stricker.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Glaubst du, dass
dieser Klamauk irgendetwas bringt?)

Ist Herr Stricker also jetzt der Finanzsenator?

Wenn ich in den Ausschuss gehe, muss ich glau-
ben, der Finanzsenator werde von PwC und Link-
laters bestimmt, dann das sind die Einzigen, die
dort Relevantes zu dem Verkaufsprozess sagen.
Der Finanzsenator taucht weg. Das sollte er nicht,
er sollte uns vollumfanglich informieren. Genau
darum geht es in unserem Antrag, und deswegen
sollten Sie ihm auch zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Zu Be-
ginn sei die Bemerkung erlaubt, dass FDP und DIE
LINKE offensichtlich gleichermafien von als Trans-
parenz getarnter Neugier geplagt werden. Das ist
verstandlich, hilft uns aber in der Sache nicht wei-
ter. Da haben wir es namlich mit einem klassi-
schen Zielkonflikt zu tun. Einerseits ist grofRtmdgli-
che Transparenz notwendig; Hamburg ist Eigentu-
mer und haftet bekanntlich in groBem Umfang fur
die Fehler und Verfehlungen des HSH-Nordbank-
Managements. Andererseits muss wegen dieser
Haftung das Interesse der Stadt sein, den Ver-
kaufsprozess moglichst stérungsfrei durchzufiih-
ren, und das heil3t auch, vertrauliche Informationen
nicht einem zu groflen Kreis zuganglich zu ma-
chen — und der Kreis ist eindeutig zu grof3, wenn
alle Blrgerschaftsabgeordneten Zugang zum Da-
tenraum erhalten und noch dazu eine Begleitper-
son mitnehmen kdnnen. Dieses Prozedere ent-
spricht auch nicht dem sonst sinnvollerweise prak-
tizierten Vorgehen, dass die Fachleute der Fraktio-
nen, also die Ausschussmitglieder, Einsicht neh-
men koénnen. Den hier beantragten Datenraumtou-
rismus lehnen wir ab.

Die FDP mochte dariiber hinaus auch noch Infor-
mationen zu den Kaufinteressenten. Diese Daten
erscheinen, allemal aus Kaufersicht, als sensibel
und noch schitzenswerter. Und wahrend beim An-

trag der LINKEN die Antwort auf die grundsatzliche
Sinnfrage noch positiv ausfallt, fehlt es hier dabei
tatsachlich an Mehrwert. Im Gegenteil: Interesse,
das fruhzeitig offentlich bekannt wird, kann einen
Abschluss verhindern. So sehr ich also persénlich
auch neugierig bin, wer die Kaufinteressenten
sind, halte ich meine Neugier zurlck. Im Interesse
der Hamburger Blrger sollte sich die FDP ebenso
zigeln. — Danke schoén.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Senator Dr. Tschent-
scher.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Mit dem
Abschluss des Beihilfeverfahrens und der Ent-
lastung von einem Teil ihrer Altkredite wurde die
HSH Nordbank so stabilisiert, dass wir eine hohe
Inanspruchnahme der Lander aus der Gewahrtra-
gerhaftung endgliltig abwenden konnten. Dieses
lag sehr im Interesse der Steuerzahler, denn An-
fang 2009 bestand noch eine Gewahrtragerhaftung
von uber 60 Milliarden Euro, die mittlerweile auf
rund 3 Milliarden Euro gesunken ist. Aber der Preis
fur die Fortfihrung der Bank ist hoch. Die Lander
haben 2009 3 Milliarden Euro frisches Kapital ein-
gebracht und eine Garantie Uber weitere 10 Milliar-
den Euro Ubernommen, die vermutlich in vollem
Umfang in Anspruch genommen wird. Herr Hack-
busch und Herr Kleibauer, es ist nicht so, dass die
voraussichtliche Inanspruchnahme 2012 1,2 Milli-
arden Euro war und Uber Nacht waren es dann
plétzlich 10 Milliarden Euro, sondern genau ge-
nommen ist die voraussichtliche Inanspruchnahme
seit Ubernahme und Bestehen der Garantie stetig
kontinuierlich gestiegen, so wie die wirtschaftliche
Entwicklung der Kredite jeweils war, und Uber die-
sen Zwischenstand ist zu jedem Zeitpunkt seit
2009 berichtet worden. Es ging immer um die vor-
aussichtliche Inanspruchnahme, und diese ent-
wickelte sich so, wie die wirtschaftliche Entwick-
lung in den Kreditverhaltnissen war, in den letzten
Jahren gepragt durch die besonders schwere
Schifffahrtskrise eben in einem besonders starken
Umfang.

Die Entscheidungen der Lander waren in all diesen
Fragen kein Wunschkonzert, sondern immer eine
Abwagung von Chancen und Risiken, um die Fol-
gen einer verfehlten Landesbankenpolitik auf die
Landerhaushalte so gering wie mdglich zu halten.
Eine Abwicklung der Bank zu einem Zeitpunkt vor
2016, wie sie aus den Reihen der Opposition im-
mer wieder gefordert wurde, ware ein schwerer
Fehler gewesen, der unseren Haushalt mit zusatz-
lichen Milliarden Schulden belastet hatte. Stattdes-
sen hat die Bank das riskante Altportfolio von tGber
180 Milliarden Euro auf nunmehr rund 30 Milliar-
den Euro abgebaut — dies war sehr in den Vermo-
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gensinteressen ihrer Eigentimer —, aber dabei
muss sie auch jeden zusatzlichen vermeidbaren
Verlust abwenden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dazu gehort, selbst wenn das sehr schwer zu ak-
zeptieren ist, ein Verzicht auf Forderungen, wenn
die Kreditnehmer diese ohnehin nicht mehr auf-
bringen kénnen und wenn damit die Wahrschein-
lichkeit groRer wird, dass die Bank tUberhaupt noch
etwas von dem Geld zuriickbekommt, das sie in
den Jahren bis 2008 in groBem Umfang ohne aus-
reichende Sicherheiten und auf Risiko der Lander
verliehen hat. Deshalb wird es angesichts der an-
haltenden Schifffahrtskrise auch weitere Restruktu-
rierungen geben missen, die Forderungsverzichte
beinhalten. Die HSH Nordbank und auch die hsh
portfoliomanagement AR haben im Interesse der
Steuerzahler die Pflicht, um jeden Euro hart zu ver-
handeln, den sie aus den Krediten zurlickerhalten
koénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Noch nie war die Information Gber die HSH Nord-
bank so umfassend wie in den letzten Jahren. Wir
berichten den Abgeordneten heute in vertraulichen
Sitzungen detailliert Gber die Risiken der Bank und
ihrer Altgeschéafte, Uber die man das Parlament ei-
gentlich hatte informieren missen, als diese Ge-
schafte seinerzeit abgeschlossen wurden. Auch
Uber die Entwicklungen in den Anstalten erhalten
Sie zu jedem Zeitpunkt die vorliegenden belastba-
ren Informationen und auch Zahlen, aber eben kei-
ne Spekulationen in die Zukunft und auch keine
Rechenschaft fur die Zukunft, sondern immer das,
was wir wahrheitsgemal zum jeweiligen Berichts-
zeitpunkt sagen kdnnen. Wir berichten genauso
detailliert Gber den Fortschritt des Privatisierungs-
verfahrens, das wir unter den Auflagen der Euro-
paischen Kommission so durchfiihren, wie es die
rechtlichen und 6konomischen Anforderungen ver-
langen. Herr Kruse, dass Sie sagen, Sie seien null
informiert, besagt nichts Uber unsere Informations-
aktivitat,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

sondern Uber die Art und Weise, wie Sie in diesen
Ausschusssitzungen offensichtlich die Ausfiihrun-
gen, die von mir kommen und die auch, ausdrick-
lich auf meinen Wunsch, von unseren Beratern
kommen, verfolgen.

Wie in anderen Bieterverfahren auch, gewahrleis-
tet eben nur eine hohe Vertraulichkeit die Pro-
zesssicherheit und die Chance auf eine erfolgrei-
che Privatisierung. Diese Vertraulichkeit ist keine
Meinung, die strittig ist. Wir sind uns einig zwi-
schen beiden Landern, zwischen allen Beratern
und der Bank und der Aufsicht. Hier gibt es keine
zwei Meinungen, und die der Beteiligungsverwal-
tung kénnen Sie von mir in diesem Punkt heute
gern erfahren. Einige Bieter haben ausdricklich er-

klart, dass sie aus dem Verfahren aussteigen,
wenn ihre Beteiligung zu einem frihen Zeitpunkt
offentlich wird. Diese Vertraulichkeit entspricht dem
Vorgehen bei vergleichbaren Verkaufsverfahren
und dient der von der Kommission geforderten
Wettbewerblichkeit und Marktgerechtigkeit der
Preisfindung. Der heute vorliegende FDP-Antrag
ist insofern geeignet, das Verkaufsverfahren zum
Nachteil der Lander zu belasten, wenn nicht sogar
zum Scheitern zu bringen. Er entspricht der wider-
spruchlichen Oppositionshaltung, mit grolRer Rhe-
torik einen Verkauf der Bank zu fordern, und dann
alles zu kritisieren, was daftr erforderlich ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch eine Einsichtnahme in den Datenraum ist aus
rechtlichen Griinden nicht méglich. Die HSH Nord-
bank ist eine Aktiengesellschaft, die unter strengen
aufsichtsrechtlichen Bedingungen am Kapitalmarkt
tatig ist. Sie hat nicht nur die Rechte der Eigenti-
mer zu wahren, sondern auch die Geschaftsge-
heimnisse ihrer Kunden und die Interessen ihrer
Investoren aus dem Kapitalmarkt. Der Datenraum
ist daher streng transaktionsbezogen, dient gerade
nicht der allgemeinen Auskunft Uber den Zustand
der Bank und darf auf vertraglicher Grundlage nur
Bietern gewahrt werden, die ein begriindetes Inter-
esse am Kauf der Bank darlegen.

Meine Damen und Herren! Wenn das Privatisie-
rungsverfahren nach den Empfehlungen der Ex-
perten der Citibank weiterhin professionell betrie-
ben wird, haben wir die Chance, iber den werthal-
tigen Teil der HSH Nordbank einen Erl0s zu erzie-
len, der die ohnehin sehr hohen Verluste aus den
friheren Geschaften jedenfalls um diesen Betrag
verringert. Der Senat hat auf den Verkaufsprozess
einen realistischen Blick, denn das Marktumfeld flr
europaische Banken ist derzeit schwierig. Wir wer-
den in einigen Tagen wissen — nicht heute, aber in
einigen Tagen —, ob und in welchem Umfang indi-
kative, also zunachst noch unverbindliche Angebo-
te eingehen, die uns eine aussichtsreiche Fortflih-
rung des Bieterverfahrens ermdglichen. Die Bank
wird jetzt verkauft oder sie muss ihr Neugeschaft
einstellen.

Vieles wird davon abhangen, wie die Altlasten aus
den friheren Jahren bewaltigt werden. Niemand
kann derzeit wissen, welche Optionen die Investo-
ren hierfir sehen und welche Lésungen es dafir
geben kann. Aber eines steht fest: Wir werden wei-
terhin konsequent darauf achten, dass alles, was
geschieht, unter streng 6konomischen Malstaben
beurteilt und unter Wahrung der Vermdgensinter-
essen der Lander entschieden wird. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Herr Prasident. — Die Redezeitbeschrankung auf
funf Minuten hatte mich in der ersten Runde davon
abgehalten, konkret zu formulieren, was genau wir
mit dem Antrag, den wir konkret gehalten haben,
erreichen wollen. Das ist mir jetzt in der zweiten
Runde wichtig.

Herr Senator, uns geht es darum, dass wir uns an-
sehen wollen, was auch ein Unternehmen sieht,
das sein Interesse fir die Bank bekundet. Es sieht
nicht die Kundenbeziehungen und so weiter, denn
das sind ja haufig sogar Konkurrenten der HSH
Nordbank. Von daher bin ich sehr skeptisch, ob Ih-
re juristische Einschatzung der Prifung, die wir si-
cherlich noch vornehmen werden, standhalt. Ich
halte es fur eine Notwendigkeit oder zumindest im
Interesse des Parlaments, gleichgestellt zu werden
mit den Konkurrenten der HSH Nordbank, die ge-
genwartig in den Datenraum hineinsehen kénnen.
Das ist unserer Meinung nach sehr wichtig.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist deswegen besonders wichtig, weil wir kaum
eine Information haben, die uns unabhangig von
den Aussagen der Bank uber die Situation der
Bank Aufschluss gibt. Sie haben uns eine unab-
héngige Untersuchung oder eine unabhangige Ein-
schatzung, wie sowohl in unseren Antrdgen als
auch in den Antragen der FDP gefordert, nicht er-
moglicht. Sie haben gesagt, das lehnten Sie ab.
Wir sind nicht der Meinung, dass das Interesse der
Bank identisch ist mit dem Vermdgensinteresse
der Stadt. Das ist unsere Grundthese. Dement-
sprechend war bei der letzten Debatte die Unab-
héngigkeit einer solchen Untersuchung die ent-
scheidende Frage. Das haben Sie uns verwehrt.
Der Schritt, zumindest den Datenraum anzuschau-
en, ist ein kleiner Schritt, den wir eigentlich zusatz-
lich gehen wollten und den Sie uns anscheinend
wieder verwehren wollen.

Warum ist das so wichtig? Weil — und ich finde es
erschreckend, dass Sie darauf gar nicht eingegan-
gen sind — das Interesse der Bank und von Herrn
Ermisch, der sicherlich ein guter Banker ist, und
das Interesse der Stadt nicht unbedingt das Glei-
che ist. Wenn Herr Ermisch gegenwartig in Inter-
views sagt, dass er sich gut vorstellen kénne, kinf-
tig Chef der verkauften Bank zu sein, missen wir
doch alle sehr skeptisch sein, ob das auch unser
Interesse ist. Da missen doch auch Sie skeptisch
sein oder zumindest Ihr Erstaunen uber eine sol-
che AuBerung zum Ausdruck bringen, denn das
kann nicht im Interesse der Stadt sein, weil dann
plétzlich das Geflige insgesamt einfach ein ande-
res ist. Ich habe den Eindruck, dass Sie dort so
ahnlich wie Mogli mit der Schlange Kaa agieren.

Die Bank sagt lhnen: Das ist in lhrem Interesse.
Wir regeln das schon fiur Sie. Die Stadt wird gut
dabei wegkommen. Aber nein, ich sage, Sie sollten
nicht auf die Schlange Kaa achten. Sie sollten sich
freimachen von diesem Interesse und das unab-
hangig betrachten. Wir wollen das als Parlament.
Ich befiirchte nach Ihren AuRerungen, dass Sie
auch als Senat nicht diese Unabhangigkeit haben,
die eigentlich notwendig ware und die fir diese
Stadt absolut lebensnotwendig ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir kommen damit zur Abstimmung
und beginnen mit der Drucksache 21/8349, dem
Antrag der Fraktion DIE LINKE.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Nun zum Antrag der FDP-Fraktion aus der Druck-
sache 21/8341.

Wer diesem folgen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das ist mehrheitlich abgelehnt worden.

Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 62,
Drucksache 21/8340, Antrag der FDP-Fraktion:
Gesellschaftliche Anerkennung des Ehrenamts
starken — Ehrenamtskarte fur Hamburgerinnen und
Hamburger.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Gesellschaftliche Anerkennung des Ehrenamts
starken — Ehrenamtskarte fiir Hamburgerinnen
und Hamburger

— Drs 21/8340 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Oetzel von der
FDP-Fraktion, bitte schon.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Mehr als 550 000 Men-
schen in Hamburg engagieren sich in ihrer Freizeit
ehrenamtlich. Sie packen im Sportverein mit an,
bei der Freiwilligen Feuerwehr, bei der Arbeit mit
jungen und alten Menschen und nicht zuletzt bei
der Hilfe fir Geflichtete, um nur einige der Bei-
spiele zu nennen. Ohne das Engagement dieser
Menschen wiirde unsere Gesellschaft nicht funktio-
nieren, und sie verdienen dafiir Hochachtung und
unseren Dank.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8340
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(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Joa-
chim Lenders CDU)

Und gerade weil das so ist und weil die Aktiven oft-
mals nicht die Anerkennung erhalten, die sie ver-
dienen, machen wir Freien Demokraten heute er-
neut den Vorschlag, in Hamburg eine Ehrenamts-
karte einzufihren. Die Ehrenamtskarte ist eine Art
Bonusprogramm fiir Menschen, die sich in ihrer
Freizeit fur das Wohl der Gesellschaft engagieren.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment bitte. — Meine Damen
und Herren! Es redet nur Herr Oetzel. Wenn Sie
sich unterhalten wollen, verlassen Sie bitte den
Raum. — Fahren Sie bitte fort.

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend): Vielen Dank. —
Die Bonuspartner kdénnen ganz unterschiedlich
sein. Es konnen offentliche Unternehmen sein,

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Wenn es
nach lhnen geht, gibt es doch gar keine 6f-
fentlichen Unternehmen!)

nicht offentliche Unternehmen, aber auch jede Or-
ganisation, die sich fur eine Starkung des Ehren-
amtes einsetzen méchte.

In der vergangenen Legislaturperiode wurde ein
ahnlicher Vorstol3, den wir damals auch schon ge-
macht haben, abgelehnt mit der Begriindung, eine
solche Karte sei fir den Senat mit zu viel Aufwand
verbunden und es seien einfach zu viele Aspekte
zu klaren. Das ist und bleibt eine Bankrotterklarung
der Verantwortungstrager, vor allem vor dem Hin-
tergrund, dass die Bundeslander Baden-Wdurttem-
berg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thu-
ringen eine solche Karte bereits lange und erfolg-
reich eingeflihrt haben. Hamburg ist also Uber-
haupt nur eines von vier Bundeslandern, in denen
es eine solche Ehrenamtskarte nicht gibt. Und hier
soll es unmdglich sein? Meine Damen und Herren,
das spricht nicht gegen die Ehrenamtskarte, son-
dern gegen lhren Senat,

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

auch vor dem Hintergrund, dass sich der Senat bei
jeder Gelegenheit fir die tolle Kooperation mit den
umliegenden Bundeslandern rihmt, aber bei kon-
kreten Projekten nichts herumkommt. Selbst wenn
die Einflhrung der Ehrenamtskarte mit so viel Auf-
wand verbunden ware, wie Sie es immer darstel-
len, ware es doch ein Leichtes, einfach einmal die
umliegenden Bundeslander anzufragen, welche
Erfahrungen und Modelle es gibt und was sich be-
wahrt hat, um das dann als Blaupause flir Ham-
burg einzusetzen.

Liebe Kollegen von den GRUNEN, in der letzten
Legislaturperiode haben Sie das ganz genauso ge-
sehen, aber offenbar waren Sie in der Koalition
wieder dran mit Zugestandnissen; die GRUNEN
sind einfach immer dran mit Zugestandnissen. Wir
hatten uns (ber eine Uberweisung an den Sozial-
ausschuss gefreut, um zumindest einmal die Mog-
lichkeit zu haben, darlber zu sprechen, wie eine
Ehrenamtskarte in Hamburg zu realisieren ist, wel-
che Probleme es konkret gibt, und um zu schauen,
welche Bonuspartner mdoglich sind, und Erfah-
rungswerte einzuholen. Leider scheitert selbst das
offenbar am mangelnden Mut der GRUNEN, zu ih-
rer Uberzeugung zu stehen, oder am Unwillen der
SPD, sich fir die Anerkennung ehrenamtlichen En-
gagements auf einen Weg zu machen, den zwolf
andere Bundeslander bereits erfolgreich beschrei-
ten, nur weil das vielleicht Arbeit bedeuten kénnte.

Gehen Sie noch einmal in sich. Stimmen Sie zu-
mindest der Uberweisung unseres Antrags zu, und
dann koénnen Sie im Ausschuss ja erklaren, warum
es so unfassbar kompliziert ist, das ehrenamtliche
Engagement von mehr als einer halben Million
Menschen mit einer Ehrenamtskarte zu wirdi-
gen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Mdller von der SPD-
Fraktion.

Doris Miiller SPD:* Verehrter Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Der Antrag der FDP zum
Thema Ehrenamtskarte ist alter Wein in nicht ein-
mal neuen Schlauchen. Einen fast identischen An-
trag der FDP mit der Drucksachennummer
20/10997, im Petitum sogar wortgleich, habe ich
bereits im Jahr 2014 in der Sitzung der Birger-
schaft am 27. Februar debattiert.

(Thilo Kleibauer CDU: Das macht den An-
trag ja nicht schlechter!)

Ich mochte im Hinblick auf meine begrenzte Rede-
zeit und der bereits spaten Stunde die Debatte von
damals jetzt nicht wiedergeben. Der Antrag der
FDP wurde damals zusammen mit einem ahnli-
chen Antrag der GRUNEN an den Sozialaus-
schuss Uberwiesen und dort zusammen mit der
Drucksache 20/12430 zur Freiwilligenstrategie be-
handelt. Der Ausschuss hat der Birgerschaft dann
die Ablehnung beider Antrage empfohlen. Bis heu-
te haben sich zu den inhaltlichen Beratungen von
damals keine wirklich neuen Erkenntnisse erge-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Der finanzielle und birokratische Aufwand ist wei-
terhin unverandert gro. Im Gegenteil: Die Exper-
ten der freiwillig Engagierten und die jeweiligen Or-
ganisationen, die freiwillig Engagierte beschafti-
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gen, haben im Jahr 2015 im Rahmen der Engage-
mentstrategie 2020 auf der Sitzung der Koordinie-
rungsrunde Freiwilliges Engagement Uber das
Thema diskutiert und im Ergebnis die Einflhrung
einer Ehrenamtskarte abgelehnt. Das heif3t — noch
einmal fur die FDP, Sie hatten einfach nur nach-
schauen missen —: Ende 2015 war der Prifauftrag
definitiv beendet von der Behorde, einfach aus
dem Grund, dass die Leute, fiir den Sie diesen An-
trag gestellt haben, das gar nicht haben wollten.

(Beifall bei der SPD)

Der Wunsch der freiwillig Engagierten ist die Be-
reitstellung von Finanzmitteln flr eigene Projekte,
eine Anerkennungskultur und Médglichkeiten zur
Qualifizierung, sprich Weiterbildung. Das wird im
Rahmen der Engagementstrategie auch gemacht,

(Dennis Thering CDU: Seit wann?)

und das ist das, was auch im Rahmen der Engage-
mentstrategie 2020 gefordert worden ist.

In Hamburg besteht mit dem "Hamburger Nach-
weis" bereits ein individuelles Anerkennungs- und
Wirdigungsinstrument.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Es wurden 2016 insgesamt 352 "Hamburger Nach-
weise" ausgestellt, in diesem Jahr in den ersten
drei Monaten bereits 193. Fortbildungsangebote
bietet zum Beispiel die von der BASFI geforderte
Freiwilligenakademie des AKTIVOLI-Landesnetz-
werkes. Viele der dort eingestellten Angebote sind
fur freiwillig Engagierte kostenfrei. In &hnlicher
Form bieten dies auch das Forum Flichtlingshilfe
oder die Selbsthilfeorganisation KISS und sehr vie-
le andere Organisationen, die unterstiitzt werden
von den unterschiedlichen Behdrden.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat wirdigt das freiwilige Engagement je-
des Jahr im Rahmen verschiedener Senatsemp-
fange, zum Beispiel "Hamburg engagiert sich". Es
gibt einen Empfang fir Helferinnen und Helfer von
"Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen", einen
Empfang fur die Helferinnen und Helfer im Kata-
strophenschutz und so weiter. AuRerdem ist gera-
de die Engagementkampagne "Mit dir geht mehr!"
gestartet, die beispielsweise auch im Rahmen der
Engagementstrategie 2020 in Zusammenarbeit mit
den Menschen, die sich engagieren, entwickelt
wurde, und das Engagementforum lauft weiter.

(Beifall bei der SPD)

Dies alles macht die groRartigen Leistungen der
freiwillig Engagierten sichtbar und spricht so den
Dank fur die geleisteten Tatigkeiten aus. Um es
jetzt kurz zu machen:

(Dennis Gladiator CDU: Jetzt ist es zu spat!)

Die SPD-Fraktion wird den Antrag der FDP ableh-
nen und weiterhin an den vorher genannten Instru-
menten der Anerkennung und Wirdigung arbei-
ten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Eigentlich wirde ich jetzt einem Abgeord-
neten der CDU-Fraktion das Wort erteilen. Jetzt
kommt auch die Wortmeldung; bitte schén, Frau
Grunwaldt, Sie haben das Wort.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr verehrte Damen und Herren! Wenn
Sie es kurz machen wollen, liebe Frau Miiller, sa-
gen Sie doch einfach, dass Sie eine Ehrenamts-
karte nicht moéchten, dass Sie das ablehnen, und
ziehen Sie nicht irgendwelche fadenscheinigen Ar-
gumente an Land.

(Beifall bei der CDU und bei Daniel Oetzel
FDP)

Es ist absurd, dass es gerade in einer Stadt wie
Hamburg, in der sich der Senat im Glanze unserer
Ehrendmtler sonnt und diesen Ruhm immer gern
entgegennimmt, keine Ehrenamtskarte gibt.

(Doris Miiller SPD: Aus gutem Grund; es
wurde abgelehnt!)

Und noch absurder ist es, zu sagen: Wir haben die
Ehrenamtler gefragt, die wollen das nicht. Das ist
doch klar; das macht Ehrenamt aus. Glauben Sie
im Ernst, die Ehrenamtler sagen, sie méchten fir
ihr Engagement so eine Karte haben? Mein Gott,
die sind bescheiden und stellen diese Forderung
nicht. Es geht um eine Anerkennung, und eine An-
erkennung ist ein einseitiges Rechtsgeschaft.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Ksenija Bekeris SPD: Ach, Frau
Grunwaldt, das ist doch lacherlich!)

In Schleswig-Holstein — warum in die Ferne
schweifen? — hatten 2012 1 000 Menschen eine
Ehrenamtskarte, jetzt sind es 4 000. Erzdhlen Sie
mir bitte nicht, dieses Instrument wirde nicht ange-
nommen werden von den vielen Ehrenamtlern.
Das ist einfach lacherlich.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Ich danke der FDP dafiir, dass sie diesen Antrag
noch einmal eingebracht hat. Dass Sie sich nicht
einmal zu einer Uberweisung durchringen kon-
nen ...

(Dirk Kienscherf SPD: Mit Uberweisungen
haben Sie es heute! Das war friiher ganz
anders!)
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Ich hoffe, dass wir Sie noch davon (berzeugen
kénnen, wenigstens das zu tun. Es handelt sich
um einen Prifantrag. |hr Koalitionspartner hat in
der letzten Legislaturperiode ohne Riicksicht auf
jegliche Kosten die Einfiihrung einer solchen Eh-
renamtskarte gefordert, und Sie verweigern die
Diskussion iber einen Prifantrag im Ausschuss.
Damit tritt man das Ehrenamt mit Fil3en,

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

das gerade in der Flichtlingsstromgeschichte so
viel Arbeit geleistet und Aufgaben Ubernommen
hat, die eigentlich Aufgaben der Stadt gewesen
waren. Und Sie kénnen sich nicht einmal zu so ei-
ner Karte durchringen. Das finde ich wirklich scha-
big.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Doris Mtiller

SPD)

Wie dem auch sei, vielleicht Uberlegen Sie es sich
ja noch einmal und wir diskutieren es dann doch im
Ausschuss. Dann wirde die CDU gern anregen,
dass wir diese Karte auf den Speckgirtel auswei-
ten, weil viele Menschen im Speckgurtel von Ham-
burg wohnen, die sich in unserer Stadt engagieren
und die selbstverstandlich auch Nutzniel3er dieser
Karte werden sollen.

Wir freuen uns auf die Diskussion im Ausschuss,
und._insbesondere freue ich mich darauf, was die
GRUNEN gleich dazu sagen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizeprésident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Engels von der GRU-
NEN Fraktion.

(Zurufe)

Mareike Engels GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren!

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren! Nur Frau
Engels hat das Wort und sonst niemand. — Bitte
schon.

Mareike Engels GRUNE (fortfahrend): Am Montag
war ich mit meinem Kind beim Kinderarzt. In der
Schlange vor mir stand eine Frau mit ihrem Sohn,
die U6 stand an. Dabei wurde diese Frau von einer
anderen Frau begleitet. Sie dolmetschte geduldig,
erklarte das Gelbe Heft und unterstitzte sie auf ih-
rem Weg ins deutsche Gesundheitssystem, in dem
ja auch wir immer wieder einmal unsere Probleme
haben. Eine vermeintliche Kleinigkeit, die von so

vielen Ehrenamtlichen jeden Tag in unserer Stadt
geleistet wird, und das ist grof3artig.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Daniel Oetzel FDP — Zuruf)

— Dazu komme ich gleich noch.

Es sind aber genau diese Momente der Verantwor-
tungstibernahme und der Unterstiitzung, die maR-
geblich zu einem solidarischen Miteinander in un-
serer Stadt beitragen.

Wir alle haben den Sommer 2015 und die Flicht-
lingshilfe noch in Erinnerung.

(Karin Prien CDU: Kommen Sie mal zum
Punkt! Das wissen wir alle!)

Jeden Winter wieder belegen Ehrenamtliche im
Winternotprogramm Tausende Brote und verteilen
Suppe an Obdachlose,

(J6rg Hamann CDU und Dennis Thering
CDU: Jetzt zum Thema!)

die Obfrauen im Sozialausschuss konnten sich da-
von erst letztens Uberzeugen. Jeden Tag sind
Menschen ehrenamtlich im Dienst der Tafel unter-
wegs. Ob beim Sport, in der Jugendarbeit, bei der
Feuerwehr, iberall treffen wir auf Freiwillige.

(Zurufe — Glocke)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren! Frau Engels
hat das Wort.

Mareike Engels GRUNE (fortfahrend): Danke
schon. — Sie alle verdienen unseren allerhochsten
Respekt und unser aller Anerkennung

(André Trepoll CDU: Hatten wir schon!)
und keine Showdebatten.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, dass wir das ehrenamtliche Engagement
mit der nétigen Wirde diskutieren sollten. Freiwilli-
genarbeit tragt namlich nicht nur zu einem guten
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft bei, sie hilft
auch, innovative Ldsungen fur gesellschaftliche
Probleme zu finden.

(J6rg Hamann CDU: Ach nee!)

Und auch den engagierten Menschen selbst tut
Freiwilligenarbeit gut,

(Dennis Thering CDU: Was ist denn nun mit
der Karte?)

sie starkt die Teilhabe und das Vertrauen in die
Mitmenschen.

(J6rg Hamann CDU: Und jetzt zum Antrag!)

Meine Damen und Herren! Freiwillige winschen
sich Anerkennung, nicht nur, aber auch durch die
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Politik. Diesen Wunsch nehmen wir ernst und fih-
ren deshalb in den letzten Jahren auch eine De-
batte darGber, wie eine gute und angemessene
Anerkennung der Freiwilligenarbeit aussehen
kann. Manche machen das mit ein bisschen mehr
Sensibilitat und Ruhe, andere ein bisschen lauter.

(Zurufe von der CDU — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren, insbesonde-
re von der CDU-Fraktion, aber nicht nur von dort:
Das Wort hat ausschlie3lich Frau Engels und sonst
niemand. — Bitte schon.

Mareike Engels GRUNE (fortfahrend): Gerade
aufgrund unseres Antrags in der letzten Legislatur-
periode gab es bereits eine umfassende Debatte in
der Birgerschaft. Das Petitum, das jetzt einge-
bracht wurde, ist weitestgehend identisch; das war
damals ein Zusatzantrag der FDP zu unserem An-
trag. Wir debattierten darUber, wie eine gute und
angemessene Anerkennung der Freiwilligenarbeit
aussehen kann. Deswegen wurde die Ehrenamts-
karte, auch aufgrund unseres Antrags, damals in
die Ehrenamtsgremien zur Diskussion gegeben.
Dort war das Thema, sie wiinschten sich mehr An-
erkennung, und diesen Wunsch missen wir ernst
nehmen und ihm nicht einfach nur mit Pdbeleien
begegnen.

(Dennis Thering CDU: Das spricht doch fir
die Ehrenamtskarte!)

Diesen Wunsch muissen wir ernst nehmen. Aber
wir missen auch ernst nehmen, dass die Ehren-
amtskarte nicht primar von ihnen gefordert wird.

Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass wir das eh-
renamtliche Engagement so gut wie moglich wirdi-
gen wollen.

(André Trepoll CDU: Das haben Sie schon
dreimal gesagt!)

Deswegen hat sich Rot-Griin darauf verstandigt,
zum Beispiel die Netzwerkstrukturen der Freiwilli-
gen zu férdern und zu starken; das Landesnetz-
werk AKTIVOLI und das Forum Flichtlingshilfe sei-
en hier nur genannt. Wir férdern Fortbildungen fir
Ehrenamtliche. Der "Hamburger Nachweis" wird
immer starker nachgefragt. Das zeigt, dass das ein
konkretes Moment der Anerkennung von ehren-
amtlichem Engagement ist. "Mit dir geht mehr!" —
mit diesem Slogan geht der Senat aktuell hinaus in
die Stadt, um noch einmal die Bedeutung des eh-
renamtlichen Engagements deutlich zu machen.
Das ist etwas Neues, das gab es vor zwei Jahren
noch nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vor wenigen Wochen erst fand der Auftakt in der
Stiftung Alsterdorf statt und ich war wirklich begeis-
tert von all den Ehrenamtlichen. Ich habe tbrigens

keinen Abgeordneten der CDU und der FDP dort
gesehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
rufe von der CDU)

Den Antrag zur Ehrenamtskarte werden wir heute
ablehnen, weil wir in der Koalition dafiir keine
Mehrheit haben.

(Zurufe von der CDU: Ahl!)

Aber: Die Ehrenamtskarte ist eine Mallnahme zur
besseren Anerkennung von Freiwilligenengage-
ment, und wir haben mehrere Malnahmen. Unter
anderem fordern wir auch Uber den Integrations-
fonds die Freiwilligenarbeit an vielen Stellen kon-
kret vor Ort. Das sollten Sie sich vielleicht einmal
mit ein bisschen Ruhe betrachten und dann im All-
tag die gemeinwohlorientierte Arbeit der Freiwilli-
gen wurdigen. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Herr Abgeordneter Hamann, ich bitte Sie,
kiinftig die Redner nicht stdndig zu unterbrechen.

Nun hat Frau Boeddinghaus von der Fraktion DIE
LINKE das Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es
spannend, welche Debatten uns am spaten Abend
noch so in Wallung bringen. Erschreckend finde
ich, wie die rot-grine Prosa zwar zum Ausdruck
bringen méchte, wie wichtig das Ehrenamt ist, aber
wenn es dann ernst wird, wird gekniffen. Aller Eh-
ren wert, Frau Engels, dass Sie zum Ende Ihre Re-
de wenigstens deutlich aussprechen, dass Sie ein-
fach keine Mehrheit in der Koalition gefunden ha-
ben. Das bringt wieder Glaubwdrdigkeit. Alles an-
dere ist wirklich einfach peinlich.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Ich verstehe Ihre Erregung nicht, Frau Muller. Es
ware alles viel einfacher, wenn die Koalition sich in
der Lage sehen wiirde, mit der Opposition zusam-
men konstruktiv im Ausschuss daruber zu debattie-
ren, denn das haben bisher alle Redebeitrage ge-
zeigt: Es gibt viel zu diskutieren. Die einen zitieren
diesen Ehrenamtler, die anderen jenen, und beide
behaupten, dass ihre eigene Position dadurch ge-
starkt werde.

(Ksenija Bekeris SPD: Frau Grunwaldt hat
keinen zitiert!)

Das ist wirklich nicht Uberzeugend. Das Uberzeugt
niemanden, der hier oben zuhért. Das ist ein peinli-
ches Bild fiir die Menschen drauf3en. Wir haben so
viel Ehrenamt in der Stadt und es nimmt weiter zu.
Dass die Abgeordneten dann nicht einmal in der
Lage sind, Uber deren Interesse und Arbeit im
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Fachausschuss zu diskutieren, was fallt einem da-
zu noch ein?

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP — Zuruf von Doris Miller SPD)

Ich fand die Rede von Frau Grunwaldt groRartig
und habe eigentlich nichts hinzuzuflgen. Ich
mochte nur noch einmal erwéahnen, dass dies nicht
einmal ein Antrag mit ganz bestimmten Forderun-
gen ist, sondern es ist ein Prifantrag. Er macht die
Tar auf fur eine ergebnisoffene Debatte, in der die
Ehrenamtskarte eine Rolle spielt.

(Doris Miiller SPD: 2015 hatten wir so einen
Prufantrag!)

Aber wir waren durchaus in der Lage, von lhnen zu
horen, welche Argumente unter Umstédnden auch
dagegen sprechen. Denn, das hat die Diskussion
2015 im Ausschuss gezeigt, es gibt auch Argu-
mente dagegen. Aber lassen Sie es uns doch zu-
sammen im Fachausschuss diskutieren. Es gibt
viele spannende Fragen. Und eines ist auch klar,
Frau Miller: Irgendwelche Preise, Empfange und
Slogans, die man jetzt neu erfindet, werden der
Anerkennung des Ehrenamts nicht gerecht.

(Beifall bei der LINKEN und der FDP)

Also noch einmal deutlich zum Schluss: Das Eh-
renamt hat eine ausgesprochen wichtige Funktion
in einer solidarischen Gesellschaft. Sie brauchen
mehr als Empfange. Es kann zum Beispiel nicht
sein, dass Ehrenamtler noch auf ihren Kosten sit-
zen bleiben, wenn sie zu ihrer Tatigkeit fahren —
was Realitat ist. Und: Ehrenamt darf nicht erset-
zen, was in staatlicher Verantwortung liegt. Hier
missten SPD und GRUNE klar Flagge zeigen, wo
eigentlich die Grenzen sind. Sie mussten die sozia-
le und kulturelle Infrastruktur starken und ausbau-
en, dann hatte das Ehrenamt eine noch grélRere
Chance, wertgeschatzt zu werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Korner von der AfD-
Fraktion. Herr Dr. Kérner, Sie haben noch eine Re-
dezeit von 4.20 Minuten.

Dr. Joachim Korner AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die ehrenamtliche Tatigkeit der Blrger ist hoch zu
schatzen. Dieser Einsatz der Birger kommt der
Gesellschaft in vielen Bereichen zugute, in Verei-
nen, gemeinnitzigen Gesellschaften, vor allem
aber in sozialen und pflegerischen Einrichtungen.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Diese Mitarbeit ist von grofRer Hilfe. Viele Men-
schen profitieren davon und viele kdnnen nicht
darauf verzichten. Wir kénnen diese Leistungen

gar nicht hoch genug schatzen. Besonders diese
Menschen verdienen unsere Anerkennung und un-
seren Dank. Wir halten deshalb den Antrag der
FDP fur einen wichtigen und richtigen Schritt. Wir
werden ihn unterstitzen und zustimmen. Allerdings
mussen wir darauf achten, dass nicht das ehren-
amtliche Engagement der Blrger zu kritikwirdigen
politischen Zielen zweckentfremdet wird. Auch darf
es nicht passieren, dass auf diese Weise einge-
sparte Gelder dann an zweifelhafte Gruppen flie-
Ren, welche die faire politische Auseinanderset-
zung behindern. Wir bleiben jedoch dabei: Den
freiwilligen ehrenamtlichen Leistungen unserer
Bulrger gilt unsere uneingeschrankte Anerkennung
und unser herzlicher Dank. — Ich danke lhnen.

(Beifall bei der AfD und bei André Trepoll
CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Wir horen als Nachstes Herrn Oetzel von der FDP-
Fraktion. Sie haben noch 2.35 Minuten Redezeit.

Daniel Oetzel FDP: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir konnen hier festhalten, dass
12 von 16 Bundeslandern die Ehrenamtskarte fir
eine gute Sache halten. Wir haben in der Debatte
gehdrt, dass flinf von sechs Fraktionen eine Eh-
renamtskarte in Hamburg einfiihren wiirden, auch
wenn nicht alle dieser Fraktionen so abstimmen
kénnen oder durfen, wie sie vielleicht gern wirden.
Die Einfihrung einer Ehrenamtskarte scheitert so-
mit in Hamburg konkret am Unwillen der SPD, sich
damit auseinanderzusetzen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Dr.
Bernd Baumann AfD)

Frau Miller, dass Sie uns hier ernsthaft vorwerfen,
wir wirden den Antrag wortgleich einbringen und
das spreche gegen unseren Antrag, ist wirklich ab-
surd. Sie fihren damit nur noch einmal klar vor Au-
gen, wie wenig nachvollziehbar das Abstimmungs-
verhalten der GRUNEN heute ist. Wenn Sie sagen,
es habe sich doch am Antrag nichts geandert, es
sei derselbe Antrag, und die GRUNEN haben da in
der letzten Legislaturperiode zugestimmt und leh-
nen ihn heute ab, dann ist das ein Trauerspiel.
Und dass Frau Engels eben gesagt hat, wir wir-
den irgendwelche Show-Debatten fuhren, das
kann es nun wirklich nicht sein. Sie verweisen in
Ihrem weiteren Wortbeitrag darauf, dass wir keine
Ehrenamtskarte brauchten, denn es gebe doch ir-
gendwelche Senatsempfange und eine Senats-
kampagne und die FDP und die CDU kénnten sich
gar nicht fir Ehrenamtliche einsetzen, weil sie bei
der Kick-off-Veranstaltung dieser Senatskampagne
nicht anwesend waren, und das wirde uns grund-
satzlich diskreditieren. Das ist eine Argumentation,
um von lhrem Abstimmverhalten heute abzulen-
ken, die aber wirklich nicht funktioniert. Vor allem,
dass Sie uns eine Show-Debatte vorwerfen, wo
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Sie doch eigentlich am liebsten auch dem Antrag
zustimmen wirden, was Sie am Ende selbst zuge-
geben haben, ist wirklich absurd, Frau Engels.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Dann mussen wir uns noch anhdren, es kdnne
nicht sein, dass wir nicht in Ruhe Uber unser Anlie-
gen diskutieren wollen. Sie sind es aber, die die
Ausschusslberweisungen verhindern wollen. Alle
Rednerinnen und Redner in der heutigen Debatte
haben dartber gesprochen, dass viele Fragen zu
klaren sind. Sie haben Verbande zitiert, die es alle
nicht wollen. Ich weill nicht, was in den anderen
zwoOIf Bundeslandern passiert, in denen es eine
Ehrenamtskarte gibt. Werden die Leute alle
zwangsbeglickt?

(Zuruf von Doris Miller SPD)

Wollen die alle nicht die Ehrenamtskarte? Es hort
sich so an, als ware das ein Auslaufprojekt und als
wurden die Leute sie am liebsten nicht beantragen,
aber in zwoIf Bundeslandern lauft dieses Projekt.
Und es handelt sich dabei sicher nicht um ein ko-
misches Zwangsgeschenk, das den Leuten hinter-
hergeworfen wird und das sie nehmen, weil sie
nichts Besseres bekommen kénnen. Das ist wohl
nicht die Realitat, Frau Bekeris.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Es ist auch in Ordnung, dass Sie hier vortragen,
was Sie alles fiir Ehrenamtler tun. Aber nur weil
Sie sich engagieren und bestimmte Sachen tun,
die richtig sind, missen Sie doch die anderen Sa-
chen nicht lassen. Mehr geht doch immer.

(Glocke)

Deshalb tberweisen Sie den Antrag bitte an den
Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Gibt es noch
weitere Wortmeldungen? — Das ist nicht der Fall,
dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer nun die Drucksache 21/8340 an den Aus-
schuss fir Soziales, Arbeit und Integration Uber-
weisen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Da-
mit ist der Antrag abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer méchte nun den FDP-Antrag aus Drucksache
21/8340 annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Antrag auch inhaltlich abge-
lehnt worden.

Wir kommen nun zur
Senatsbefragung

Dazu liegt uns vonseiten der Fraktionen der AfD
und der SPD jeweils eine Fragestellung vor. Fur je-
de dieser Fragen und weitere Nachfragen sowie
deren Beantwortung stehen jeweils 20 Minuten zur
Verfugung. Ich mdchte vorab darauf hinweisen,
dass Antworten auf Fragen, die hier und heute
nicht beantwortet werden kdnnen, zu Protokoll
nachgereicht werden.

Wir beginnen nun zunachst mit der Fragestellung
der AfD. Wer mdchte sie vortragen? Herr Dr. Wolf,
Sie haben das Wort. Bitte benutzen Sie dazu das
Mikrofon.

[In einem Brief an deutsche Bildungspolitiker
schlagen 130 Professoren und Mathematikleh-
rer Alarm, weil viele Abiturienten, die sich fiir
Facher der Bereiche Wirtschaft, Mathematik, In-
formatik, Naturwissenschaften und Technik
(WiIiMINT) einschreiben, lberfordert seien — kri-
tisiert wird explizit auch das Hamburger Klau-
surdesaster und die "teilweise absurd konstru-
ierten” Realitatsbeziige in den Aufgabenstel-
lungen.

Welche Konsequenzen leitet der Senat aus den
in dem Brief erhobenen Vorwiirfen und den
sechs konkret vorgeschlagenen MaBnahmen
fiir einen besseren Mathematikunterricht ab?
(Fragethema der AfD-Fraktion)]

Dr. Alexander Wolf AfD: Herr Senator, in einem
offenen Brief an Bildungspolitiker der Lander und
des Bundes schlagen 130 Professoren, Dozenten
und Mathelehrer Alarm — der Brief ist datiert vom
17. Marz 2017 —, weil viele Abiturienten, die sich
fur die Facher Wirtschaft, Mathe, Informatik, Natur-
wissenschaften und Technik, auch WiMINT abge-
kirzt, einschreiben, heillos Uberfordert seien. Kriti-
siert wird dabei speziell das Ergebnis der Hambur-
ger Probeklausur beziehungsweise deren Umwer-
tung. Aullerdem werden explizit angesprochen die
— Zitat —

"teilweise absurd konstruierten Textaufga-
ben"

in den Aufgabestellungen.

Frage: Ist der Brief bereits Gegenstand einer be-
hérdeninternen Auswertung gewesen und wie ge-
denkt der Senat sich zu den sechs konkreten An-
derungsvorschlagen zu verhalten?

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Wer mdchte fur
den Senat antworten? — Herr Senator Rabe bitte.

Senator Ties Rabe:* Sehr geehrter Herr Wolf,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Richtig
ist — und es freut mich, dass Sie es auch so wie-
dergegeben haben —, dass der Brief sich nicht an
Hamburg direkt richtet, sondern er wurde an die
Kultusministerkonferenz und alle 16 Schulminister
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geschickt. In der Tat kritisieren 130 Mathematik-
professoren den mathematischen Kenntnisstand
und das mathematische Kompetenzniveau der
Schilerinnen und Schiler, die ein Studium begin-
nen. Sie flhren das auf die neuen Bildungsplane
und die besonderen Textaufgaben zurtick. Dieser
Brief wird zurzeit in der KMK und auch in meiner
Behorde diskutiert und analysiert. Damit hatte ich
eigentlich schon lhre Frage beantwortet, denn Sie
hatten lediglich gefragt, ob wir uns damit beschéafti-
gen, und das tun wir. Doch ich nehme an, Sie hat-
ten gern eine Stellungnahme dazu.

Aber vielleicht zur Sache selbst noch einmal die
genauere Ausflhrung: 2000 hat die erste PISA-
Studie Deutschland einen Schock versetzt, weil wir
in den verschiedenen Kompetenzbereichen sehr
weit hinten lagen. Das galt insbesondere fur Ma-
thematik. Wir waren Zwanzigster der OECD-Staa-
ten in Mathe. Als Grund fuhrten die Wissenschaft-
ler damals an, dass die Schilerinnen und Schiiler
zwar Wissen auswendig konnten und gebiffelt hat-
ten, aber damit nicht souveran umgehen konnten.
Sie empfahlen einen anderen Mathematikunterricht
und auch veranderte Bildungsplane. 2003 be-
schloss die Kultusministerkonferenz, ausgehend
von den Impulsen der Wissenschaftler, tatsachlich
neue Bildungsstandards — Kompetenzorientierung,
wie es so schon heillt. Seit 2003 bis zum Jahr
2010 haben alle meine Vorganger, Senatorinnen
und Senatoren, diese kompetenzorientierten Bil-
dungsstandards in Hamburger Lehrplanen veran-
kert.

Wir konnen feststellen, dass Deutschland sich in
dieser Zeit bei den PISA-Tests in Mathematik maf3-
geblich verbessert hat. Von Platz 20 sind wir alle
drei Jahre bei jedem neuen PISA-Test nach vorn
gekrabbelt und haben uns beim letzten PISA-Test
auf Platz 10 vorgearbeitet. Es mag sein, dass die-
ses Kompetenzniveau immer noch nicht reicht;
daruber lasst sich trefflich streiten. Aber so zu tun,
als ob die Bildungsplane ursachlich fiir ein Desas-
ter seien, hielle genau die gegenteilige Argumen-
tation, die hier tatsachlich dem zugrunde liegt, an-
zuwenden. Tatsachlich wurde das Desaster Ende
der 1990er-Jahre durch PISA festgestellt und fullte
damals auf Bildungsplanen, die heute von diesen
Wissenschaftlern wieder zuriickgefordert werden,
die uns aber 2000 das schlechte Ergebnis be-
schert haben. Die dann neu eingefiihrten Refor-
men — ob sie in allen Punkten so bestehen bleiben
mogen, das sei dahingestellt — haben aber eine si-
gnifikante Verbesserung der Leistungen in Mathe-
matik in allen deutschen Bundeslandern auf den
Weg gebracht, sodass es etwas monokausal redu-
ziert ware zu sagen, heute seien die Schiler
schlechter als damals — in Klammern, das ist defi-
nitiv falsch — und es liege an den Bildungsplanen;
das ist auch von der Beweisfllhrung mihsam.
Grundsatzlich gilt aber, dass wir vermutlich weitere
Impulse im Fach Mathematik brauchen.

Ich gebe zum Schluss zu bedenken, dass zurzeit
mehrere Dutzend andere Mathematikprofessoren
einen Entgegnungsbrief schreiben, in dem sie an-
fihren, genau diese Lehrpldne seien das Beste,
was wir hatten tun kénnen, und so stehen wir Poli-
tiker auch ein bisschen nachdenklich vor dem in-
nermathematischen Streit der Fachwissenschaft-
ler. Die einen sagen, textorientierte Losungswege,
und die anderen sagen, rechnen, rechnen, rech-
nen. Das ist in der Tat fUr die Kultusminister nicht
einfach und wird Gegenstand weiterer Befassun-
gen sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Gibt es eine Zu-
satzfrage der Fragen stellenden AfD-Fraktion? —
Herr Dr. Wolf, dann dirfen Sie noch einmal fir ma-
ximal eine Minute.

Dr. Alexander Wolf AfD: Meine Zusatzfrage lau-
tet: Ich entnehme Ihrer Antwort, Herr Senator, dass
Sie eher dariber nachdenken, dass die Kompe-
tenzorientierung noch nicht zureichend verankert
sei und weiter ausgebaut werden misse. Das, was
die 130 Professoren und Dozenten anfiihren, weist
eher zum Gegenteil. Sie berufen sich auf zumin-
dest eine Statistik, die in den letzten zehn Jahren
standig sinkende Matheleistungen konstatiert. Sie
sprechen an, dass fur Studienanfanger — Zitat —

"ein mathematisches Alphabetisierungspro-
gramm"

ndtig sei in diesen WIMINT-Fachern, und fordern
speziell, sich von einer Ubertriebenen Kompetenz-
orientierung abzuwenden und zu einer starker an
fachlichen Inhalten orientierten Matheausbildung
zurlickzukehren. Vor dem Hintergrund frage ich
Sie, ob ich Sie falsch verstanden habe hinsichtlich
des gegebenenfalls weiteren Ausbaus der Kompe-
tenzorientierung. Soll nicht das Ruder da ein Stuck
weit herumgerissen werden und hat man es viel-
leicht nicht Ubertrieben in die falsche Richtung? —
Danke.

Senator Ties Rabe:* Ich will noch einmal wieder-
holen, die Veranderung der Lehrplane war Teil ei-
nes gesamten Reformwerks der Jahre 2000 bis
2010. Diese Veranderungen haben zumindest
einen deutlichen Leistungszuwachs der Schulerin-
nen und Schiler herbeigefuhrt. Es mag sein, dass
das fir viele Professoren heute immer noch zu we-
nig ist, was dort von Schilern und Studenten ge-
leistet wird. Offenkundig ist es aber umgekehrt so,
dass diese neuen Lehrplane als Teil einer Gesam-
treform zu einer Verbesserung der Leistungen der
deutschen Schilerinnen und Schiiler in allen Bun-
deslandern gefiihrt haben. Woran wir arbeiten
missen, und da gebe ich Ihnen recht, Herr Wolf,
ist die spannende Frage: Brauchen wir noch star-
ker Losungskompetenzen und — ich spitze es zu
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mit meinen Worten, Mathematikprofessoren wer-
den mich dafiir vermutlich tadeln — brauchen wir
mehr mathematische Philosophie? Ich lese einen
komplizierten Sachverhalt in einem Text und meine
Kreativitat ist es, den Lésungsweg zu finden. Das
ist die eine Variante als ganz aullenstehendes Ex-
trem. Oder brauchen wir eher den Lésungsansatz,
bei dem man sagt, Gesetz ist f von x gleich sowie-
so, berechne den Wendepunkt, und dann muss
man innerhalb dieser Formel rechnen? Das ist der
andere Extrempunkt. Ich nehme wahr, dass die
Mathematiker selbst, auch an den Universitaten,
hoch zerstritten sind Uber diese beiden Extreme.
Ich sagte bereits, andere Mathematiker schreiben
zurzeit an dem Gegenbrief; mir wurde schon ein
Entwurf zugestellt. Deswegen gilt hier, dass die
Kultusministerkonferenz insgesamt diese Frage mit
den Fachleuten noch einmal genau erdrtert.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es wurde schon
angezeigt, dass es Nachfragen aus den Fraktionen
geben soll. Ich weise vorher trotzdem noch einmal
darauf hin, dass jede Fraktion nur eine Nachfrage
stellen kann. Dies gilt auch fir fraktionslose Abge-
ordnete.

Wir haben jetzt Wortmeldungen vorliegen. Als Ers-
tes bitte Herr Abaci von der SPD-Fraktion.

Kazim Abaci SPD: Herr Senator, wie stellt sich die
Entwicklung und Situation der Mathematiklehrerin-
nen und -lehrer an den Hamburger Schulen dar?
Koénnten Sie dazu etwas sagen?

Senator Ties Rabe:* Untersuchungen haben ge-
zeigt, dass das Mathematikniveau von Schilerin-
nen und Schilern sehr stark damit zusammen-
hangt, ob die Lehrkraft selbst Mathematik studiert
hat oder nicht. Es gibt auch hinreilende Ausnah-
men. Es gibt Lehrerinnen und Lehrer fir Chemie
oder Sport, die vielleicht auch gut Mathe unterrich-
ten kdnnen im Einzelfall. Aber statistisch nachweis-
bar ist ein enger Zusammenhang zwischen der
Fachlehrerschaft einerseits und einem hohen Ni-
veau der Schilerinnen und Schuler andererseits.
Deswegen haben wir im Zuge unserer Mathema-
tikreform in der Tat darauf gedrangt, dass Mathe-
matikunterricht ab Klasse 5 nur noch von ausgebil-
deten Mathelehrern erteilt wird. Da sind wir weit ge-
kommen. Als wir die Reform angestoflen haben,
wurden an einigen Schulen noch unter 70 Prozent
der Mathematikstunden von Fachlehrern gegeben.
Wir liegen jetzt in beiden Schulformen, Stadtteil-
schule und Gymnasium, bei Uber 90 Prozent, beim
Gymnasium sogar uber 95 Prozent. Das war mdg-
lich, weil Uber 300 zusatzliche Mathematiklehrerin-
nen und -lehrer eingestellt worden sind. Unabhan-
gig von dem Streit, ob es in der Mathematik in die-
se oder jene Richtung gehen soll, fihrt das nach
unserer Uberzeugung tatsachlich dazu, dass Schii-
lerinnen und Schiler besser Mathe kénnen. Des-

wegen haben wir das gemacht, und wir sind davon
Uberzeugt, dass 300 Mathelehrer mehr auch ihre
Wirkung tun werden.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Eine weitere
Frage wurde gemeldet von Frau Prien von der
CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Senator, jenseits des in-
teressanten historischen Abrisses zu PISA und
den danach folgenden neu entwickelten Bildungs-
standards: Sie haben zum Ende der vergangenen
Legislaturperiode selbst eingerdumt, dass eine
Uberarbeitung der Hamburger Bildungsplane in
Hinblick auf eine zu starke Kompetenzorientierung
und ein Ausschlagen des Pendels zwischen Fach-
lichkeit und Kompetenzorientierung in die eine
Richtung, namlich die Kompetenzorientierungsrich-
tung, zu konstatieren seien, und dass Sie selbst ei-
ne Uberarbeitung der Hamburger Bildungspléane
fur sinnvoll erachten wirden. Ansatze dazu finden
sich auch im Koalitionsvertrag. Bei einer ersten
Debatte dazu, die wir im Sommer 2015 gefiihrt ha-
ben, haben Sie angegeben, Sie hatten zurzeit
Wichtigeres zu tun. Meine Frage: Planen Sie nach
wie vor in dieser Legislaturperiode eine Uberarbei-
tung der Hamburger Bildungsplane insgesamt,
aber insbesondere — denn das ist unser Thema
heute — im Fach Mathematik?

Senator Ties Rabe:* Die Uberarbeitung der Ma-
thematiklehrplane ist dann sinnvoll, wenn deutli-
cher auch in der Wissenschaft und Fachdidaktik
herausgearbeitet wird, in welche Richtung eine sol-
che Uberarbeitung erfolgen soll. Die jetzt aufgebro-
chenen Streitigkeiten auch innerhalb der Mathema-
tik geben dazu Anlass zu sagen, es musse jetzt
erst einmal auch wissenschaftlich genau betrachtet
werden, ob tatsachlich das Rechnen starker in den
Fokus gestellt wird oder ob auf dem bisher be-
schrittenen Weg weitergemacht wird. Solange die
Fachwissenschaft in diesem Punkt keine Einigkeit
aufweist, ist es wenig sinnvoll, sich die Lehrplane
insgesamt anzugucken.

Einen Punkt mochte ich aber aufgreifen und ergan-
zen. Auch ich hoére immer wieder aus der Wirt-
schaft, aus Bewerbungsgesprachen, aus der Of-
fentlichkeit, dass viele das Basisrechnen — ich
spreche nicht von Mathematik, sondern von Rech-
nen, Dreisatz, Prozentrechnung, Bruchrechnung —
mit Mathematik verwechseln. Ich bin mit drei Ma-
thematikern unter einem Dach zu Hause und die
wlrden mir sofort widersprechen, wenn ich be-
haupten wirde, dass Bruchrechnung Mathematik
sei. Bruchrechnung sei Rechnen, wirden sie sa-
gen. Aber genau das, was wir fur Mathematik hal-
ten und was viele Mathematiker als Rechnen be-
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zeichnen, sehe ich als einen Bereich an, der ge-
starkt werden muss. Wir werden uns deshalb mit
der Frage auseinandersetzen — und das tun wir in
dieser Legislaturperiode gewiss —, ob nicht zumin-
dest die Klasse 10 fur jene Schilerinnen und
Schuler, die danach in den Beruf Ubergehen, ge-
nutzt wird, um dieses Rechnen besserzustellen
und die Schilerinnen und Schiiler sicherer zu ma-
chen, damit sie bei Bewerbungstests, aber auch
spater im Beruf dieses Grundlagenwissen besser
beherrschen als zurzeit.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdégge
GRUNE)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es liegt eine
weitere Wortmeldung vor von Frau von Berg von
der GRUNEN Fraktion. Sie haben ebenfalls eine
Minute.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Senator Ra-
be, gibt es fur Hamburg neue Lernstandsuntersu-
chungen fur Mathematik? Und wenn es die gibt,
wie sind dort die Ergebnisse?

Senator Ties Rabe:* Wir warten mit Spannung auf
die nachste Studie, die uns tatsachlich Mathematik-
ergebnisse fir Hamburg bescheren wird. Sie wird
2017 oder 2018 verodffentlicht. Ich muss allerdings
sagen, dass zwar im Monatstakt Studien erschei-
nen, es aber in Wahrheit nur zwei Studien fur Ma-
thematik gibt, ndmlich TIMSS einerseits und ande-
rerseits die |QB-Studie, die tatsachlich Daten erhe-
ben. Alle anderen Studien schreiben leider von
diesen beiden Studien ab. Obgleich sie auch in der
Offentlichkeit stets grole Aufmerksamkeit finden,
prasentieren diese anderen Studien selten neue
Daten.

Die letzte aktuelle Studie, die iber Hamburg eine
Aussage trifft, stammt aus dem Jahr 2012. Die ge-
testeten Schilerinnen und Schiler besuchten in
der Zeit von 2002 bis 2012 die Schule. In dieser
Zeit sind die Neuntklassler untersucht worden mit
schlechten Ergebnissen fur Hamburg. Hamburg ist
damals auf Platz 13 aller Bundeslander gelandet
vor den beiden Stadtstaaten Berlin und Bremen
sowie Nordrhein-Westfalen. Das ist die jlingste ak-
tuelle Studie, die fir Hamburg Leistungen wieder-
gibt. Wo wir heute sechs Jahre spater stehen — die
getesteten Schilerinnen und Schiiler sind 2011
getestet worden —, kdnnen wir zurzeit nicht sagen.
In der Offentlichkeit wird immer viel dariiber disku-
tiert, dass Hamburgs Schilerinnen und Schiler
keine Mathematik beherrschen wiirden, aber einen
Vergleich zu anderen Bundeslandern gibt es der-
zeit nicht.

Ich mdchte die Gelegenheit wahrnehmen, darauf
hinzuweisen, dass gerade eine neue IQB-Studie
fur Deutsch und Englisch erschienen ist. Ich will
nicht nach Oberlehrer klingen, aber weil es auch

aus der Opposition die Kritik gab, ich hatte die pro-
blematischen Matheergebnisse dieser Studie ver-
schwiegen, sage ich ganz klar, dass diese Studie
Mathe gar nicht untersucht hat. Deswegen konnte
der Schulsenator keine Matheergebnisse in dieser
Studie nennen.

Und, Frau Prien, wenn Sie jetzt "Ach was" sagen,
dann darf ich auf lhre Pressemitteilung gezielt ant-
worten. Sie haben geschrieben, diese letzte IQB-
Studie habe der ehemalige Staatsrat Vieluf ausge-
wertet. Ach was, kann ich nur sagen. Das ist natur-
lich nicht wahr. Vielleicht ist das auch eine Erkla-
rung zu den Studien, bei denen wir jetzt gut abge-
schnitten haben, aber fiir Mathe gibt es nur eine al-
te und die war nicht so gut. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es liegt eine
weitere Wortmeldung vor, Frau Boeddinghaus von
der Fraktion DIE LINKE. Auch Sie haben eine Mi-
nute. Bitte.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wenn viele
Schulleitungen aus unterschiedlichen Schulformen
dem Senator mitteilen, dass seine sogenannte Ma-
theoffensive in ihren Schulen nicht so richtig Fuld
fasst und fur die Schilerinnen und Schiiler nicht
die nachhaltige Wirkung erzielt, die der Senat sich
erhofft, weil sie eben nicht individuell anknlpft an
die jeweiligen Schulkonzepte und gar nicht mit den
nétigen Ressourcen unterlegt ist, was antwortet
der Senator ihnen?

Senator Ties Rabe:* Der Senator antwortet, dass
ihm das, was Sie als viele Schulleitungen zitieren,
nicht bekannt ist. Ich sage Ihnen offen, dass Schul-
leiter in der Regel durchaus briefeschreibefreund-
lich sind. Einen Brief zum Thema Mathe gibt es
hier nicht. In der Tat sagen sehr wenige Schulen,
sie machten Mathe anders, insbesondere ohne
Fachlehrer. Es ist richtig, dass es hier einen Dis-
sens zwischen mir und einzelnen Schulen gibt. Ich
glaube aber, die Studien, die in diesem Punkt sehr
eindeutig sind, geben Anlass zu sagen, es ist rich-
tig, Mathematiklehrer einzusetzen. Wenn eine
Schule glaubt, sie konne sich dieser Idee widerset-
zen und weiterhin Chemie- und Sportlehrer vor al-
lem im Mathematikunterricht einsetzen mit der Be-
grindung, diese Lehrer kénnten besser Padago-
gik, dann muss ein Schulsenator auch manchmal
eine Entscheidung féllen. Dass die nicht jedem
passt, damit kann ich leben. Ich glaube aber, sie
ist richtig.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es liegt noch ei-
ne Fragestellung von der FDP-Fraktion vor, Frau
von Treuenfels-Frowein.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Herr Senator, ich habe eine sehr spezielle und
sehr konkrete Frage an Sie. In diesem Brief, Uber
den wir gerade sprechen, wird speziell auf Ham-
burgs Mathematikabituraufgaben Bezug genom-
men. Es steht darin, dass Hamburg Vorreiter dafir
sein mochte, Textaufgaben mit einem Inhalt zu
stellen, der so schwierig zu verstehen ist, dass erst
einmal eine halbe Stunde Einlesezeit extra gege-
ben werden muss, damit die Schiler diesen Text
Uberhaupt verstehen. Wie stehen Sie persdnlich zu
diesem Vorwurf, und wenn Sie ihn bejahen, wir-
den Sie dann dafiir sorgen, dass das ein Ende
hat?

Senator Ties Rabe:* In der Tat gibt es insbeson-
dere in der Hamburger Universitat unter den Ma-
thematikfachdidaktikern eine grofle Gruppe, die
diese Aufgaben stark préaferiert. Und das hat auch
Auswirkungen auf das Bundesland Hamburg. Ich
glaube aber, wir sollten uns an der Frage deshalb
nicht verkampfen, weil die Tatsache, dass wir jetzt
Uber den sogenannten Abituraufgaben-Pool bun-
deseinheitliche Aufgaben haben werden, die Ent-
scheidung schon herbeifihrt, ohne dass wir in
Hamburg den Glaubenskampf beginnen missen.
Denn tatsachlich werden jetzt 16 Bundeslander
sich jedes Jahr auf das Niveau, aber auch auf die
Frage Text oder weniger Text oder gar kein Text
bei den Abituraufgaben einigen. Ich habe von An-
fang an gesagt, dass wir uns sehr eng an diesen
Aufgaben orientieren werden, und damit wird im
GroRen und Ganzen diese Entscheidung in ganz
Deutschland mit gefallt. Hamburger Mathematik-
lehrer arbeiten daran mit, aber sie sind ein Teil.
Und ich habe jetzt bereits den Eindruck, dass die
sehr klare Textorientierung auf der Bundesebene
des Aufgaben-Pools ein Stiick zuriickgefahren
wird, wenn auch nicht vollstandig, sodass sich hier
vielleicht eine Verschiebung in der Schwerpunkt-
setzung von selbst ergibt.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Wir haben nun die 20 Minuten flr die erste Frage-
runde auch voll ausgenutzt und kommen zur zwei-
ten Fragestellung, die die SPD eingereicht hat.
Wer von der SPD mdéchte die Fragestellung Uber-
nehmen? Frau Jack, bitte sehr, Sie haben fir eine
Minute das Mikrofon.

[Die Bundeslédnder haben mit dem Bund ver-
einbart, dass ab dem 1. April 2017 Anlauf- und
Beratungsstellen bereit stehen sollen, damit
Kinder und Jugendliche, die zwischen 1949 bis
1975 in der Bundesrepublik oder zwischen
1949 und 1990 in der DDR in Einrichtungen der

Behindertenhilfe oder in Einrichtungen der
Psychiatrie Leid und Unrecht erfahren haben,
im Rahmen der Stiftung "Anerkennung und Hil-
fe" eine pauschale finanzielle Anerkennungs-
leistung von 9.000 Euro und gegebenenfalls ei-
ne Rentenersatzleistung erhalten kénnen.

Wie gewadhrleistet der Senat, dass in Hamburg
die Beratungen und Anmeldungen rechtzeitig
ab April erfolgen konnen und die Betroffenen
tiber die Moglichkeiten der Stiftung "Anerken-
nung und Hilfe" informiert werden? (Fragethe-
ma der SPD-Fraktion)]

Regina-Elisabeth Jack SPD: Die Bundeslander
haben mit dem Bund vereinbart, dass ab April
2017 Anlauf- und Beratungsstellen bereitstehen
sollen, damit Kinder und Jugendliche, die in der
Vergangenheit in stationaren Einrichtungen der
Behindertenhilfe und der Psychiatrie Unrecht und
Leid erfahren haben, im Rahmen der Stiftung An-
erkennung und Hilfe eine pauschale finanzielle An-
erkennungsleistung erhalten und gegebenenfalls
auch Rentenersatzleistungen. Wie gewahrleistet
der Senat, dass in Hamburg die Beratungen und
Anmeldungen ab April 2017 erfolgen kénnen und
die Betroffenen Uber die Moéglichkeiten der Stiftung
informiert werden?

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Bitte sehr. Der
Senat darf antworten.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr geehrte Abgeordnete! Ham-
burg hat die Anlaufstelle fiir die Stiftung Anerken-
nung und Hilfe, die gemeinschaftlich mit dem
Bund, den Landern und den Kirchen errichtet wur-
de, um Menschen, insbesondere Kindern und Ju-
gendlichen, zu helfen, die in Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe in den Jahren von 1949 bis 1975 auf
dem Gebiet der BRD und von 1949 bis 1990 auf
dem Gebiet der DDR Unrecht und Leid erlitten ha-
ben, bereits eingerichtet. Wir haben diese Bera-
tungs- und Anlaufstelle bei unserem Versorgungs-
amt eingerichtet. An gleicher Stelle war bereits die
Anlauf- und Beratungsstelle fir den Heimkinder-
fonds angesiedelt, sodass dort erfahrene Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter — vier an der Zahl, zwei
mehr als Uber die Bundesstiftung finanziert wer-
den — die Beratungstatigkeit bereits aufgenommen
haben. Wir haben dariber nicht nur in einer &ffent-
lichen Auftaktveranstaltung mit der Evangelischen
Stiftung Alsterdorf die Betroffenen, zahlreiche ge-
setzliche Betreuer, Angehorige, aber auch sonsti-
ge Interessierte informiert und das Antragsverfah-
ren im Detail erldutert, sondern wir haben dartber
hinaus Multiplikatoren gezielt informiert und wer-
den ab dem 1. April 2017 eine groRe Plakatkam-
pagne zu diesem Thema in der Stadt haben.

Es ist uns sehr wichtig, dass mdglichst viele Betrof-
fene die Mdglichkeit nutzen, hier Anerkennung zu
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finden, und auch diesen pauschalen Betrag und/
oder die Rentenersatzleistung fir sich in Anspruch
nehmen, denn man muss sagen, dass diese Stif-
tung sechs Jahre spater entstanden ist als der ei-
gentliche Heimkinderfonds seinerzeit und wir damit
eine grofle Ungerechtigkeitslicke endlich schlie-
Ren konnen. Darliber hinaus werden strukturell die
Hamburger Betreuungsvereine, Multiplikatoren und
Einrichtungen der Behindertenhilfe sowie psychia-
trische Kliniken gezielt von der Bundesgeschafts-
stelle der Stiftung mit Informationsmaterial ver-
sorgt, sodass wir darauf hoffen, mdglichst viele po-
tenziell Betroffene und/oder ihre Angehdrigen und
gesetzlichen Betreuer zu erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Gibt es eine
Nachfrage? Bitte sehr, Frau Jack noch einmal.

Regina-Elisabeth Jack SPD: Gibt es Uber dieses
technisch-finanzielle Angebot hinaus Hilfsangebo-
te, damit die leidhaften Erfahrungen, die diese
Menschen gemacht haben, bearbeitet und verar-
beitet werden kénnen?

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Anders als
beim Heimkinderfonds bringen wir dieses Mal pau-
schale Geldleistungen aus. Um dies leisten und mit
diesem speziellen Personenkreis das Antragsver-
fahren in angemessener Form gestalten zu kon-
nen, findet das Antragsverfahren in gemeinsamen
Gesprachen mit besonders geschulten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Versorgungsamtes
statt. Es muss nur plausibel gemacht werden, dass
die antragstellenden Personen im relevanten Zeit-
raum als Kinder und Jugendliche in diesen Einrich-
tungen der Behindertenhilfe oder den klinischen
Einrichtungen der Psychiatrie untergebracht wa-
ren. Dann kénnen wir durch ein Plausibilitatspri-
fungsverfahren relativ zigig nachprifen, ob sie
von dieser Stiftung eine Anerkennungsleistung be-
kommen koénnen oder ob sie moglicherweise tber
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anlaufstel-
le als Lotsen in andere Entschadigungssysteme
weiterverwiesen werden mussen, zum Beispiel ins
Opferentschadigungsgesetz, wenn sich die Dinge
nach 1975 zugetragen haben. Das ist von beson-
derer Bedeutung. Dann wird gemeinschaftlich
— und das ist eine groRRe Hilfe, die wir bei dem an-
deren Verfahren und bei dem anderen Fonds eben
nicht hatten — erfasst und vereinbart, um welche
Form von Unrecht und von Leid es sich handelt,
sodass die Betroffenen dies nicht allein tber muh-
selige Antrdge nachweisen missen. Das hat sich
in der Vergangenheit nicht bewdhrt. So kommt
man dann zu einem ziemlich konsensualen Antrag,
so unsere Hoffnung und vor allen Dingen die Leh-
ren aus dem Heimkinderfonds an dieser Stelle, der
eine pauschalierte Geldleistung zur Folge hat,

wenn sich das geschilderte Geschehen plausibili-
sieren lasst.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Es wurden wei-
tere Nachfragen angezeigt. Zunachst hat Herr
HeilBner von der CDU-Fraktion fir eine Minute die
Gelegenheit dazu.

Philipp HeiBner CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir begrifien es ausdriicklich,
dass der Senat einem Antrag der CDU-Fraktion
aus dem Januar 2015 gefolgt ist und die Stiftung
Anerkennung und Hilfe in Hamburg auch umge-
setzt hat.

Aber ist es vor dem Hintergrund, dass sich Ende
2014 aulder dem bayrischen alle Landessozialmi-
nister, auch der damalige Sozialsenator der SPD,
noch gegen die Griindung der Stiftung ausgespro-
chen haben, nicht etwas vermessen, sich dafiir
jetzt mit so einer Gefalligkeitsfrage feiern zu wol-
len? Und ware es vor dem Hintergrund, dass Opfer
aus Behinderteneinrichtungen und Psychiatrien,
wie Sie selbst sagten, erst mehrere Jahre spater
als andere Opfer etwa aus Erziehungsheimen ent-
schadigt werden und es vor allem dem personli-
chen Einsatz der Bundeskanzlerin zu verdanken
ist, dass dies jetzt doch noch geschieht, nicht an-
gemessener gewesen, Gutes zu tun und aus-
nahmsweise einmal zu schweigen?

(Beifall bei der CDU — Wolfgang Rose SPD:
Peinlich!)

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Grundsatzlich
muss man zu lhrer Frage sagen, dass es ein ein-
vernehmlicher Beschluss dieses Hauses war, dass
Hamburg sich fir die Einsetzung dieser Stiftung
engagieren soll.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist auf Bundesebene auch passiert. Es gibt
entsprechende einstimmige Beschlusslagen der
Arbeits- und Sozialministerkonferenz, der Gesund-
heitsministerkonferenz und der Jugend- und Fami-
lienministerkonferenz in dieser Sache. Gleichwohl
ist es unbestritten so, dass es zahlreiche Bundes-
lander gab, die sich angesichts der Erfahrungen
mit dem Heimkinderfonds, der vor allen Dingen fur
die Betroffenen die Konsequenz von aufwendigen,
sehr zermirbenden Antragsverfahren mit am Ende
teilweise nur geringen finanziellen Leistungen hat-
te, Uberlegt haben, wie man das mit dieser speziel-
len Zielgruppe besonders gestalten kann. Und es
ist so, dass Bund und Lander gemeinschaftlich die-
se Stiftung im Dezember 2016 errichtet haben,
Hamburg nicht allein dabei war, aber wir schon fir
uns mit in Anspruch nehmen, dass es am Ende zu
diesem pauschalierten Antragsverfahren gekom-
men ist, was im Bund sehr umstritten war.
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Es geht an dieser Stelle Gberhaupt nicht darum,
sich fur irgendetwas feiern zu lassen. Wenn man
sich die Berichte der Betroffenen am 20. Marz
2017 angehort hat und sich die Muhe macht, in die
Aufarbeitung der Evangelischen Stiftung Alsterdorf
aus ihren Zeiten als Alsterdorfer Anstalten zu die-
sem Thema einmal hineinzuschauen, dann kann
es gar nicht genug Anlasse geben, wo Politik auf
diese Stiftungen und ihre Notwendigkeit Bezug
nimmt, weil es in der Tat ein kaum aussprechliches
strukturell organisiertes Leid und Unrecht in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe und der klinischen
Psychiatrie gegeben hat, und zwar bis weit in die
Nachkriegszeit hinein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

9 000 Euro Pauschalleistung pro Betroffenen, ge-
gebenenfalls zusatzlich noch 5 000 Euro Einmal-
zahlung fir entgangene Sozialversicherungsleis-
tung, insbesondere Rentenkasse, sind auch kein
Grund zu feiern. Das ist eine Anerkennung fir erlit-
tenes Leid in staatlichen, privaten und kirchlichen
Einrichtungen. Und es ist wichtig, dass wir alle in
der Stadt an jeder Stelle erwdhnen, dass es diese
Stiftung gibt, dass wir den Betroffenen den Weg
weisen, sie im Antragsverfahren unterstiitzen und
sie ermutigen, diese Pauschalleistung, die selbst-
bestimmt verwendet werden kann und bei der an-
ders als beim Heimkinderfonds nicht dezidiert
nachgewiesen werden muss, wie sie zur Linderung
des Leids beitragt, auch einzufordern.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Mller
GRUNE)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Es folgt eine
Nachfrage von Frau Engels von der GRUNEN
Fraktion.

Mareike Engels GRUNE: Mich wiirde noch einmal
genauer interessieren, wer Anspriche geltend ma-
chen kann und mit wie viel Anspruchsberechtigten
in Hamburg gerechnet wird.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Anspriiche gel-
tend machen konnen all jene Menschen, die in den
Jahren 1949 bis 1975 auf dem Gebiet der Bundes-
republik als Kinder oder Jugendliche in Einrich-
tungen der Behindertenhilfe stationar unterge-
bracht waren und denen Leid und/oder Unrecht wi-
derfahren ist oder die Arbeitsleistungen erbracht
haben, fir die gar kein oder kein angemessener
Lohn entrichtet wurde in dieser Zeit, wahrend sie
minderjahrig waren. Fir all diejenigen, die in die-
sem Zeitraum in Einrichtungen der Kklinischen
Psychiatrie untergebracht waren, gilt an dieser
Stelle dasselbe Kriterium. Dariiber hinaus gilt dies
fur alle Menschen, die auf dem Gebiet der DDR
von 1949 bis 1990 in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe stationar untergebracht waren und dort
Leid und Unrecht erfahren haben oder Arbeitsleis-

tungen entrichtet haben, die nicht beziehungswei-
se nicht angemessen entlohnt wurden oder fir die
keine Beitrage an die Rentenkasse abgefihrt wor-
den sind. Das ist der Personenkreis. Es ist noch
nicht abschlieend abschatzbar, wie viele Betroffe-
ne es in Hamburg geben wird. Man hat sich bei der
Einrichtung der Anlauf- und Beratungsstellen fir
das sogenannte Wohnortprinzip entschieden, das
heil3t, die Menschen, die heute in Hamburg woh-
nen, machen ihre Anspriche bei unserer Bera-
tungsstelle geltend. Sie kdnnen im Anspruchszeit-
raum auch in einer Einrichtung jenseits von Ham-
burg untergebracht gewesen sein.

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
geht davon aus — und das ist die einzige Schat-
zung, die wir haben —, dass es bundesweit
250 000 Betroffene gegeben haben dirfte, von de-
nen jetzt noch ungefdhr 96 000 Antrage stellen
kénnten. In Hamburg gehen wir von einer Zahl zwi-
schen 12 000 und 16 000 Antrdgen aus, man kann
es aber nicht sicher sagen. Wichtig ist, dass wir
hier mit den Alsterdorfer Anstalten, also heute
Evangelische Stiftung Alsterdorf, eine groe Ein-
richtung der Behindertenhilfe haben und hatten,
aber wichtig ist eben auch zu wissen, dass das
Wohnortprinzip gilt, und damit kénnen auch Men-
schen, die in Einrichtungen aul3erhalb Hamburgs
untergebracht waren, aber heute in Hamburg woh-
nen, hier ihre Antrage stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Fir eine weite-
re Nachfrage hat Frau Boeddinghaus von der Frak-
tion DIE LINKE fir eine Minute das Mikrofon.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Vor dem Hin-
tergrund, dass bestimmte Praktiken der Freiheits-
entziehung wie Fesseln und Fixieren oder weitere
demutigende MalRnahmen schwarzer Padagogik
bei Kindern und Jugendlichen in der Jugendpsych-
iatrie, aber auch in der Jugendhilfe immer noch ub-
lich sind, stelle ich die Frage, was aus Sicht des
Senats dann die Beschrankung blof3 auf die Zeit
bis 1975 und nicht dartiber hinaus rechtfertigt.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Die Beschran-
kung auf 1975 orientiert sich an den Empfehlungen
des sogenannten Runden Tisches Heimerziehung.
Das ist der gleiche Bezugszeitraum, der auch fur
den Fonds Heimerziehung gegolten hat. Man hat
das Jahr 1975 fur die Bundesrepublik ausgewahlt,
weil spater das Opferentschadigungsgesetz in
Kraft getreten ist, auf das sich Menschen, die spa-
ter Leid, Unrecht, Ubergriffe et cetera erfahren ha-
ben, berufen kénnen, und weil 1975 die Ergebnis-
se der Psychiatrie-Enquete vorgelegt worden sind,
die dann zu einer wesentlichen Veranderung der
Arbeit in psychiatrischen Einrichtungen gefihrt ha-
ben. Das ist also ein Anspruchszeitraum, den nicht
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Hamburg gewahlt hat, sondern der bundesweit fiir
die Stiftung Anerkennung und Hilfe gilt. Er bezieht
sich auf diese beiden Rahmenbedingungen und
die sind am Runden Tisch Heimerziehung erarbei-
tet worden.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Dann haben wir
noch eine Nachfrage seitens der FDP-Fraktion.
Herr Oetzel bitte.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Senatorin!
Den Schatzungen zufolge wird damit gerechnet
— Sie hatten es gerade gesagt —, dass von den
96 000 Betroffenen, so steht es zumindest in den
Zahlen der Stiftung, circa 24 000 Personen diese
Leistungen nachfragen. Es gibt eine Frist, bis zu
der man sich bei der Stiftung um Mittel bewerben
kann. Sie lauft am 31. Dezember 2019 aus und die
Stiftung soll ihre Arbeit bis zum 31. Dezember
2021 eingestellt haben. Vor dem Hintergrund, dass
es hier um eine Ausgleichsleistung geht, wie wird
damit umgegangen, wenn viele der Leute, von de-
nen erwartet wird, dass sie ihre Anspriiche inner-
halb dieser Frist nicht geltend machen, nach der
Frist sagen, sie seien auch betroffen und wie kon-
ne ihnen geholfen werden? Oder was passiert
nach dem Jahr 2021, wenn die Stiftung nicht mehr
existiert? Ist dann fir die staatlichen Stellen diese
Schuld oder dieses Unrecht, das die Betroffenen
erlitten haben, quasi abgegolten? Und wenn nein,
wie soll damit umgegangen werden?

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Das ist eine
Frage, die im Vorfeld lange diskutiert wurde. Man
hat sich bundesweit daflir entschieden, die Rah-
menbedingungen des Heimkinderfonds auch hier
zugrunde zu legen. Grundsatzlich wirkt entlastend,
dass bis zum 31. Dezember 2019 nur der Antrag
eingegangen sein muss. Also das weitere Verfah-
ren kann sich dann noch hinziehen, die Antragsbe-
grindungen und die Gesprache kénnen danach
stattfinden. Gleichwohl kann es natirlich, wie von
Ihnen beschrieben, dazu kommen, dass jemand
sehr viel spater dies noch flr sich in Anspruch
nimmt. Diese Menschen kdnnen dann zwar nicht
mehr von der Stiftung Entschadigungsleistungen
erhalten, aber dann kommen eventuell andere Ent-
schadigungsrechte wie aus dem Opferentschadi-
gungsgesetz oder andere soziale Leistungen in
Betracht. Es ist dann unsere Aufgabe im Versor-
gungsamt — das besteht ja weiterhin —, diese Men-
schen an die entsprechenden fiir sie relevanten
Systeme zu verweisen.

Aus meiner Sicht kann man politisch nicht davon
sprechen, dass dann die Schuld abgegolten ist.
Das ist auf keinen Fall so, daflir wiegt das, was un-
ter staatlicher Aufsicht zum Teil strukturiert organi-
siert passiert ist, auch zu schwer. Es endet dann
einfach der Antragszeitraum fir die Stiftung Aner-
kennung und Hilfe aus meiner Sicht. Die Stiftung

Anerkennung und Hilfe hat nicht umsonst ein ge-
wisses Finanzvolumen aufgebracht fur die struktu-
relle Aufarbeitung dessen, was in diesen Einrich-
tungen passiert ist. Das ist in unserem Land noch
nicht ausreichend geschehen. Alsterdorf hat eine
wegweisende Forschungsarbeit dazu vorgelegt,
viele andere noch nicht, und man wird sich tberle-
gen mussen, wie man weiterhin damit umgeht. Der
Staat kann nicht erklaren, moralisch zumindest,
dass damit die Schuld abgegolten ist. Es lauft le-
diglich der Antragszeitraum bei dieser Stiftung aus.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Dann haben wir
noch eine Nachfrage seitens der AfD-Fraktion.
Herr Dr. Kérner bitte.

Dr. Joachim Korner AfD: Frau Senatorin, wurde
bei der Einrichtung des Hilfsfonds seinerzeit die
Chance genutzt, auch die Pharmafirmen daran zu
beteiligen, die durch unethische Medikamenten-
tests am Missbrauch der Kinder und Jugendlichen
mitgewirkt haben? Und wenn nein, wie bewerten
Sie das?

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Pharmafirmen
oder dritte Private sind an dem Stiftungsfonds nicht
beteiligt. Es sind die Lander, der Bund und die Kir-
chen, die als mal3gebliche Betreiber dieser Einrich-
tungen dort eingezahlt haben. Die Stiftung umfasst
ein Kapital von 288 Millionen Euro. Man kann Uber
die Stiftung Anerkennung und Hilfe durchaus auch
das Thema Medikamentengabe, strukturiert in
Form von missbrauchlich, als erfahrenes Leid gel-
tend machen. Dies ist jetzt nicht in erster Linie in
Hamburg 6ffentlich diskutiert worden, aber vor al-
len Dingen in Schleswig-Holstein, was medial auch
bekannt ist. Aber das sind keine Geldgeber, die
strukturell an der Summe des Stiftungskapitals be-
teiligt worden sind.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Weitere Nach-
fragen seitens der nicht mehr anwesenden frakti-
onslosen Abgeordneten kann es nicht geben.
Dann endet unsere heutige Senatsbefragung und
wir setzen nun fort mit der Schlussabstimmung.

Dazu rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 5,
Drucksache 21/8155 bis 21/8157, Berichte des
Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/8155 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8155
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Eingaben
— Drs 21/8156 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/8157 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/8155.

Wer mdchte sich hier den Empfehlungen anschlie-
Ren, die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
713/15 und 5/17 abgegeben hat? — Wer ist dage-
gen? — Wer enthalt sich? — Das ist angenommen.

Wer mochte sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben anschlieRen? — Wer
ist dagegen? — Enthaltungen? — Das ist ebenfalls
angenommen.

Nun zum Bericht 21/8156.

Wer mochte hier den Empfehlungen folgen, die der
Eingabenausschuss zu den Eingaben 562/16 und
636/16 abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist bei wenigen Enthaltungen ange-
nommen.

Wer schlie8t sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig ange-
nommen.

Jetzt zum Bericht 21/8157, zunéchst Ziffer 1. Diese
enthalt nur einstimmige Empfehlungen.

Wer mdchte sich diesen anschlieBen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist ebenfalls einstim-
mig angenommen.

Dann stelle ich noch fest, dass die Burgerschaft
von Ziffer 2 Kenntnis genommen hat.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Burgerschaft
die unter A aufgefuihrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
ebenfalls einstimmig angenommen.

Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 6, Drucksache 21/7589,
Grolte Anfrage der CDU-Fraktion: Schulschwan-
zen in Hamburg im Schuljahr 2015/2016.

***Sammellbersicht siehe Seite 3989

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Schulschwédnzen in Hamburg im Schuljahr
2015/2016

— Drs 21/7589 —]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU und der AfD an den Schulausschuss Uber-
weisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dies abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Biirgerschaft von der
Grolien Anfrage aus Drucksache 21/7589 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 7, Drucksache 21/7590,
Grolte Anfrage der CDU-Fraktion: Damit die Inte-
gration gelingt — Nutzt rot-griiner Senat endlich die
Chancen der zur Verfigung stehenden Arbeits-
marktprogramme fur Flichtlinge?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Damit die Integration gelingt — Nutzt rot-griiner
Senat endlich die Chancen der zur Verfiigung
stehenden Arbeitsmarktprogramme fiir Fliicht-
linge?

— Drs 21/7590 -]

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mdchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist damit abgelehnt.

Dann stelle ich auch hierzu fest, dass die Birger-
schaft von der GroRen Anfrage aus Drucksache
21/7590 ohne Besprechung Kenntnis genommen
hat.

Tagesordnungspunkt 8, Drucksache 21/7722,
GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Bur-
ger-/-innenbeteiligung.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Biirger-/-innenbeteiligung
— Drs 21/7722 -]

Wird hierzu Besprechung beantragt? — Wer unter-
stlitzt das? — Dies entspricht einem Drittel der an-
wesenden Abgeordneten, dann wird die Bespre-
chung der Drucksache 21/7722 fiir die nachste Sit-
zung vorgesehen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8156
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8157
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7589
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7590
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7722
JaussSa
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***Sammelübersicht siehe Seite 3989
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Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9, Druck-
sache 21/7758, Grofle Anfrage der CDU-Fraktion:
Warum versagt Rot-Griin bei den Lebensmittelkon-
trollen in den Bezirken? — Warum spielt der Senat
"Russisch Roulette" mit der Gesundheit der Ham-
burgerinnen und Hamburger?

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:

Warum versagt Rot-Griin bei den Lebensmittel-
kontrollen in den Bezirken? — Warum spielt der
Senat "Russisch Roulette” mit der Gesundheit
der Hamburgerinnen und Hamburger?

— Drs 21/7758 -]

Wird hierzu Besprechung beantragt? — Wird das
unterstitzt? — Dann haben wir ein Drittel erreicht
und die Besprechung der Drucksache 21/7758
wird fur die nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10, Druck-
sache 21/7966, GroRe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE: Fluchtlingskinder in Hamburger Kitas.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Fliichtlingskinder in Hamburger Kitas
— Drs 21/7966 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU und der LINKEN an den Familien-, Kinder-
und Jugendausschuss uberweisen. Die CDU-Frak-
tion mochte die Drucksache zusatzlich mitberatend
an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integra-
tion Uberweisen.

Wer stimmt zunéchst einer Uberweisung an den
Familien-, Kinder- und Jugendausschuss zu? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist angenom-
men.

Wer mdchte die Drucksache nun noch mitberatend
an den Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integra-
tion Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dies ist abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17, Druck-
sache 21/8251, Dringlicher Senatsantrag: Behor-
denumstrukturierung 2017.

[Dringlicher Senatsantrag:
Behoérdenumstrukturierung 2017
— Drs 21/8251 -]

Wer moéchte dem Senatsantrag aus Drucksache
21/8251 folgen und das darin enthaltene 23. Ge-
setz zur Anderung des Gesetzes Uber Verwal-

tungsbehodrden beschlieRen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist damit angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlieRen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist
damit auch in zweiter Lesung und somit endgultig
beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 21, Drucksache 21/8136,
Unterrichtung durch die Prasidentin: Birgerschaftli-
ches Ersuchen vom 8. September 2016: "Verant-
wortungsvoller Umgang mit aus der Obhut des
Staates entwichenen minderjahrigen Flichtlingen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 8. Septem-
ber 2016: "Verantwortungsvoller Umgang mit
aus der Obhut des Staates entwichenen min-
derjahrigen Fliichtlingen" — Drs. 21/5516

— Drs 21/8136 —]

Die CDU-Fraktion moéchte diese Drucksache an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen. Vonseiten der FDP liegt ein Antrag
auf Uberweisung an den Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschuss vor.

Wer méchte nun zunachst der Uberweisung an
den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration
folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist damit abgelehnt.

Wer dann die Drucksache an den Familien-, Kin-
der- und Jugendausschuss Uiberweisen mochte,
den bitte ich nun um das Handzeichen. — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist abgelehnt.

Abschlief3end stelle ich fest, dass die Birgerschaft
von der Drucksache 21/8136 Kenntnis genommen
hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 25, Druck-
sache 21/8285, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Blrgerschaftliches Ersuchen vom 26. Oktober
2016: "Hafencity Universitat (HCU) — Starke und
Besonderheit weiter férdern und festigen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7758
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7966
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8251
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8136
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Biirgerschaftliches Ersuchen vom 26. Oktober
2016: "Hafencity Universitat (HCU) — Starke und
Besonderheit weiter fordern und festigen" -
Drs. 21/6474 (Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN)

— Drs 21/8285 -]

Diese Drucksach_e mochten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Ausschuss fiir Wis-
senschaft und Gleichstellung Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Das ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 32, Drucksache 21/8187, Be-
richt des Innenausschusses: Keine Abschiebungen
nach Afghanistan!

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 21/6748:

Keine Abschiebungen nach Afghanistan! (An-
trag der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/8187 -]

Wer mochte hier der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist da-
mit ebenfalls beschlossen und angenommen.

Dann haben wir Tagesordnungspunkt 33, Drucksa-
che 21/8188, Bericht des Innenausschusses: Ent-
wurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des
Feuerwehrgesetzes.

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 21/7345:

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ande-
rung des Feuerwehrgesetzes (Senatsantrag)

— Drs 21/8188 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen und das Sechste Gesetz zur Ande-
rung des Feuerwehrgesetzes aus Drucksache
21/7345 beschlielen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist hiermit angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Nein.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlieRen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Ge-
setz auch in zweiter Lesung und somit endglltig
beschlossen worden.

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 35,
Drucksache 21/8283, Bericht des Innenausschus-
ses: Ein humanitéres Aufnahmeprogramm fir Ge-
flichtete aus Griechenland.

[Bericht des Innenausschusses liber die Druck-
sache 21/4894 (Neufassung):

Ein humanitires Aufnahmeprogramm fiir Ge-
flichtete aus Griechenland (Antrag der Frakti-
on DIE LINKE)

— Drs 21/8283 —]

Wer mdchte sich der Empfehlung des Innenaus-
schusses anschliefen? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Die Empfehlung ist damit angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38, Drucksa-
che 21/8081, Bericht des Haushaltsausschusses:
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung haushalts-
rechtlicher Vorschriften.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/7242:

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung haus-
haltsrechtlicher Vorschriften (Senatsantrag)

— Drs 21/8081 —]

[Antrag der Fraktionen der FDP und der CDU:
Mehr Transparenz bei Erméachtigungsiibertra-
gen — Information der Biirgerschaft iiber mehr-
jahrige Ubertragung von Haushaltsresten si-
cherstellen

— Drs 21/8494 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/8494 ein An-
trag der Fraktionen der FDP und der CDU vor. Die-
sen mochten die Fraktionen der SPD und der
GRUNEN an den Haushaltsausschuss (iberwei-
sen.

Wer mdchte nun zunichst diesem Uberweisungs-
begehren folgen? — Wer nicht? — Enthaltungen? —
Das ist damit angenommen.

Wir kommen dann zu der Abstimmung Uber den
Bericht des Haushaltsausschusses aus Drucksa-
che 21/8081.

Wenn Sie der Ausschussempfehlung folgen méch-
ten und das Gesetz zur Anpassung haushalts-
rechtlicher Vorschriften aus Drucksache 21/7242 in
der vom Senat am 15. Dezember 2016 berichtigten
Fassung beschlielen mdchten, dann bitte ich Sie
nun um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist bei wenigen Enthaltungen
angenommen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8285
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8187
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8188
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8283
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8081
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8494
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Es bedarf auch hierzu einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlielRen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist
damit auch in zweiter Lesung und somit endguiltig
beschlossen worden.

Punkt 41, Drucksache 21/8236, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Entwurf eines Gesetzes zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie, Pfle-
ge und Beruf fur die hamburgischen Beamtinnen,
Beamten, Richterinnen und Richter.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 21/7292:

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf fiir
die hamburgischen Beamtinnen, Beamten,
Richterinnen und Richter (Senatsantrag)

— Drs 21/8236 -]

Wer moéchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das soeben genannte Gesetz aus Drucksache
21/7292 beschlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist damit angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat auch in diesem Fall einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlielRen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz
ist damit auch in zweiter Lesung und somit endgul-
tig beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 43, Drucksache 21/8238, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Elftes Gesetz
und Verordnung zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/6894:

Elftes Gesetz und Verordnung zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften (Senatsantrag)

— Drs 21/8238 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Eingruppierung der Geschiftsfiihrerin oder des
Geschaftsfiihrers der Prifungsamter fiir Juris-
ten

— Drs 21/8495 -]

Hierzu liegt IThnen als Drucksache 21/8495 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Wer sich diesem anschliefen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist bei wenigen Enthaltungen an-
genommen.

Wir kommen dann zum Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus Drucksache 21/8238.

Wer méchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Elfte Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften aus Drucksache 21/6894 mit der so-
eben beschlossenen Anderung annehmen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig
angenommen.

Auch hier bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Und auch hier die Frage: Gibt es Wider-
spruch aus dem Hause? — Nein.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlieRen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Gesetz auch in zweiter Lesung und somit endglltig
beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 49, Drucksache 21/8159, Be-
richt des Stadtentwicklungsausschusses: Potenzia-
le fur Wohnraum in Hamburg nutzen — Mit einer
"Task Force" gegen Zweckentfremdung und Leer-
stand effektiv vorgehen.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/3678:

Potenziale fir Wohnraum in Hamburg nutzen -
Mit einer "Task Force" gegen Zweckentfrem-
dung und Leerstand effektiv vorgehen (Antrag
der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/8159 -]

Von Ziffer 1 der Ausschussempfehlung hat die Bur-
gerschaft Kenntnis genommen.

Wer moéchte Ziffer 2 der Ausschussempfehlung
seine Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist bei einigen Gegenstimmen
angenommen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8236
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8238
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8495
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8159
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Tagesordnungspunkt 52, Drucksache 21/8314, Be-
richt des Ausschusses flr Soziales, Arbeit und In-
tegration: Integrationsfonds zur Unterstitzung
christlicher Flichtlinge aus Eritrea nutzen.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration liber die Drucksache 21/7322:
Integrationsfonds zur Unterstiitzung christli-
cher Fliichtlinge aus Eritrea nutzen (Antrag der
CDU-Fraktion)

— Drs 21/8314 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist bei einigen Enthaltungen angenommen
worden.

Tagesordnungspunkt 56, Drucksache 21/8183, An-
trag der AfD-Fraktion: Konzerthaus von Weltruhm
beanspruchen, aber ohne Taxis?

[Antrag der AfD-Fraktion:

Konzerthaus von Weltruhm beanspruchen,
aber ohne Taxis?

— Drs 21/8183 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache feder-
fihrend an den Verkehrsausschuss und mitbera-
tend an den Stadtentwicklungsausschuss Uberwei-
sen. Die FDP-Fraktion mdchte das Uberweisungs-
begehren nach Ausschissen getrennt abstimmen
lassen.

Wer méchte zunéchst der Uberweisung an den
Verkehrsausschuss folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das Uberweisungsbegehren ist damit
abgelehnt.

Wer mochte an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist auch diese Uberweisung abgelehnt.

Dann lasse ich Uber den Antrag der AfD-Fraktion
aus Drucksache 21/8183 in der Sache abstimmen.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Er ist damit abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 60, Drucksache 21/8337, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Offentliche Debatte
und Beteiligung ermdglichen: Fristverlangerung fur
die Einreichung von Stellungnahmen zum Exper-
tenkommissionsbericht zur Lehrer- und Lehrerin-
nenbildungsreform.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Offentliche Debatte und Beteiligung erméogli-
chen: Fristverlangerung fiir die Einreichung
von Stellungnahmen zum Expertenkommissi-
onsbericht zur Lehrer-/-innenbildungsreform

— Drs 21/8337 -]

Wer méchte diesem Antrag folgen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Tagesordnungspunkt 61, Drucksache 21/8339, An-
trag der AfD-Fraktion: Elbradwanderweg in Ovel-
génne.

[Antrag der AfD-Fraktion:
Elbradwanderweg in Ovelgénne
— Drs 21/8339 -]

Hierzu liegt vonseiten der AfD-Fraktion ein Antrag
auf Uberweisung federfiihrend an den Verkehrs-
ausschuss sowie mitberatend an den Ausschuss
fur Umwelt und Energie vor. Die FDP-Fraktion
mochte das Uberweisungsbegehren nach Aus-
schissen getrennt abstimmen lassen.

Wer mochte nun zunéchst der Uberweisung an
den Verkehrsausschuss folgen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das Uberweisungsbegeh-
ren ist damit abgelehnt.

Wer mochte an den Ausschuss fiur Umwelt und
Energie Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch dieses Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Dann stimmen wir Uber den Antrag der AfD-Frakti-
on aus Drucksache 21/8339 in der Sache ab. Die
FDP-Fraktion mochte Ziffer 4 des Antrags separat
abstimmen lassen.

Wer moéchte nun zunachst die Ziffern 1 bis 3 des
Antrags annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist damit abgelehnt.

Wer mochte schlieRlich noch Ziffer 4 seine Zustim-
mung geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist auch diese Ziffer abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 65, Drucksache 21/8346, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Baumittel far
das Kulturhaus Eppendorf im Zentrum Martini44.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Baumittel fiir
das Kulturhaus Eppendorf im Zentrum Marti-
ni44

— Drs 21/8346 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8314
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8183
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8337
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8339
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8346
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Wer mdchte diesen Antrag beschlieRen? — Gegen- Ich wiinsche lhnen einen schonen Feierabend.
probe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag Ende: 20.31 Uhr
angenommen. i

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Deniz Celik, Martin Dolzer, Jennyfer Dutschke,
Inge Hannemann, Dora Heyenn, Cansu Ozdemir, Brigitta Schulz, Séren Schumacher, Dr. Jens Wolf und
Mehmet Yildiz
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Anlage
Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO

fur die Sitzung der Birgerschaft am 29. Marz 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

22 8252 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. September 2016

Bericht des Verkehrsausschusses uber die Drs. 21/3308 (Antrag der CDU-Fraktion): "Be-
zirksversammlungen rechtzeitig bei groferen Verkehrsprojekten einbinden/Mehr Transpa-
renz bei Strallenbauprojekten® — Drs. 21/5925

23 8273 [Blurgerschaftliches Ersuchen vom 23. Juni 2016

Bericht des Ausschusses fiir Umwelt und Energie Uber die Drs. 21/4253 (Antrag der Frakti-
on DIE LINKE) und 21/4392 (Antrag der FDP-Fraktion) "Hamburger Ferienpass 2016 —
Angebot des stadtischen Schwimmbad-Betreibers Baderland wieder aufnehmen® —

Drs. 21/4979

24 8282 [Erhohung des Entgelts nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Hamburgisches Abgeordnetengesetz
(HmbAbgG)

26 8050 |Bericht des Schulausschusses

27 8114 |Bericht des Schulausschusses

28 8182 |Bericht des Schulausschusses

30 8052 | Bericht des Innenausschusses
31 8053 | Bericht des Innenausschusses
34 8266 |Bericht des Innenausschusses
36 8317 [Bericht des Innenausschusses

37 8080 [Bericht des Ausschusses Offentliche Unternehmen

40 8235 | Bericht des Haushaltsausschusses

44 8239 | Bericht des Haushaltsausschusses

45 8083 | Bericht des Verkehrsausschusses

46 8115 | Bericht des Ausschusses fur Justiz und Datenschutz

48 8158 [Bericht des Europaausschusses

50 8184 | Bericht des Ausschusses fur Umwelt und Energie

51 8186 [Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration
53 8267 |Bericht des Gesundheitsausschusses

54 8268 |Bericht des Gesundheitsausschusses
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
19 8330 Zwischenbericht der Aufsichtskommission geman SPD, Familien-, Kinder-
§ 27a des Hamburgischen Gesetzes zur Ausfiihrung des | GRUNEN |und Jugendaus-
Achten Buches Sozialgesetzbuch schuss
— Kinder- und Jugendhilfe — (AG SGB VIII) vom 25. Juni
1997 Uber ihre Tatigkeit von August 2013 bis Dezember
2015
20 8134 Tatigkeitsbericht 2016 des Hamburger Rates fur nachhal- | SPD, Europa-
tige Entwicklungspolitik — Drs. 19/2896 und 19/4403 GRUNEN |ausschuss
39 8082 Bericht des Haushaltsausschusses zum Thema ,For- inter- Haushalts-
schungsprojekt zur Weiterentwicklung des Haushaltswe- |fraktionell |ausschuss
sens der FHH"
57 8185 Beteiligung an der Initiative ,Calliope — Startrampe fiir di- |CDU, Schulausschuss
gitale Bildung“, um Hamburgs Grundschiuler auf die digi- |LINKEN
tale Welt vorzubereiten
64 8342 Reform der Grundsteuer — Teures Burokratiemonster ver- | SPD, Haushalts-
hindern, Metropolregionen nicht zusatzlich belasten CDU, ausschuss
GRUNEN
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen
TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
29 8051 Innenausschuss Ausbreitung des Salafismus zielgerichtet bekdmpfen! Aktivita-
ten der LIES!-GmbH und verbundener Organisationen unver-
ziglich unterbinden!
47 8135 Ausschuss fur Wirtschaft, | Hamburg zur Griinderhauptstadt machen — Hamburger Cluster

Innovation und Medien

fur Unternehmensgrinder 6ffnen






